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ZUSAMMENFASSUNG 

Das Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der Republik Moldau 

wurde am 27. Juni 2023 in Schaan im Rahmen des EFTA-Ministertreffens unter 

liechtensteinischem Vorsitz unterzeichnet. Das Abkommen entspricht weitgehend 

den neueren EFTA-Freihandelsabkommen und hat einen sektoriell umfassenden 

Geltungsbereich. Es enthält Bestimmungen zum Warenhandel, zu technischen 

Handelshemmnissen, zu gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen 

Massnahmen, zu Ursprungsregeln, zu Handelserleichterungen, zum Handel mit 

Dienstleistungen, zu Investitionen, zum Schutz des geistigen Eigentums, zum öf-

fentlichen Beschaffungswesen, zum Wettbewerb, zur Streitbeilegung sowie zu 

Handel und nachhaltiger Entwicklung. Mit Moldau vereinbarten die EFTA-Staaten 

zudem erstmals ein umfassendes Kapitel über den elektronischen Handel auf der 

Basis des im Jahr 2021 etablierten EFTA-Modelltextes. Mit dem Abkommen werden 

die Rechtssicherheit und die Vorhersehbarkeit der bilateralen Wirtschaftsbezie-

hungen allgemein verbessert und die Behördenzusammenarbeit verstärkt. Es wird 

ein gemischter Ausschuss geschaffen, der die Umsetzung des Abkommens über-

wacht. 

Für Liechtenstein als exportorientiertes Land mit weltweit diversifizierten Absatz-

märkten sind der Abschluss und die Modernisierung von Freihandelsabkommen 

mit Handelspartnern ausserhalb der EU und der EFTA – neben dem Zollvertrag mit 

der Schweiz, der Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und der 

Mitgliedschaft bei der Welthandelsorganisation (WTO) – ein zentrales Instrument 

der Aussenwirtschaftspolitik zur Verbesserung des Marktzugangs im Ausland. Die 

Abkommen tragen zur Vermeidung oder Beseitigung von Diskriminierungen bei, 

die sich aus Präferenzabkommen ergeben, die liechtensteinische Handelspartner 

mit anderen Ländern abschliessen. 

Das Freihandelsabkommen mit Moldau erweitert das Freihandelsnetz der EFTA 

und trägt zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der liechtensteinischen Wirt-

schaftsakteure auf dem moldauischen Markt bei. Zudem wird das Diskriminie-

rungspotenzial gegenüber der Europäischen Union und dem Vereinigten König-

reich, die beide bereits über Freihandelsabkommen mit Moldau verfügen, mini-

miert.  
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Der Abschluss eines Abkommens mit Moldau ist vor dem Hintergrund der russi-

schen Aggression gegen die Ukraine und der schwierigen innenpolitischen Situa-

tion, in der sich Moldau befindet (Spaltung in ein pro-westliches und ein pro-russi-

sches Lager), auch politisch bedeutsam. Zudem trägt es zur weiteren Vertiefung 

der bilateralen Beziehungen mit Moldau bei, nachdem das Land bereits seit 2007 

ein Schwerpunktland des Liechtensteinischen Entwicklungsdienstes (LED) ist. 

Mit Inkrafttreten werden 98,5 Prozent der heutigen Ausfuhren aus dem Ursprungs-

gebiet Schweiz/Liechtenstein nach Moldau zollbefreit. Für Industrieprodukte sowie 

für Fisch- und andere Meeresprodukte erfolgt ab Inkrafttreten des Abkommens die 

gegenseitige, vollständige Abschaffung aller Zölle. In den Bereichen der techni-

schen Handelshemmnisse sowie der gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutz-

rechtlichen Massnahmen wird die Verringerung von nichttarifären Handelshemm-

nissen bezweckt. Für den Dienstleistungshandel übernimmt das Abkommen mit ei-

nigen Verbesserungen den Geltungsbereich, die Begriffsbestimmungen und die 

wichtigsten Disziplinen des Allgemeinen Abkommens über den Handel mit Dienst-

leistungen (GATS) der WTO. Das Kapitel wird durch sektorielle Anhänge mit spezi-

fischen Regeln, die über jene des GATS hinausgehen, ergänzt. Beim geistigen Ei-

gentum stützen sich die Bestimmungen auf die Normen des entsprechenden WTO-

Übereinkommens (TRIPS- Abkommen) und gehen punktuell darüber hinaus. In Be-

zug auf das öffentliche Beschaffungswesen bestätigen die Vertragsparteien die An-

wendung des plurilateralen WTO-Übereinkommens über das öffentliche Beschaf-

fungswesen, dem sie beigetreten sind. Zudem vereinbarten sie einige Bestimmun-

gen, die darüber hinausgehen. 

Das Abkommen sieht ausserdem eine kohärente Umsetzung vor, die auf die 

Grundsätze der internationalen Beziehungen und die Zielsetzung der nachhaltigen 

Entwicklung ausgerichtet ist. Zu diesem Zweck sind in der Präambel unter anderem 

Grundwerte und Prinzipien der Vereinten Nationen verankert. Weitere Bestimmun-

gen des Abkommens betreffen handelsrelevante Umweltthemen und Arbeitsnor-

men. Auf institutioneller Ebene wird zur Überwachung der Anwendung des Abkom-

mens und zu dessen Weiterentwicklung sowie zur Durchführung von Konsultatio-

nen ein gemischter Ausschuss eingesetzt. Für Streitigkeiten, die nicht mittels Kon-

sultationen lösbar sind, sieht das Abkommen ein bindendes Schiedsverfahren vor.  
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Vaduz, 9. Juli 2024 

LNR 2024-1075 

P 

Sehr geehrter Herr Landtagspräsident, 

Sehr geehrte Frauen und Herren Abgeordnete 

Die Regierung gestattet sich, dem Hohen Landtag nachstehenden Bericht und An-

trag betreffend das Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der 

Republik Moldau vom 27. Juni 2023 zu unterbreiten. 

I. BERICHT DER REGIERUNG 

1. AUSGANGSLAGE  

1.1 Aussenpolitischer Kontext 

Die Hauptaufgabe der Aussenwirtschaftspolitik Liechtensteins besteht darin, den 

liechtensteinischen Wirtschaftsakteuren möglichst stabile, vorhersehbare, hinder-

nis- und diskriminierungsfreie Bedingungen für den Zugang zu möglichst vielen 

ausländischen Markten zu verschaffen. Der Abschluss von Freihandelsabkommen 

(FHA) mit Staaten ausserhalb der EU bildet neben dem Zollvertrag mit der Schweiz, 

der Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und der Mitglied-

schaft in der Welthandelsorganisation (WTO) einen der wichtigsten Pfeiler der 

liechtensteinischen Aussenwirtschaftspolitik, um den Zugang Liechtensteins zu 

ausländischen Markten zu verbessern. Die Bedeutung dieser Politik zeigt sich 
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besonders angesichts protektionistischer Tendenzen im Welthandel, die die liech-

tensteinische Aussenwirtschaftspolitik vor grosse Herausforderungen stellen. 

Liechtenstein verfügt gegenwärtig über 29 im Rahmen der EFTA abgeschlossene 

und in Kraft getretene FHA. Betreffend Warenverkehr ist es ausserdem über den 

Zollvertrag in die vier bilateralen Abkommen der Schweiz mit den Färöern, Japan, 

China sowie dem Vereinigten Königreich eingebunden. 

Mit dem Abschluss des Abkommens EFTA–Moldau wird die Wettbewerbsfähigkeit 

der liechtensteinischen Wirtschaft auf dem moldauischen Markt gestärkt und das 

Diskriminierungspotenzial gegenüber der EU und dem Vereinigten Königreich, die 

beide über Freihandelsabkommen mit Moldau verfügen, minimiert. Das Abkom-

men eröffnet einen breiten Marktzugang und verbessert die rechtlichen Rahmen-

bedingungen für die liechtensteinischen Wirtschaftsakteure. Der Abschluss eines 

Abkommens mit Moldau ist vor dem Hintergrund der russischen Aggression gegen 

die Ukraine und der schwierigen innenpolitischen Situation, in der sich Moldau 

befindet (Spaltung in ein pro-westliches und ein pro-russisches Lager), auch poli-

tisch bedeutsam. Zudem trägt es zur weiteren Vertiefung der bilateralen Bezie-

hungen mit Moldau bei, nachdem das Land bereits seit 2007 ein Schwerpunktland 

des Liechtensteinischen Entwicklungsdienstes (LED) ist. 

1.2 Wirtschaftliche und politische Lage sowie Aussenwirtschaftspolitik Mol-

daus 

Moldau weist eine Einwohnerzahl von knapp 2,6 Millionen und eine Fläche von 

33’843 Quadratkilometern auf. Seit 2020 ist die Vertreterin der pro-europäischen 

Partei der Aktion und Solidarität (PAS), Maia Sandu, Präsidentin des südosteuro-

päischen Binnenstaates. Seit 2021 besitzt die PAS eine Mehrheit der Stimmen im 

Parlament und konnte somit auch eine eigene Regierung bilden. Dies erlaubte es 

Präsidentin Sandu in den letzten Jahren, mit voller Rückendeckung des Parlaments 

und der Regierung, ambitionierte Reformpläne zu verfolgen. Zwischen den 
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politischen Anschauungen der verschiedenen Parteien in Moldau bestehen jedoch 

weiterhin tiefe Gräben. Die Innenpolitik wird von den Diskussionen um die grund-

sätzliche Ausrichtung der moldauischen Aussenpolitik dominiert. Während ein Teil 

der politischen Parteien (v. a. sozialistischer Ausrichtung) für eine stärkere Anleh-

nung des Landes an Russland steht, setzen sich liberale Parteien für einen Beitritt 

oder zumindest für eine Annäherung Moldaus an die EU ein. Ein weiteres wichti-

ges innenpolitisches Thema ist der seit dem Zerfall der Sowjetunion bestehende 

Transnistrienkonflikt, welcher mit der russischen Aggression gegen die Ukraine am 

24. Februar 2022 unmittelbar neue Bedeutung gewann. 

Mit einem vom Internationalen Währungsfonds (IWF) geschätzten durchschnittli-

chen Pro-Kopf-BIP von knapp 7000 Dollar im Jahr 2023 ist Moldau eines der ärms-

ten Länder Europas. Nach Schätzungen des IWF beläuft sich das nominale Brutto-

inlandprodukt Moldaus auf 17,05 Milliarden Dollar im Jahr 2023. Der grösste Wirt-

schaftssektor ist der Dienstleistungssektor (55%), in welchem ebenfalls die meis-

ten Arbeitstätigen beschäftigt sind (mehr als 65%). Die Arbeitslosigkeit ist allge-

mein sehr niedrig und beträgt nach Schätzungen des IWF aktuell rund 3,5%. Im 

Jahr 2022 führten die Auswirkungen der russischen Aggression gegen die Ukraine 

zusammen mit einer hohen Inflation (insbesondere im Energiesektor) sowie eine 

schwächere landwirtschaftliche Produktion zu einem starken temporären Rück-

gang der moldauischen Wirtschaftsleistung. Durch eine Erholung der Binnennach-

frage sowie eine proaktive Politik der moldauischen Nationalbank ist aber bereits 

im Jahr 2023 eine deutliche Erholung eingetreten. Für das Jahr 2024 wird gar ein 

Wirtschaftswachstum von 4,3 Prozent erwartet. Dennoch bilden die Entwicklun-

gen der russischen Aggression gegen die Ukraine und Risiken der Energiesicherheit 

ein gewisses Unsicherheitspotenzial, weshalb sich die Innenpolitik der PAS weiter-

hin auf die Abmilderung der wirtschaftlichen und sozialen Folgen der Aggression 

und des Energieschocks konzentriert. Am 23. Juni 2022 hat der Europäische Rat 

Moldau den Status eines EU-Beitrittskandidaten verliehen. Bereits im Vorfeld 
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erkannte die Europäische Kommission ausdrücklich an, dass die moldauischen Be-

hörden ihr Engagement für die Korruptionsbekämpfung und die Reform der Justiz 

und der öffentlichen Verwaltung unter Beweis gestellt haben. Am 14. Dezember 

2023 hat der Europäische Rat die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen mit der 

Republik Moldau beschlossen. 

Die innenpolitischen Prioritäten der Regierung von Präsidentin Sandu sind insbe-

sondere die Korruptionsbekämpfung, Justizreformen, Stärkung der Institutionen, 

Lösung der drängendsten sozialen und wirtschaftlichen Probleme sowie die Be-

kämpfung der Folgen des Klimawandels. Der Transnistrien-Friedensprozess bleibt 

ebenso hoch auf der Agenda, wobei die Präsidentin mehr Spielraum gegenüber 

Russland sucht. Hauptleitlinien der Aussenpolitik sind das Streben nach allmähli-

cher Integration in Europa sowie die Neutralität des Landes, welche auch in der 

Verfassung festgeschrieben ist und u. a. zur Folge hat, dass Moldau, obschon Mit-

glied der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) und der Organisation für De-

mokratie und Wirtschaftliche Entwicklung (GUAM), nicht an militärischen Kompo-

nenten dieser Organisationen teilhat. Moldau ist zudem Mitglied der «Partnership 

for Peace» der NATO. 

Die Aussenwirtschaftspolitik des Landes ist auf eine stärkere Integration Moldaus 

in internationale Handelsnetzwerke sowie eine Diversifizierung der Handelsbezie-

hungen ausgerichtet, insbesondere um bestehende wirtschaftliche Abhängigkei-

ten (vor allem gegenüber Russland) zu reduzieren. In diesem Zusammenhang sind 

die Beziehungen zur EU von besonderer Relevanz. Moldau und die EU haben 2010 

die Verhandlungen über ein Assoziierungs- und Freihandelsabkommen aufgenom-

men, welches am 1. Juli 2016 formell in Kraft getreten ist. Als Teil des Assoziie-

rungsabkommens mit der EU ist die Einrichtung einer vertieften und umfassenden 

Freihandelszone (Deep and Comprehensive Free Trade Area – DCFTA) vereinbart 

worden, welche – abhängig von Reformfortschritten seitens Moldau – graduell 
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eingeführt wird. Diese Freihandelszone sieht die schrittweise Annäherung mol-

dauischer Rechtsvorschriften an EU-Rechtsvorschriften vor und ermöglicht eine 

enge Anbindung an den EU-Binnenmarkt. Die EU ist mittlerweile auch zum gröss-

ten Handelspartner Moldaus avanciert. 

Bisher verfügt Moldau über Freihandelsabkommen mit Armenien (seit 1995 in 

Kraft), den Balkanstaaten (CEFTA, seit 2007 in Kraft), GUAM (seit 2003 in Kraft), 

GUS (seit 2012 in Kraft), Kirgisistan (seit 1996 in Kraft), der Türkei (seit 2016 in 

Kraft), der Ukraine (seit 2005 in Kraft) und dem Vereinigten Königreich (seit 2021 

in Kraft). Ausserdem ist derzeit ein Abkommen mit China in Verhandlung. 

1.3 Bilaterale Beziehungen sowie bilaterale Abkommen Liechtenstein-Mol-

dau 

Liechtenstein nahm 2001 mit der Republik Moldau diplomatische Beziehungen 

auf. 2007 wurde das bilaterale „Abkommen über die humanitäre Hilfe und techni-

sche Zusammenarbeit“ zwischen der Regierung der Republik Moldau und der Re-

gierung des Fürstentums Liechtenstein unterzeichnet (LGBl. 2019 Nr. 60; Inkraft-

treten: 13. März 2008). Dieses Abkommen setzt den Rahmen für die Durchführung 

von Entwicklungsprojekten durch den Liechtensteinischen Entwicklungsdienst 

(LED). Der Abschluss eines bilateralen Abkommens wurde insbesondere ange-

strebt, um dem LED die Arbeit vor Ort zu ermöglichen. Es trägt zudem zur Erhö-

hung der Sichtbarkeit des liechtensteinischen Engagements in Moldau bei und 

kann als Stärkung der guten bilateralen Beziehungen zwischen Liechtenstein und 

Moldau gesehen werden. Die enge Zusammenarbeit wird dadurch unterstrichen, 

dass der LED in Moldau seit dem Abschluss des Abkommens ein Projektbüro in 

Chişinău unterhält. Die LED-Projekte konzentrieren sich auf den Bildungsbereich 

(formale und non-formale Bildung) und erstrecken sich auch auf den Bereich Ad-

vocacy. Neu kommt nun ein FHA dazu, welches dazu beiträgt, die bilateralen recht-

lichen Rahmenbedingungen zu stärken und die wirtschaftlichen Beziehungen 
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weiter zu intensivieren. Bemühungen zum Abschluss eines Doppelbesteuerungs-

abkommens laufen derzeit auf beiden Seiten. 

Am 23. Mai 2023 hat die liechtensteinische Regierung im Zusammenhang mit der 

Situation in Moldau gezielte Sanktionen erlassen und eine entsprechende Verord-

nung verabschiedet (LGBl. 2023 Nr. 203). Damit schliesst sich Liechtenstein auto-

nom den von der EU ergriffenen Massnahmen an. Diese sind eine Reaktion auf die 

seit Beginn der russischen Aggression gegen die Ukraine immer häufiger vorkom-

menden Handlungen zur Destabilisierung der Republik Moldau. 

1.4 Handel und Investitionen zwischen der Schweiz/Liechtenstein und Mol-

dau 

Der bilaterale Handel zwischen den EFTA-Staaten und Moldau ist bislang beschei-

den, hat in den letzten zehn Jahren jedoch exponentiell zugenommen. Im Jahr 

2023 erreichte der Gesamthandel zwischen den EFTA-Staaten und der Republik 

Moldau ein Volumen von knapp über EUR 100 Mio., wovon EUR 31 Mio. auf Im-

porte aus der Republik Moldau und EUR 71 Mio. auf Exporte aus den EFTA-Staaten 

entfielen. Die Exporte aus den EFTA-Staaten in die Republik Moldau hatten in den 

letzten fünf Jahren eine durchschnittliche jährliche Wachstumsrate von 21.3%. An-

gesichts des geringen Volumens resultieren jedoch starke Schwankungen. Im Jahr 

2022 betrugen die liechtensteinischen Exporte nach Moldau CHF 320’400 und die 

von dort eingeführten Waren erreichten lediglich knapp CHF 4’000. 

1.5 Verlauf der Verhandlungen und Verhandlungsergebnis 

Im Rahmen eines bilateralen Treffens des moldauischen Vizepremierministers und 

Wirtschaftsministers Octavian Calmic mit dem Schweizer Bundesrat Johann 

Schneider-Ammann am 24. Marz 2017 in Bern hat Moldau sein Interesse an der 

Aufnahme von Freihandelsverhandlungen mit der EFTA kundgetan. Nach weiteren 

bilateralen Kontakten mit anderen EFTA-Staaten ist Moldau im Mai 2017 mit dem 
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Wunsch an die EFTA-Staaten herangetreten, eine Zusammenarbeitserklärung zu 

unterzeichnen. Diese Zusammenarbeitserklärung wurde am 24. November 2017 

am Rande der EFTA-Ministerkonferenz in Genf unterzeichnet. 

Anlässlich der EFTA-Ministerkonferenz vom 23. November 2018 in Genf haben 

sich alle EFTA-Staaten dafür ausgesprochen, mit Moldau Freihandelsverhandlun-

gen aufzunehmen, sobald die EFTA über die entsprechenden Verhandlungskapa-

zitäten und Mandate verfügt. 

Nach einem virtuellen Treffen im Dezember 2020 der Chefunterhändler 

und -händlerinnen fand vom 23. bis zum 25. März 2021 die erste Verhandlungs-

runde statt. Insgesamt waren fünf Verhandlungsrunden und mehrere intersessio-

nelle Gespräche notwendig, ehe die letzten offenen Punkte im Rahmen eines vir-

tuellen Treffens am 24. März 2023 bereinigt werden konnten. Das Abkommen 

wurde am 27. Juni 2023 am Rande der EFTA-Ministerkonferenz in Schaan unter-

zeichnet. 

Am herausforderndsten gestalteten sich die Verhandlungen über den Marktzu-

gang für Landwirtschaftsprodukte. Nachdem in diesem Bereich in der Anfangs-

phase der Verhandlungen 2021 ebenfalls von einer relativ raschen Lösung ausge-

gangen werden konnte, führten bei der Wiederaufnahme der Gespräche nach ei-

ner längeren Pause (zwischen Juli 2021 und Juni 2022) die insbesondere auch 

durch die russische Aggression gegen die Ukraine geänderten Vorzeichen zu wei-

teren Forderungen Moldaus. Angewiesen auf neue Absatzmärkte hat Moldau For-

derungen gestellt, die weit über das hinausgehen, was die EFTA-Staaten im Land-

wirtschaftsbereich offerieren können. Gleichzeitig war Moldau lange Zeit nicht ge-

willt, für wichtige schweizerische Exportinteressen im Landwirtschaftsbereich wie 

beispielsweise Schokolade oder Babynahrung Konzessionen zu gewähren. Schluss-

endlich gelang es beiden Seiten aber, auch in diesem Bereich Kompromisse zu fin-

den. 
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Die Verhandlungen in den anderen Bereichen sind ohne grössere Stolpersteine 

verlaufen. Hervorzuheben ist insbesondere, dass es der EFTA in Rekordzeit gelun-

gen ist, Moldau als ersten Freihandelspartner von den neuen EFTA-Modellbestim-

mungen zu Handel und nachhaltiger Entwicklung zu überzeugen. 

2. BEGRÜNDUNG DER VORLAGE 

Für Liechtenstein als exportorientiertes Land mit weltweit diversifizierten Absatz-

märkten sind der Abschluss und die Modernisierung von Freihandelsabkommen 

mit Handelspartnern ausserhalb der EU und der EFTA – neben dem Zollvertrag mit 

der Schweiz, der Mitgliedschaft im Europäischen Wirtschaftsraum (EWR) und der 

Mitgliedschaft bei der Welthandelsorganisation (WTO) – ein zentrales Instrument 

der Aussenwirtschaftspolitik zur Verbesserung des Marktzugangs im Ausland. Die 

Abkommen tragen zur Vermeidung oder Beseitigung von Diskriminierungen bei, 

die sich aus Präferenzabkommen ergeben, die liechtensteinische Handelspartner 

mit anderen Ländern abschliessen. 

Das Freihandelsabkommen mit Moldau erweitert das Freihandelsnetz der EFTA 

und trägt zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der liechtensteinischen Wirt-

schaftsakteure auf dem moldauischen Markt bei. Zudem wird das Diskriminie-

rungspotenzial gegenüber der Europäischen Union und dem Vereinigten König-

reich, die beide bereits über Freihandelsabkommen mit Moldau verfügen, mini-

miert.  

Der Abschluss eines Abkommens mit Moldau ist vor dem Hintergrund der russi-

schen Aggression gegen die Ukraine und der schwierigen innenpolitischen Situa-

tion, in der sich Moldau befindet (Spaltung in ein pro-westliches und ein pro-rus-

sisches Lager), auch politisch bedeutsam. Zudem trägt es zur weiteren Vertiefung 

der bilateralen Beziehungen mit Moldau bei, nachdem das Land bereits seit 2007 

ein Schwerpunktland des Liechtensteinischen Entwicklungsdienstes (LED) ist. 
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3. SCHWERPUNKT DER VORLAGE 

Das Abkommen mit seinen 16 Anhängen entspricht weitgehend den neueren 

EFTA-FHA und hat einen sektoriell umfassenden Geltungsbereich. Es enthält Best-

immungen zum Warenhandel, zu technischen Handelshemmnissen, gesundheits-

polizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Massnahmen, Ursprungsregeln, Han-

delserleichterungen, zum Handel mit Dienstleistungen, zu Investitionen, zum 

elektronischen Handel (E-Commerce), zum Schutz des geistigen Eigentums, zum 

öffentlichen Beschaffungswesen, zu Wettbewerb, zur Streitbeilegung sowie zu 

Handel und nachhaltiger Entwicklung. 

Das FHA EFTA-Moldau geht als Präferenzabkommen in verschiedenen Bereichen 

über das in den WTO-Abkommen bestehende Niveau bezüglich Marktzugang und 

Rechtssicherheit hinaus. Im Bereich ihrer Hauptinteressen im Warenverkehr kön-

nen die EFTA-Staaten die bestehende Diskriminierung gegenüber anderen Staa-

ten, die bereits über Freihandelsabkommen mit Moldau verfügen, z. B. der EU, 

eliminieren. Gegenüber Konkurrenten aus Volkswirtschaften, die kein FHA mit 

Moldau abgeschlossen haben, erhalten Unternehmen aus den EFTA-Staaten einen 

Wettbewerbsvorteil. 

Dank dem FHA wird die Rechtssicherheit namentlich in Bereichen wie den Dienst-

leistungen und dem geistigen Eigentum gestärkt. Moldau ist ausserdem der erste 

Partner, mit dem die EFTA ein umfassendes Kapitel über den elektronischen Han-

del sowie ihr neues Modellkapitel zu Handel und nachhaltiger Entwicklung verein-

baren konnte. Schliesslich wird mit dem FHA EFTA-Moldau ein institutionalisierter 

Rahmen für die Behördenzusammenarbeit zur Überwachung und Weiterentwick-

lung des Abkommens und zur Lösung von allenfalls auftretenden Problemen ge-

schaffen. 



18 

4. ERLÄUTERUNGEN ZU DEN EINZEINEN ARTIKEIN DES VERTRAGS  

4.1 Präambel 

Die Präambel hält die allgemeinen Ziele der Zusammenarbeit zwischen den Ver-

tragsparteien im Rahmen des Freihandelsabkommens fest. Die Vertragsparteien 

bekräftigen ihr Bekenntnis zu den Menschenrechten, zu Rechtsstaatlichkeit, De-

mokratie, wirtschaftlicher und sozialer Entwicklung, Arbeitnehmerrechten, grund-

legenden Rechten und den Prinzipien des Völkerrechts – insbesondere zur Charta 

der Vereinten Nationen, zur Allgemeinen Erklärung der Menschenrechte und zu 

den Grundsätzen der Übereinkommen der Internationalen Arbeitsorganisation 

(IAO), die sie ratifiziert haben – sowie zum Umweltschutz, zur nachhaltigen Ent-

wicklung und zur Chancengleichheit. Die Präambel erwähnt weiter die WTO-kon-

forme Liberalisierung des Handels mit Waren und Dienstleistungen, die Förderung 

von Investitionen und Wettbewerb, den Schutz des geistigen Eigentums und die 

Ausweitung des Welthandels. Ferner bekräftigen die Vertragsparteien ihre Unter-

stützung der Grundsätze zur guten Unternehmensführung und zu verantwor-

tungsvollem Unternehmensverhalten, wie sie in einschlägigen Instrumenten fest-

gehalten sind, etwa in den OECD-Leitsätzen für multinationale Unternehmen, in 

den OECD-Grundsätzen der guten Unternehmensführung sowie im globalen Pakt 

der UNO. Sie bekräftigen ihre Absicht, Transparenz zu fördern und Korruption zu 

bekämpfen. 

4.2 Kapitel 1: Allgemeine Bestimmungen (Art. 1.1-1.6) 

Art. 1.1 legt die Ziele des FHA fest. Diese bestehen darin, eine Freihandelszone 

einzurichten, um den Warenverkehr und den Dienstleistungshandel zu liberalisie-

ren, die Investitionsmöglichkeiten gegenseitig auszuweiten, unnötige technische 

Handelshemmnisse sowie unnötige gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutz-

rechtliche Massnahmen zu verhindern, zu beseitigen oder zu verringern, den 
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Wettbewerb zu fördern, einen angemessenen und wirksamen Schutz und die 

Durchsetzung der Rechte an geistigem Eigentum sicherzustellen, die gegenseitige 

Liberalisierung des öffentlichen Beschaffungswesens zu verbessern und den inter-

nationalen Handel unter Berücksichtigung der nachhaltigen Entwicklung auszu-

bauen. 

Art. 1.2 regelt, auf welches geografische Gebiet das FHA Anwendung findet. Das 

FHA gilt für das Hoheitsgebiet der Vertragsparteien in Übereinstimmung mit dem 

Völkerrecht. 

Art. 1.3 behandelt die Handels- und Wirtschaftsbeziehungen, die durch dieses Ab-

kommen geregelt werden und sieht vor, dass das FHA die Rechte und Pflichten in 

Bezug auf die Handelsbeziehungen zwischen den EFTA-Staaten nicht tangiert. 

Diese sind in der EFTA-Konvention geregelt. Zudem wendet die Schweiz gestützt 

auf den Zollvertrag vom 29. Marz 1923 zwischen der Schweiz und Liechtenstein 

die FHA-Bestimmungen über den Warenhandel auch auf Liechtenstein an. 

Art. 1.4 regelt das Verhältnis zu anderen internationalen Abkommen. Im Wesent-

lichen wird dadurch gewährleistet, dass die Pflichten der Vertragsparteien auf in-

ternationaler Ebene ebenfalls eingehalten werden müssen. 

Art. 1.5 hält fest, dass die Parteien ihre FHA-Verpflichtungen erfüllen und die An-

wendung des FHA auf allen Staatsebenen gewährleisten müssen. 

Art. 1.6 zur Transparenz regelt die Informationspflichten der Vertragsparteien. 

Diese müssen ihre Gesetze, Vorschriften, Gerichts- und Verwaltungsentscheide 

von allgemeiner Tragweite sowie ihre internationalen Abkommen, die einen Ein-

fluss auf die Durchführung des FHA haben können, veröffentlichen oder öffentlich 

zuganglich machen. Zu dieser allgemeinen Verpflichtung kommt die Pflicht hinzu, 

Informationen zur Verfügung zu stellen und Fragen zu Massnahmen zu beantwor-

ten, die die Anwendung des Abkommens berühren können. Die Vertragsparteien 
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sind nicht verpflichtet, Informationen preiszugeben, die nach ihrem innerstaatli-

chen Recht vertraulich sind, deren Offenlegung die Durchsetzung von Rechtsvor-

schriften behindern, dem öffentlichen Interesse anderweitig zuwiderlaufen oder 

die berechtigten Geschäftsinteressen eines Wirtschaftsakteurs beeinträchtigen 

würde. 

4.3 Kapitel 2: Warenverkehr (Art. 2.1-2.24) 

Art. 2.1 legt Anwendungs- und Geltungsbereich von Kapitel 2 des FHA fest. Dieser 

umfasst den gesamten Warenhandel, d. h. Industrie-, Fischerei- und Agrarpro-

dukte. 

Art. 2.2 regelt die präferenzielle Behandlung hinsichtlich der Einfuhrzölle, die sich 

die Vertragsparteien gegenseitig gewähren. Die Definition von Einfuhrzöllen wird 

in diesem Artikel präzisiert: Diese umfassen sämtliche Abgaben im Zusammen-

hang mit der Einfuhr von Gütern, mit Ausnahme jener Abgaben, die gemäss ande-

ren Bestimmungen des Abkommens oder den genannten Artikeln des Allgemeinen 

Zoll- und Handelsabkommens vom 15. April 1994 (GATT 1994) erlaubt sind (Abs. 

3). 

Die präferenzielle Zollbehandlung, die sich die Vertragsparteien gegenseitig ge-

währen, ist in den Anhängen II bis V festgehalten: die Zollkonzessionen von Mol-

dau in Anhang II, diejenigen der Schweiz (und Liechtensteins) in Anhang V. Die 

Vertragsparteien verpflichten sich, die in den erwähnten Anhängen festgelegten 

Präferenzzölle in Zukunft nicht mehr zu erhöhen. Davon ausgenommen sind im 

Fall der Schweiz und Liechtensteins Produkte, für die der Preisausgleichsmecha-

nismus angewendet wird (Milch- und Getreidegrundstoffe), sowie Produkte, für 

die im Abkommen fixe Rabatte auf den Normalzollansatz gewährt werden. Die 

Moldau eingeräumten Konzessionen ersetzen die bisherigen von der Schweiz im 
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Rahmen des allgemeinen Präferenzensystems (APS) gewährten unilateralen Zoll-

präferenzen. 

Die EFTA-Staaten und Moldau beseitigen mit Inkrafttreten des Abkommens die 

Zölle auf Industrieprodukte, Fisch und andere Meeresprodukte vollumfänglich. 

Im Landwirtschaftsbereich gewähren sich die Schweiz/Liechtenstein und Moldau 

Zollkonzessionen für bestimmte verarbeitete und unverarbeitete Landwirtschafts-

produkte, für die das Partnerland ein besonderes Interesse geltend gemacht hat. 

Für die wichtigsten Basisagrarprodukte – mit Ausnahme des Weins – erhalten die 

Schweiz und Liechtenstein von Moldau einen zollfreien Marktzugang. Für Käse 

wurde gegenseitiger Freihandel vereinbart. Für Milchprodukte und Zigaretten ge-

währt Moldau der Schweiz und Liechtenstein bilaterale zollfreie Zollkontingente, 

welche die heutigen Ausfuhren um ein Mehrfaches übersteigen. Im Bereich der 

landwirtschaftlichen Verarbeitungsprodukte erhalten die Schweiz und Liechten-

stein einen zollfreien Marktzugang ab Inkrafttreten unter anderem für Schoko-

lade, Konditorwaren, Kaffee, Süssgetränke (Energydrinks), Babynahrung sowie für 

diverse Nahrungsmittelzubereitungen. 

Die Zollkonzessionen der Schweiz und Liechtensteins im Agrarbereich zugunsten 

von Moldau sind weitgehend vergleichbar mit jenen, welche die Schweiz und 

Liechtenstein in der Vergangenheit anderen Freihandelspartnern gewährt haben. 

In Art. 2.3 verpflichten sich die Parteien, im Falle einer Anpassung der nationalen 

Zolltarifstruktur in Folge einer Aktualisierung der Nomenklatur (Harmonisiertes 

System, HS) des Weltzollrats (WZO) den Anhang I (Ursprungsregeln) und die An-

hänge II bis V (Zollkonzessionslisten) anzupassen. 

Art. 2.4 verpflichtet die Parteien, keine Ausfuhrzölle zu unterhalten oder einzufüh-

ren. Da weder die Schweiz und Liechtenstein noch Moldau derzeit Ausfuhrzölle 

anwenden, entstehen den Parteien dadurch keine neuen Verpflichtungen. 
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In Art. 2.5 definieren die Vertragsparteien, welche Ursprungsregeln die Waren er-

füllen müssen, um in den Genuss der präferenziellen Zölle dieses Abkommens zu 

kommen. Die detaillierten Bestimmungen werden in Anhang I definiert. Sie legen 

insbesondere fest, welche Waren sich als Ursprungswaren qualifizieren, welcher 

Ursprungsnachweis für die präferenzielle Zollbehandlung verwendet werden 

muss, und wie die Zusammenarbeit der betroffenen Verwaltungen erfolgt. 

In den Art. 2.6, 2.7, 2.9, 2.10 sowie 2.18-2.21, integriert das Abkommen die ein-

schlägigen Rechte und Pflichten im Rahmen der WTO betreffend Zollwertermitt-

lung (Art. 2.6), Einfuhrlizenzen (Art. 2.7), Gebühren und Formalitäten (Art. 2.9), 

Inländergleichbehandlung bei internen Steuern und Regelungen (Art. 2.10), das 

WTO-Übereinkommen über die Landwirtschaft (Art. 2.18), staatliche Handelsun-

ternehmen (Art. 2.19) sowie die allgemeinen Ausnahmen, namentlich zum Schutz 

der öffentlichen Ordnung und der Gesundheit (Art. 2.20) und Ausnahmen zur 

Wahrung der Sicherheit des Landes (Art. 2.21). 

In Art. 2.8 zu mengenmässigen Beschränkungen werden die Rechte und Pflichten 

der einschlägigen WTO-Bestimmungen ins Abkommen übernommen. Zusätzlich 

stipuliert der Artikel, dass mengenmässige Beschränkungen nur vorübergehend 

eingesetzt werden dürfen, nicht länger angewendet werden sollen als notwendig 

und nicht mit dem Ziel einer unnötigen Behinderung des bilateralen Handels ein-

geführt werden dürfen. 

In Art. 2.11 über technische Vorschriften sehen die Vertragsparteien vor, dass sie 

neben der Anwendung der Bestimmungen des WTO-Übereinkommens über tech-

nische Handelshemmnisse (TBT-Übereinkommen), das in das FHA übernommen 

wird (Abs. 1), ihre Zusammenarbeit im Bereich der technischen Vorschriften, der 

Normen und der Konformitätsbewertungen verstärken wollen, um das gegensei-

tige Verständnis ihrer jeweiligen Systeme zu verbessern und den Zugang zu ihren 

jeweiligen Märkten zu erleichtern (Abs. 2). Die Zusammenarbeit zwischen den 
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Behörden ist ein Schlüsselfaktor, um spezifische Probleme von Exportunterneh-

men pragmatisch zu lösen. Gemäss dem Abkommen haben die Vertragsparteien 

zudem das Recht, im Falle vermuteter neuer Handelshemmnisse Konsultationen 

abzuhalten (Abs. 3). So sollte es möglich sein, bei technischen Handelshemmnis-

sen oder Problemen, denen Unternehmen allenfalls im Zusammenhang mit der 

Umsetzung von technischen Vorschriften begegnen, einen raschen und direkten 

Zugang zu den jeweiligen Fachverantwortlichen der Länder herzustellen und ge-

meinsam nach Lösungen zu suchen. Des Weiteren sichern sich die Vertragspar-

teien in Absatz 4 durch eine Überprüfungsklausel zu, sich gegenseitig die gleiche 

Behandlung im TBT-Bereich zu gewähren wie der EU. Dazu werden sie die jeweils 

mit der EU vereinbarte Behandlung aufeinander ausweiten (Abs. 4). Moldau ist 

momentan dabei, seine Rechtsbestimmungen für zahlreiche Industrieprodukte an 

jene der EU anzugleichen, was die EFTA-Länder bereits getan haben (Europäischer 

Wirtschaftsraum EWR, bilaterale Abkommen Schweiz-EU). Sollte Moldau mit der 

EU ein Abkommen unterzeichnen, könnte somit bei Bedarf eine ähnliche Abma-

chung zwischen der EFTA und Moldau abgeschlossen werden. Somit liesse sich 

vermeiden, dass Erzeugnisse aus der EFTA gegenüber jenen aus der EU unter Um-

ständen diskriminiert werden. Schliesslich richten die Vertragsparteien Kontakt-

stellen ein (Abs. 5). Dadurch wird der generelle Informationsaustausch zwischen 

den zuständigen Behörden gefordert. 

Art. 2.12 deckt den gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Be- 

reich (SPS) ab, d. h. Massnahmen zum Schutz der Gesundheit und des Lebens von 

Menschen, Tieren und Pflanzen. Das WTO-Übereinkommen über die Anwendung 

gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutzrechtlicher Massnahmen (SPS-Über-

einkommen) wird in das FHA übernommen (Abs. 1). Die Vertragsparteien ver-

pflichten sich, ihre Zusammenarbeit in diesem Bereich zu verstärken, um das ge-

genseitige Verständnis ihrer jeweiligen Systeme zu verbessern und so den Handel 

zu erleichtern (Abs. 2). Die Zusammenarbeit zwischen den Behörden ist ein 
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Schlüsselfaktor, um spezifische Probleme von Exportunternehmen pragmatisch zu 

lösen. Ausserdem behalten sich die Vertragsparteien vor, innerhalb von 30 Tagen 

Konsultationen abzuhalten (Abs. 3), damit rasch und offiziell über alle Massnah-

men befunden werden kann, durch die neue Handelshemmnisse entstehen konn-

ten. Im Falle von verderblichen Waren oder Notfällen im Bereich der Tier- und 

Pflanzengesundheit sind diese Konsultationen ohne unangemessenen Verzug ab-

zuhalten.  

Die Absätze 4 und 5 verpflichten die Vertragsparteien dazu, für die Einfuhr von 

Tieren, Erzeugnissen tierischen Ursprungs sowie tierischen Nebenprodukten Kon-

troll-, Inspektions- und Genehmigungsverfahren in Übereinstimmung mit dem 

SPS-Übereinkommen und den Normen der für diesen Bereich zuständigen inter-

nationalen Organisationen durchzuführen. Das gilt auch für die Gesundheitsbe-

scheinigungen, die eine einführende Vertragspartei verlangen kann. Ausserdem 

vereinbaren die Vertragsparteien, dass zur Bewilligung der Einfuhr von Erzeugnis-

sen tierischen Ursprungs die bevorzugte Beurteilungsmethode ein Audit des SPS-

Systems der anderen Vertragspartei ist (Abs. 6). Die Kosten für das Audit sind in 

diesem Fall von der einführenden Vertragspartei zu tragen. Auf diese Weise sollen 

Betriebsinspektionen vor Ort möglichst vermieden werden, da diese für die Ex-

porteure und die inländischen Behörden hohe Kosten verursachen. Führt die ein-

führende Vertragspartei ferner eine Liste der für die Einfuhr von Erzeugnissen tie-

rischen Ursprungs zugelassenen Betriebe, so erbringt die ausführende Vertrags-

partei zufriedenstellende Gesundheitsgarantien, die belegen, dass ihre Betriebe 

die Anforderungen der einführenden Vertragspartei erfüllen (Abs. 7).  

Absatz 8 erlaubt allen Vertragsparteien, eine gleichwertige Behandlung zu verlan-

gen, wie sie der EU gewährt wird, sofern EU-Produkte bezüglich der SPS-Vorschrif-

ten von einer günstigeren Behandlung profitieren sollten. Da Moldau seine 

Rechtsbestimmungen zurzeit an jene der EU angleicht, lassen sich mit dieser 
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Bestimmung mögliche Diskriminierungen von EFTA-Produkten gegenüber EU-Pro-

dukten gegebenenfalls vermeiden. Schliesslich haben die Vertragsparteien auch 

vereinbart, Kontaktstellen einzurichten (Abs. 9), um den Informationsaustausch 

zwischen den Fachverantwortlichen der zuständigen Behörden zu erleichtern. 

Art. 2.13 enthält Massnahmen zur Handelserleichterung. Diese verpflichten die 

Vertragsparteien insbesondere, relevante Gesetze und Verordnungen sowie Ge-

bührenansätze im Internet zu publizieren und internationale Standards bei der 

Ausgestaltung der Zollverfahren einzuhalten. Ferner können die Ausführer ihre 

Zollerklärungen auf elektronischem Weg einreichen. Die detaillierten Bestimmun-

gen dazu sind in Anhang VI festgehalten (s. Ziff. 4.3.2). 

Die Art. 2.14-2.17 enthalten Regeln zu handelspolitischen Schutzmassnahmen. 

Art. 2.14 betrifft Subventionen und Ausgleichsmassnahmen. Er führt ein Konsulta-

tionsverfahren gemäss WTO-Recht ein und legt eine Frist von 45 Tagen für die 

Durchführung von Konsultationen fest. 

Art. 2.15 besagt, dass die Vertragsparteien von der Einleitung von Antidumping-

massnahmen gegeneinander absehen und dass die Vertragsparteien fünf Jahre 

nach Inkrafttreten des Abkommens diese Nichtanwendung von Antidumping-

massnahmen überprüfen können. 

In Art. 2.16 zu allgemeinen Schutzmassnahmen wird auf die Rechte und Pflichten 

der Vertragsparteien im Rahmen der WTO verwiesen. Über die WTO-Regeln hin-

ausgehend sollen die Vertragsparteien laut dem Abkommen allgemeine WTO- 

Schutzmassnahmen auf Einfuhren anderer Vertragsparteien ausschliessen, falls 

diese Einfuhren nicht an sich Schaden verursachen oder zu verursachen drohen. 

Die Bestimmungen in Art. 2.17 zu bilateralen Schutzmassnahmen erlauben es den 

Vertragsparteien unter bestimmten Bedingungen, Zollsenkungen vorübergehend 

auszusetzen, falls der Zollabbau gemäss dem Abkommen zu erheblichen 
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Marktstörungen führt oder zu führen droht. Fünf Jahre nach Inkrafttreten des Ab-

kommens prüfen die Parteien, ob die Möglichkeit zur Ergreifung von bilateralen 

Schutzmassnahmen weiterhin notwendig ist. Falls sie sich nicht auf ein Weiterfüh-

ren einigen, fällt die Möglichkeit dahin. 

Art. 2.22 über Zahlungsbilanzen erlaubt den Vertragsparteien, im Rahmen der be-

treffenden WTO-Abkommen Massnahmen bei Zahlungsbilanzschwierigkeiten zu 

ergreifen. Solche Massnahmen sollen zeitlich beschränkt, nicht-diskriminierend 

und nicht über das für die Bekämpfung der Zahlungsbilanzschwierigkeiten not-

wendige Mass hinausgehen. Die Parteien verpflichten sich, bei einer allfälligen Ein-

führung solcher Massnahmen die anderen Parteien unmittelbar darüber zu infor-

mieren. 

Art. 2.23 enthält Bestimmungen zum Datenaustausch betreffend die Handelssta-

tistiken und die Daten zur Nutzung der Zollpräferenzen. Damit wird die Grundlage 

dafür gelegt, dass in Zukunft die Nutzung und das Funktionieren des Abkommens 

vertieft analysiert werden können. 

Das FHA setzt gemäss Art. 2.24 einen Unterausschuss über Warenverkehr ein (An-

hang VII). Die Aufgaben des Unterausschusses betreffen die Überwachung und 

Überprüfung der getroffenen Massnahmen sowie die Umsetzung der von den Ver-

tragsparteien eingegangenen Verpflichtungen. Der Unterausschuss ist zudem be-

auftragt, den Informationsaustausch über Zollfragen zu regeln und technische An-

passungen in Bezug auf den Warenverkehr, wie z. B. die Aktualisierung des HS, 

vorzubereiten. 

4.3.1 Anhang I zu Ursprungregeln 

Die EFTA-Staaten haben sich mit Moldau darauf geeinigt, in diesem Abkommen 

die Ursprungsregeln des Regionalen Übereinkommens vom 15. Juni 2011 über 

Pan-Europa-Mittelmeer-Präferenzursprungsregeln (PEM-Übereinkommen) 
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anzuwenden. Anstelle ausführlicher Ursprungsregeln wird daher in Art. 1 von An-

hang I des FHA auf die anzuwendenden Ursprungsregeln des PEM-Übereinkom-

mens verwiesen. Zur Anwendung kommen im FHA mit Moldau insbesondere Ur-

sprungsregeln (Anhang I des PEM-Übereinkommens) wie auch die produkte-spe-

zifischen Regeln (Anhang II des PEM-Übereinkommens), einschliesslich der in die-

sen Anhängen enthaltenen Anlagen.  

Als Ursprungsnachweise kommen entweder die Warenverkehrsbescheinigung      

oder die Ursprungserklärung zur Anwendung. Bis das überarbeitete PEM-Überein-

kommen am 1. Januar 2025 in Kraft tritt, werden laut Art. 2 die Übergangsregeln 

angewandt. 

Art. 3 legt fest, dass im Verkehr zwischen den Vertragsparteien eine genügende 

Be- oder Verarbeitung nicht im Zollgebiet einer einzigen Partei erfolgen muss. Die 

in der ganzen Präferenzzone vorgenommenen Herstellungsschritte können ange-

rechnet werden (Vollkumulation). Das in der aktuellen sowie dem revidierten 

PEM-Übereinkommen vorgesehene Verbot der Zollrückvergütung (No-drawback 

rule) ist im bilateralen Handel zwischen den Vertragsparteien nicht anwendbar 

(Art. 4). 

Art. 5 enthält die Vereinbarung der Vertragsparteien, dass die Bestimmungen des 

Kapitels 11 (Streitbeilegung) des Freihandelsabkommens auf die Streitbeilegung 

bei Uneinigkeit zur Auslegung von Anhang I (Ursprungsregeln) des PEM-Überein-

kommens sowie der Übergangsregeln anwendbar sind. Streitfälle können so direkt 

zwischen den Vertragsparteien behandelt werden. 

In Art. 6 wird das Vorgehen geregelt, wenn eine Vertragspartei den Austritt aus 

dem PEM-Übereinkommen vollzieht. In diesem Fall sind umgehend Neuverhand-

lungen der Ursprungsregeln einzuleiten. Bis zum Abschluss dieser 



28 

Neuverhandlungen sind die Ursprungsregeln des PEM-Übereinkommens weiter-

hin auf bilateraler Basis anwendbar. 

Als Alternative zur papierbasierten Variante bietet Art. 7 den Vertragsparteien die 

Möglichkeit, eine elektronisch ausgestellte Warenverkehrsbescheinigung zu ver-

wenden. Bis zum Inkrafttreten des revidierten PEM-Übereinkommens erlaubt Art. 

8 zudem eine vereinfachte Ausstellung von Ursprungsnachweisen für den Verkehr 

zwischen den darin genannten Parteien. 

4.3.2 Anhang VI zu Handelserleichterungen 

Um den Handel zu erleichtern und dessen Entwicklung zu fördern, verpflichten 

sich die Vertragsparteien im Anhang VI in Art. 1 über die allgemeinen Prinzipien, 

Kontrollen effektiv und basierend auf Risikoanalysen durchzuführen. 

Darüber hinaus vereinfachen die Vertragsparteien in Art. 2 die Verfahren für den 

Warenhandel indem die Bestimmungen des WTO-Übereinkommens für Handels-

erleichterungen übernommen werden. 

In Art. 3 schaffen die Vertragsparteien Transparenz, indem sie Gesetze, Verord-

nungen und generelle Entscheide im Internet und nach Möglichkeit auf Englisch 

publizieren. 

Art. 4 enthält Bestimmungen über die öffentliche Konsultation und Information 

vor dem Inkrafttreten von im grenzüberschreitenden Verkehr anwendbaren Vor-

schriften. Dadurch, dass sich die Vertragsparteien einerseits verpflichten, im 

grenzüberschreitenden Verkehr anwendbare Vorschriften im Internet zu publizie-

ren, und andererseits eine verbindliche Auskunft verlangt werden kann, wird für 

die Wirtschaftsbeteiligten erhöhte Transparenz und Rechtssicherheit geschaffen. 

In Art. 5 regeln die Vertragsparteien, dass sie auf Anfrage verbindliche Vorabaus-

künfte (Art. 5) über Tarifeinreihungen und die anwendbaren Zollansätze, über den 
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Zollwert, über die anwendbaren Ursprungsregeln sowie über weitere Anforderun-

gen für den grenzüberschreitenden Warenverkehr geben. 

Art. 6 zu Beschwerdeverfahren behandelt die Bestimmung, dass die Zollbeteiligten 

Entscheide der Zollbehörden bei mindestens einer unabhängigen verwaltungs-

rechtlichen und einer unabhängigen gerichtlichen Beschwerdeinstanz anfechten 

können sollen. 

Art. 7 hält fest, dass Kosten und Gebühren im Zusammenhang mit dem Import und 

Export dem Wert der erbrachten Dienstleistung entsprechen und nicht auf dem 

Warenwert basieren sollen. 

Die Ansätze sollen im Internet publiziert werden. Im Falle einer Widerhandlung 

sollen Strafen laut Art. 8 über die Strafdisziplinen verhältnismässig und transpa-

rent verhängt werden. 

In Art. 9 über die Freigabe und Abfertigung von Waren regeln die Vertragsparteien, 

dass sie Zoll-, Handels- und Grenzverfahren anwenden, die einfach, angemessen 

und objektiv sind. Durch die Möglichkeit, Informationen elektronisch und im Vo-

raus zur Verfügung zu stellen und Abgaben elektronisch zu bezahlen, soll die Ver-

anlagung beschleunigt werden. Verderbliche Waren sollen zudem bevorzugt be-

handelt werden. 

Gemäss Art. 10, wenden die Vertragsparteien eine Risikokontrolle an, welche die 

Verzollung von Waren mit geringem Risiko vereinfacht. Damit wird bezweckt, dass 

der Grenzverkehr für einen Grossteil der Waren schnell vollzogen werden kann 

und Kontrollen auf ein Minimum beschränkt werden. 

In Art. 11 verpflichten sich die Vertragsparteien zur Vereinfachung der Formalitä-

ten internationaler Handelsverfahren. Die Vertragsparteien beschränken Kontrol-

len, Formalitäten und benötigte Dokumente auf das Nötigste. Um Kosten und 
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unnötige Verzögerungen des Handels zwischen den Vertragsparteien weiter zu re-

duzieren, sollen effiziente Handelsverfahren angewendet werden, die nach Mög-

lichkeit auf internationalen Standards basieren. 

Zudem legt Art. 12 fest, dass die Zollverfahren so zu gestalten sind, dass die Ex-

porteure und Importeure diese ohne Zollagenten erledigen können. 

Art. 13 regelt in Übereinstimmung mit internationalen Standards die Zollverfah-

ren, im Rahmen derer Waren vorübergehend ein- und wieder ausgeführt werden 

können, einschliesslich der Veredelung. 

Die Kompetenzen der Zollstellen sollen gemäss Art. 14 den Bedürfnissen der Wirt-

schaftsbeteiligten Rechnung tragen. 

Art. 15 sieht die Möglichkeit vor, ein Abkommen zur gegenseitigen Anerkennung 

der zugelassenen Wirtschaftsbeteiligten abzuschliessen. 

Gemäss Art. 16 darf die Einfuhrpartei keine Legalisierung von Dokumenten verlan-

gen, z. B. ein Ursprungszeugnis einer Handelskammer oder die Beglaubigung von 

Rechnungen. 

Laut Art. 17 müssen sämtliche im Rahmen der Anwendung dieses Anhangs über-

mittelten Informationen vertraulich behandelt werden. 

Durch die in Art. 18 vorgesehene Zusammenarbeit zwischen den zuständigen Be-

hörden der Vertragsparteien sollen die internationalen Entwicklungen beobachtet 

werden. So können dem Unterausschuss Warenhandel bei Bedarf weitere han-

delserleichternde Massnahmen vorgeschlagen werden, um allenfalls den Anhang 

zu ergänzen. 
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4.4 Kapitel 3: Handel mit Dienstleistungen (Art. 3.1-3.21) 

Die grundlegenden Bestimmungen zum Dienstleistungshandel (insbesondere die 

vier Erbringungsarten, Marktzugang, Inländerbehandlung und Ausnahmen) basie-

ren auf dem Allgemeinen Abkommen der WTO über den Handel mit Dienstleistun-

gen (GATS), wobei gewisse GATS-Bestimmungen präzisiert bzw. dem bilateralen 

Rahmen angepasst wurden. 

Die Regelungen von Kapitel 3 werden in den Anhangen VIII-XIII (s. Ziff. 4.4.1-4.4.5) 

präzisiert bzw. durch sektorielle Bestimmungen ergänzt. Dies betrifft die spezifi-

schen Verpflichtungen, die Ausnahmen von der Meistbegünstigung, die Finanz-

dienstleistungen, die Telekommunikationsdienstleistungen, die Grenzüberschrei-

tung natürlicher Personen zur Erbringung von Dienstleistungen und die Seever-

kehrsdienstleistungen. 

In Art. 3.1 wird der Geltungsbereich, in Art. 3.2 die Übernahme von Bestimmungen 

des GATS und in Art. 3.3 die Definitionen behandelt. Kapitel 3 verweist direkt auf 

das GATS, dessen Bestimmungen anwendbar sind und zum Bestandteil von Kapitel 

3 erklärt werden, ausser die Vertragsparteien haben eine bestimmte GATS-Be-

stimmung präzisiert, vereinfacht oder verstärkt. Fast alle im GATS enthaltenen De-

finitionen werden in Kapitel 3 übernommen, meist durch Verweis. Die Definitio-

nen einer «natürlichen Person einer anderen Vertragspartei» und einer «juristi-

schen Person einer anderen Vertragspartei» wurden angepasst. Neben juristi-

schen und natürlichen Personen, die in einer Vertragspartei ansässig und tätig 

sind, sind auch diejenigen Personen eingeschlossen, die in einem beliebigen ande-

ren WTO-Mitgliedstaat ansässig und erwerbstätig sind. Dabei wird allerdings vo-

rausgesetzt, dass die juristische Person im Besitz oder unter der Kontrolle einer na-

türlichen oder juristischen Person einer Vertragspartei des FHA ist. Dank dieser 

Klausel kann verhindert werden, dass Einheiten von Drittstaaten vom Abkommen 

profitieren. 
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Der Art. 3.4 zur Meistbegünstigung folgt weitgehend der entsprechenden GATS-

Bestimmung. Anhang IX führt jene Bereiche auf, die die Parteien von der Meistbe-

günstigungspflicht ausschliessen. Festgehalten wird zudem, dass FHA mit Dritt-

staaten, die nach Art. V des GATS notifiziert werden, von der Verpflichtung dieser 

Klausel ausgenommen sind. Die Vertragsparteien verpflichten sich jedoch dazu, 

auf Ersuchen einer Vertragspartei über die Vorteile zu verhandeln, die von einer 

Vertragspartei auf der Grundlage solcher Abkommen gewährt werden. 

In Art. 3.5 zum Marktzugang, Art. 3.6 zur Inländerbehandlung und Art. 3.7 zu zu-

sätzlichen Verpflichtungen werden die entsprechenden Bestimmungen des GATS 

übernommen und unverändert inkorporiert. 

Die in Art. 3.8 thematisierten innerstaatliche Regelungen (Domestic Regulation) 

basieren auf jenen des GATS. Die Tragweite dieser Disziplinen wurde allerdings 

gegenüber dem GATS erweitert. Die meisten Disziplinen gelten nicht nur für die 

Sektoren mit spezifischen Verpflichtungen, sondern für alle unter Kapitel 3 fallen-

den Dienstleistungen. 

Die Bestimmungen in Art. 3.9 zur Anerkennung, Art. 3.10 zur Grenzüberschreitung 

von natürlichen Personen, Art. 3.11 zur Transparenz, Art. 3.12 zu Monopolen und 

Dienstleistungserbringern mit ausschliesslichen Rechten und Art. 3.13 zu Ge-

schäftspraktiken wurden vom GATS übernommen; Art. 3.12 wurde an den bilate-

ralen Kontext angepasst. 

Art. 3.14 Zahlungen und Überweisungen übernimmt mehrheitlich die Bestimmun-

gen des GATS. Die Vertragsparteien verzichten jedoch auf eine Beschränkung von 

Zahlungen und Überweisungen nicht nur für laufende Geschäfte im Zusammen-

hang mit ihren spezifischen Verpflichtungen, sondern für alle laufenden Geschäfte 

mit einer anderen Vertragspartei, soweit diese Geschäfte nicht die Zahlungsbilanz 

gefährden. 
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Art. 3.15 über Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz sieht vor, dass die 

Einführung oder Aufrechterhaltung solcher Beschränkungen mit dem entspre-

chenden GATS-Artikel in Einklang sein müssen. 

Art. 3.16 zu Subventionen basiert auf dem Prinzip des GATS, wurde jedoch an den 

bilateralen Kontext angepasst. Art. 3.17 zu den Ausnahmen wurde vom GATS 

übernommen und unverändert inkorporiert. 

Art. 3.18 über die Listen der spezifischen Verpflichtungen und 3.19 zur Abände-

rung der Listen der spezifischen Verpflichtungen nehmen die Prinzipien des GATS 

auf, wurden jedoch an den bilateralen Kontext angepasst. Art. 3.20 zur Überprü-

fung der Listen der spezifischen Verpflichtungen sieht vor, dass die Vertragspar-

teien im Hinblick auf eine weitergehende Liberalisierung des Handels mit Dienst-

leistungen ihre Listen der spezifischen Verpflichtungen (Anhang XIV) und die Liste 

der Ausnahmen von der Meistbegünstigungsklausel (Anhang IX) periodisch über-

prüfen. Der Art. 3.21 über die Anhänge listet die zum Kapitel zugehörigen Anhänge 

auf (Anhänge VIII-XIII). 

4.4.1 Spezifische Verpflichtungen (Art. 3.18 und Anhang VIII) 

Die spezifischen Verpflichtungen bezüglich des Marktzugangs und der Inländerbe-

handlung im Bereich des Dienstleistungshandels sind in den von den Vertragspar-

teien erstellten Listen festgehalten. Ähnlich wie beim GATS sind die Vertragspar-

teien Verpflichtungen auf der Grundlage von Positivlisten eingegangen. Gemäss 

dieser Methode verpflichtet sich eine Vertragspartei, in den Sektoren, Teilsekto-

ren oder Tätigkeiten bezüglich der Form der Dienstleistungserbringung den Markt-

zugang nicht zu beschränken sowie die Dienstleistungserbringer und Dienstleis-

tungen der anderen Vertragspartei entsprechend den auf ihrer Liste ausdrücklich 

und transparent aufgeführten Bedingungen und Einschränkungen nicht zu 
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diskriminieren. Somit bedeutet das Nichtaufführen eines Sektors in der Liste einer 

Vertragspartei, dass keine Verpflichtungen eingegangen werden. 

Im vorliegenden Abkommen hat Moldau sein Verpflichtungsniveau im Vergleich 

zur bestehenden GATS-Verpflichtungsliste erweitert. In für Liechtenstein wesent-

lichen Dienstleistungssektoren ist Moldau im vorliegenden Abkommen substanti-

elle Verpflichtungen eingegangen. Hierbei handelt es sich insbesondere um die Fi-

nanzdienstleistungen (u. a. Vermögensverwaltung) und den Zugang für Installa-

teure und Wartungsdienstleister für Maschinen und Anlagen. Das allgemein hohe 

Verpflichtungsniveau stellt sicher, dass die liechtensteinischen Dienstleistungsex-

porteure gegenüber Konkurrenten aus anderen Staaten, die mit Moldau über ein 

präferenzielles Abkommen verfügen oder in Verhandlung stehen, nicht diskrimi-

niert werden. 

Die von Liechtenstein eingegangenen Marktzugangsverpflichtungen entsprechen 

weitgehend dem im Rahmen von früheren Freihandelsabkommen gewährten 

Marktzugangsniveau, insbesondere im Abkommen zwischen der EFTA und Geor-

gien. Das vorliegende Abkommen enthält ausserdem eine Revisionsklausel (Art. 

3.20), gemäss welcher die Listen der spezifischen Marktzugangsverpflichtungen 

von den Vertragsparteien im Hinblick auf die Erreichung eines höheren Liberalisie-

rungsniveaus regelmassig zu überprüfen sind. 

4.4.2 Anhang X zu den Finanzdienstleistungen 

Um den Besonderheiten des Finanzsektors Rechnung zu tragen, werden die allge-

meinen Bestimmungen von Kapitel 3 in Anhang X durch spezifische Bestimmungen 

zu diesem Sektor ergänzt. 

Art. 1 zu Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen enthält die Begriffsbe-

stimmungen in Bezug auf die Finanztätigkeit (Bank-, Versicherungs- und Wertpa-

pierdienstleistungen) und die Ausnahmen bezüglich Geldpolitik und 
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Sozialversicherungssystem. Sie werden aus dem entsprechenden Anhang des 

GATS übernommen. 

Art. 2 zur Inländerbehandlung basiert auf der Vereinbarung der WTO über Ver-

pflichtungen bezüglich Finanzdienstleistungen, wobei diese Vereinbarung inner-

halb der WTO für deren Mitglieder nicht bindend ist. Die Vertragsparteien des vor-

liegenden Abkommens verpflichten sich somit insbesondere dazu, Finanzdienst-

leistungsanbietern der anderen Vertragsparteien mit einer gewerblichen Nieder-

lassung die Teilnahme an öffentlichen Zahlungs- und Clearingsystemen, an offizi-

ellen Kreditfazilitäten, an Selbstregulierungsorganen, an Börsen oder anderen Or-

ganisationen und Verbänden, die für die Erbringung von Finanzdienstleistungen 

nötig sind, auf nicht-diskriminierende Art und Weise zu ermöglichen. 

Art. 3 zu Transparenz und Art. 4 zum Zulassungsverfahren verpflichten die Ver-

tragsparteien darüber hinaus zu weitergehenden Bestimmungen im Bereich der 

Transparenz (Art. 3) und der Abwicklung von Zulassungsverfahren (Art. 4). In Be-

zug auf die Transparenz sind die zuständigen Behörden der Vertragsparteien bei-

spielsweise gehalten, interessierten Personen auf Anfrage Auskunft über Bewilli-

gungsanforderungen und -verfahren zu erteilen. In Art. 4 verpflichten sich die Ver-

tragsparteien, die Genehmigungsverfahren zügig abzuwickeln. Die Vertragspar-

teien sind auch dazu angehalten, eine Zulassung zu erteilen, sofern alle Anforde-

rungen erfüllt sind. Eine solche Zulassung ist in der Regel spätestens zwölf Monate 

nach Einreichen des Gesuchs zu erteilen. 

Art. 5 und Art. 6 regeln aufsichtsrechtliche Massnahmen der Vertragsparteien. Sie 

sind im Vergleich zum Anhang über die Finanzdienstleistungen im GATS jedoch 

ausgewogener ausgestaltet, denn solche Massnahmen sollen nach dem Prinzip 

der Verhältnismässigkeit zur Anwendung gelangen und den Dienstleistungshandel 

somit nicht einschränken oder als diskriminierende Handelsschranken wirken. 
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Art. 7 zum Informationsaustausch sieht wie die WTO-Vereinbarung über Verpflich-

tungen bezüglich Finanzdienstleistungen vor, dass Finanzdienstleistungsanbietern 

die Weitergabe und Verarbeitung der für das Führen der laufenden Geschäfte nö-

tigen Daten unter Vorbehalt der von den Vertragsparteien getroffenen Massnah-

men zum Schutz personenbezogener Daten erlaubt ist. 

4.4.3 Anhang XI zu den Telekommunikationsdienstleistungen 

Spezifische Regeln für die Telekommunikationsdienstleistungen, welche die allge-

meinen Bestimmungen in Kapitel 3 ergänzen, sind in Anhang XI des Abkommens 

enthalten. Diese zusätzlichen Regeln stützen sich weitestgehend auf das einschlä-

gige GATS-Referenzpapier bezüglich Telekommunikationsdienstleistungen. Der 

Anhang über die Telekommunikationsdienstleistungen ist bereits Bestandteil 

früherer FHA wie z. B. mit Georgien und der Türkei. 

Art. 1 zu Anwendungsbereich und Begriffsbestimmungen nimmt wesentliche Be-

griffsbestimmungen des GATS-Referenzpapiers auf. 

Art. 2 enthält Bestimmungen zur Vermeidung wettbewerbsmindernder Praktiken 

(z. B. unrechtmassige Quersubventionierungen). 

Art. 3 umfasst ebenfalls in Anlehnung an das GATS-Referenzpapier Mindeststan-

dards bezüglich der Regulierung der Interkonnektion mit marktbeherrschenden 

Anbietern. Die Anbieter sind zu verpflichten, den anderen Leistungserbringern die 

Interkonnektion in nichtdiskriminierender Weise und auf der Grundlage von kos-

tenorientierten Preisen zu gewahren. Falls sich die Betreiber nicht auf eine Inter-

konnektionsvereinbarung einigen können, sind die Regulierungsbehörden ange-

halten, zur Streitschlichtung beizutragen und nötigenfalls angemessene Bedingun-

gen und Preise für die Interkonnektion festzulegen. 
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Art. 4 enthält wie das GATS-Referenzpapier Bestimmungen über den Universal-

dienst, welche besagen, dass jede Vertragspartei definiert, welche Art Universal-

dienst sie aufrechterhalten will. Weiter legt dieser Artikel auch fest, dass Mass-

nahmen im Zusammenhang mit dem Universaldienst wettbewerbsneutral zu er-

folgen haben. 

In Art. 5 über Zulassungsverfahren und Art. 6 zur Regulierungsbehörde verpflich-

ten sich die Vertragsparteien zur Gewährung nichtdiskriminierender Verfahren zur 

Erteilung von Bewilligungen und zur Unabhängigkeit der Regulierungsbehörden. 

Art. 7 sieht vor, dass die Zuteilung von knappen Ressourcen auf nichtdiskriminie-

rende Art und Weise zu erfolgen hat. 

4.4.4 Anhang XII zur Grenzüberschreitung natürlicher Personen zur Erbringung 

von Dienstleistungen 

Art. 1 über den Geltungsbereich legt spezifische Bedingungen für die Grenzüber-

schreitung natürlicher Personen zur Dienstleistungserbringung fest, die über die 

WTO-Regeln hinausgehen. Diese Bestimmungen gelten in Bezug auf nationale 

Massnahmen, welche die in der Verpflichtungsliste eingetragenen Personenkate-

gorien betreffen. 

Art. 2 regelt die allgemeinen Grundsätze und sieht vor, dass die Einreise und der 

vorübergehende Aufenthalt von natürlichen Personen im Einklang mit den spezi-

fischen Verpflichtungen der Vertragspartei erleichtert werden. 

Art. 3 enthält Bestimmungen zur Bereitstellung von Informationen, insbesondere 

zu Visa, Arbeitsbewilligungen, erforderlichen Unterlagen, Anforderungen, Einrei-

chungsweisen, zum Verfahren und zu den Bewilligungen für die Einreise und den 

vorübergehenden Aufenthalt sowie zur Arbeitsbewilligung und zur Erneuerung 

der vorübergehenden Aufenthaltsbewilligungen. 
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Art. 4 regelt die Modalitäten möglichst rascher Antragsverfahren betreffend Ge-

suche zur Erteilung einer Bewilligung für die Einreise oder den vorübergehenden 

Aufenthalt, z. B. die Benachrichtigung der gesuchstellenden Person, die Erteilung 

von Informationen zum Status des Gesuchs, schriftliche Gründe bei Beendigung 

oder Ablehnung des Gesuchs und Gebühren. 

4.4.5 Anhang XIII zu den Seeschifffahrtsdienstleistungen 

Das Abkommen legt spezifische Regeln bezüglich der Seeverkehrsdienstleistungen 

und damit zusammenhangenden Dienstleistungen fest, die über die bestehenden 

WTO-Regeln hinausgehen. Für Liechtenstein ist dieser Anhang ohne praktische Be-

deutung. 

4.5 Kapitel 4: Niederlassungen 

4.5.1 Bestimmungen im Kapitel (Art. 4.1-4.12) 

Ergänzend zum Kapitel 3 über Dienstleistungen (s. Ziff. 4.4) sieht das Kapitel über 

die Niederlassungen vor, dass die Investoren in Nichtdienstleistungssektoren einer 

Vertragspartei das Recht erhalten, in der anderen Vertragspartei grundsätzlich un-

ter den gleichen Bedingungen wie inländische Investoren ein Unternehmen zu 

gründen oder zu übernehmen. Das Kapitel soll die Rechtssicherheit und die Trans-

parenz für internationale Investitionstätigkeiten erhöhen, indem alle Vorbehalte 

zur Inländerbehandlung in den Vorbehaltslisten (Negativlisten) aufgeführt wer-

den. 

Art. 4.1 zum Anwendungs- und Geltungsbereich regelt, dass die Bestimmungen 

des Kapitels für die Niederlassungen von Unternehmen, d. h. für den Marktzutritt 

für Direktinvestitionen (sog. pre-establishment) in den Nichtdienstleistungssekto-

ren gelten. Die Investitionen in den Dienstleistungssektoren fallen unter die 
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Erbringungsart «gewerbliche Niederlassung» des Kapitels Dienstleistungshandel 

(s. Ziff. 5.4). 

Art. 4.2 enthält die wichtigsten Definitionen und stützt sich dabei auf die entspre-

chenden Begriffsbestimmungen des GATS ab. 

Art. 4.3 zur Inländerbehandlung legt fest, dass die Investoren der Vertragsparteien 

das Recht erhalten, in einer anderen Vertragspartei grundsätzlich unter den glei-

chen Bedingungen wie inländische Investoren ein Unternehmen zu gründen oder 

zu übernehmen. Der Grundsatz der Inländerbehandlung erfasst die Gründung, den 

Erwerb und den Betrieb nicht nur von Unternehmen mit Rechtspersönlichkeit, d. 

h. juristische Personen, sondern gemäss Art. 4.2 auch von Zweigstellen oder Ver-

tretungen. Das Kapitel ist anwendbar auf Unternehmen, die nach den Rechtsvor-

schriften einer Vertragspartei gegründet worden sind und eine wesentliche Wirt-

schaftstätigkeit in diesem Land aufweisen. 

Art. 4.4 regelt Vorbehalte vom Grundsatz der Inländerbehandlung (Ungleichbe-

handlung zwischen in- und ausländischen Investoren). Diese sind nur für Massnah-

men und in Wirtschaftssektoren zulässig, die in den Vorbehaltslisten (Negativlis-

ten) der Vertragsparteien im Anhang XIV des FHA aufgeführt sind. Die spätere Auf-

nahme von Vorbehalten in die Negativliste bleibt möglich, sofern das allgemeine 

Verpflichtungsniveau der betroffenen Vertragspartei nicht gesenkt wird und die 

anderen Vertragsparteien informiert und auf deren Ersuchen konsultiert worden 

sind (Art. 4.4 Abs. 1 Bst. c und Abs. 4). Im Rahmen des gemischte Ausschusses 

EFTA-Moldau überprüfen die Vertragsparteien die Vorbehalte künftig im Hinblick 

auf eine mögliche Verminderung oder Aufhebung von Vorbehalten (Art. 4.4 Abs. 

2 und Art. 4.12). 

Art. 4.5 regelt, dass ein Investor und sein Personal in Schlüsselpositionen – z. B. 

Führungskräfte, Beraterinnen und Berater, Expertinnen und Experten – ins 
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Gastland einreisen und sich dort vorübergehend aufhalten dürfen. Die nationale 

Gesetzgebung der Vertragsparteien bleibt jedoch ausdrücklich vorbehalten. Es 

entsteht für Liechtenstein also keine Verpflichtung, die über ihre Gesetzgebung 

hinausgeht. 

Gemäss Art. 4.6 behält das Gastland einer Investition das Recht, nichtdiskriminie-

rende Massnahmen im öffentlichen Interesse zu ergreifen – insbesondere aus 

Gründen des Schutzes der Gesundheit, der Sicherheit und der Umwelt sowie aus 

aufsichtsrechtlichen Gründen. Auf solche Massnahmen soll nicht verzichtet bzw. 

diese sollen nicht abgeschwächt werden, um ausländische Investitionen anzuzie-

hen. 

Art. 4.7 regelt, dass die Vertragsparteien für Investoren relevante Gesetze, Rege-

lungen, Rechtsentscheide und Verfügungen sowie Abkommen zwischen den Ver-

tragsparteien öffentlich zugänglich machen müssen. Sie sind jedoch nicht ver-

pflichtet, vertrauliche Informationen zu veröffentlichen, durch deren Offenlegung 

die Wahrnehmung öffentlicher oder berechtigter wirtschaftlicher Interessen von 

juristischen und natürlichen Personen beeinträchtigt würde. 

Art. 4.8 über Zahlungen und Überweisungen sieht unter Vorbehalt von Art. 4.9, 

welcher Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz enthält, den freien Kapi-

tal- und Zahlungsverkehr im Zusammenhang mit der Niederlassung von Unterneh-

men im Nichtdienstleistungssektor vor. Art. 4.9 verweist auf die Absätze 1-3 des 

Art. XII GATS und inkorporiert die entsprechenden Bestimmungen in das Abkom-

men. 

Die Art. 4.10 und 4.11 regeln, dass bei den üblichen Ausnahmen in Bezug auf die 

Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und die Wahrung der Sicherheit die 

Regeln der Art. XIV und XIVbis GATS gelten. 



41 

Art. 4.12 sieht die regelmässige Überprüfung dieses Kapitels im Hinblick auf eine 

Weiterentwicklung der Verpflichtungen der Vertragsparteien im Rahmen des ge-

mischten Ausschusses vor. 

4.5.2 Spezifische Verpflichtungen (Art. 4.4 und Anhang XIV) 

Die von Liechtenstein eingegangenen Verpflichtungen zugunsten von Moldau ent-

sprechen grundsätzlich dem Verpflichtungsniveau, das Liechtenstein bereits in 

früheren Abkommen gewährt hat. Die Vorbehalte betreffen den Erwerb von 

Grundstücken, Wohnsitzerfordernisse gemäss Gesellschaftsrecht und bestimmte 

Massnahmen im Energiesektor. Moldau macht einen Vorbehalt zum Erwerb von 

land- und forstwirtschaftlichen Flächen. Moldau führt daneben keine sektorspezi-

fischen Vorbehalte (z. B. Land- und Forstwirtschaft, Bergbau, Fertigung von Pro-

dukten, Energie) auf. Der für liechtensteinische Investoren besonders wichtige 

Fertigungssektor ist damit offen für Investitionen. Moldau hat im Abkommen mit 

der EFTA primär aus Gründen der Transparenz jedoch einen zusätzlichen Vorbe-

halt zur Notifikation und Prüfung von Investitionen in Bereichen von strategischer 

Bedeutung für die Sicherheit des Staates angebracht. Die gesetzlichen Bestimmun-

gen, welche die Grundlage für diesen Vorbehalt bilden, wurden erst kürzlich erlas-

sen und konnten erweitert werden. Sie wurden auf der Grundlage der Verordnung 

(EU) 2019/452 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Marz 2019 zur 

Schaffung eines Rahmens für die Prüfung ausländischer Direktinvestitionen in der 

Union verabschiedet, gelten aber für in- und ausländische Investoren gleichermas-

sen. Damit entspricht die moldauische Vorbehaltsliste der massgeblichen nationa-

len Gesetzgebung und mit Ausnahme des Vorbehalts zur Notifikation und Prüfung 

von Investitionen jenen in anderen Abkommen, wie dem FHA mit der EU und 

Grossbritannien. 
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4.6 Kapitel 5: Elektronischer Handel (Art. 5.1-5.17) 

Moldau ist der erste Handelspartner, mit welchem Bestimmungen zum elektroni-

schen Handel auf Basis des im Jahr 2021 fertiggestellten EFTA-E-Commerce-Mo-

delltextes ausgehandelt wurden. Der EFTA-Modelltext ist umfassend und enthält 

alle wesentlichen Bestimmungen, die derzeit in internationalen Abkommen zum 

elektronischen bzw. digitalen Handel enthalten sind. Das Kapitel schliesst beste-

hende Lücken bezüglich Regeln zum digitalen Handel und erhöht damit auch in 

diesem vergleichsweise neuen Thema die Rechtssicherheit. 

Art. 5.1 nimmt die für das Kapitel relevanten Begriffsbestimmungen auf, wobei 

teils auf bestehende Definitionen aus dem WTO GATS-Kontext zurückgegriffen 

wird. 

Art. 5.2 umschreibt den Anwendungsbereich, der sowohl elektronisch gehandelte 

Dienstleistungen wie auch Waren umfasst. Ausdrücklich vom Geltungsbereich 

ausgeschlossen sind audiovisuelle Dienstleistungen. Art. 5.2 enthält zudem eine 

Kollisionsregel, wonach im Falle von Unklarheiten geregelt ist, dass die Bestim-

mungen im Anhang über die Finanzdienstleistungen (Anhang X) Vorrang haben. 

Dies stellt sicher, dass die Massnahmen im Zusammenhang mit aufsichtsrechtli-

chen Belangen unangetastet bleiben. 

Art. 5.3 enthält die grundsätzlichen Prinzipien, die von den Vertragsparteien aner-

kannt werden, wie die potenziellen zusätzlichen Handelsmöglichkeiten, die sich 

aufgrund des elektronischen Handels ergeben können. Der Art. hebt die Wichtig-

keit des Themas E-Commerce auch grundsätzlich hervor. Art. 5.4 zum Recht auf 

Regulierungstätigkeit hält fest, dass sich die Vertragsparteien vorbehalten, nach-

träglich Regulierungen in Übereinstimmung mit den Regeln des Kapitels einzufüh-

ren, soweit sie dies für zwingend notwendig erachten. 
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Art. 5.5 über Zollgebühren verankert die Verpflichtung der permanenten «Nicht-

erhebung von Zollen auf elektronische Übermittlungen» beim Import und Export. 

Dies leitet sich vom regelmässig zu erneuernden WTO E-Commerce-Moratorium 

ab, enthält aber eine zusätzliche Präzisierung, wonach interne Abgaben nach wie 

vor möglich sein sollen (z. B. die Abgabe der Mehrwertsteuern). Die Verankerung 

der Pflicht zur Nichterhebung von Zöllen im FHA ist ein wesentlicher Vorteil im 

Vergleich zur bestehenden Regelung in der WTO. 

Art. 5.6 über elektronische Authentifizierung, Vertrauensdienste und auf elektro-

nischem Weg abgeschlossene Verträge enthält Regeln über die Anerkennung 

elektronischer Signaturen und die Gleichwertigkeit elektronisch abgeschlossener 

Verträge mit konventionell unterzeichneten Vertragspapieren. Davon ausge-

schlossen bleiben Verträge für deren Abschluss das innerstaatliche Recht die elekt-

ronische Form nicht akzeptiert. 

Art. 5.7 enthält Bestimmungen zur elektronischen Geschäftsabwicklung. Die Be-

stimmung konnte im Vergleich zum WTO-Übereinkommens für Handelserleichte-

rungen ausgeweitet werden, da die Begriffsbestimmung zu «Trade Administration 

Documents» ausgedehnt werden konnte. Die neue Definition erfasst nicht nur be-

hördliche Dokumente zum Import, Transit und Export, sondern die Dokumente, 

die generell im Zusammenhang mit Geschäftsabwicklungen stehen. 

Art. 5.8 regelt den offenen und diskriminierungsfreien Zugang zum Internet und 

ist somit von grundlegender Wichtigkeit für den elektronischen Handel. Der Artikel 

hält fest, dass der Zugang zum Internet mittels frei wählbarer Geräte erfolgen 

kann, sofern diese als nicht nachteilig für die Netzumgebung gelten. Auch geregelt 

wird, dass die Nutzer Zugang zu Informationen über das Netzwerkmanagement 

erhalten. 
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Art. 5.9 zum Konsumentenschutz regelt, dass Konsumenten im Online-Handel mit-

tels entsprechender Gesetze vor Betrug und ähnlichem kriminellen Fehlverhalten 

geschützt werden. Der Artikel enthält u. a. auch eine Bestimmung über die Zusam-

menarbeit zwischen den Behörden im Bereich des Online-Konsumentenschutzes. 

Art. 5.10 regelt den Umgang mit unerwünschten Werbenachrichten («Spam») zur 

Eindämmung von Massenversanden und stellt sicher, dass Regressmöglichkeiten 

vorhanden sind. 

In Art. 5.11 verpflichten sich die Vertragsparteien dazu, den freien grenzüber-

schreitenden Datenfluss zu gewährleisten. Aufgrund der strengen Vorgaben durch 

die Datenschutzgesetzgebung in den EFTA-Staaten enthält der Artikel bestimmte 

Absicherungen. So soll der freie Datenfluss grundsätzlich nur möglich sein, sofern 

ein angemessenes Schutzniveau personenbezogener Daten besteht. Die Bestim-

mung besagt weiter, dass keine Partei das Recht hat, den Speicherort für Daten 

vorzuschreiben. Auch hier ist es wichtig, Ausnahmen vorzusehen, denn in Liech-

tenstein bestehen z. B. für Gesundheitsdaten erhöhte Anforderungen an den Spei-

cherort. Die Bestimmung sieht vor, dass das Prinzip spätestens drei Jahre nach In-

krafttreten des Abkommens einer Überprüfung unterzogen wird. Norwegen hat 

sich als einzige Vertragspartei bei dieser Bestimmung eine Ausnahme für Mass-

nahmen zur Sicherstellung der essentiellen Sicherheitsinteressen vorbehalten. 

Art. 5.12 unterstreicht die Wichtigkeit elektronischer Bezahlmöglichkeiten für den 

elektronischen Handel. Die Vertragsparteien erklären sich bereit, die internatio-

nale Interoperabilität der Bezahlsysteme zu unterstützen und zu fördern. Im Be-

reich der Rechnungsstellung erklären sich die Vertragsparteien bereit, das Be-

wusstsein hinsichtlich der Elemente Infrastruktur und Kapazitätsaufbau zu för-

dern. 

Art. 5.13 hält fest, dass die Vertragsparteien die für sie notwendigen Massnahmen 

zum Schutz personenbezogener Daten ergreifen können. Die Vertragsparteien 
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pflegen über die ergriffenen Massnahmen einen Austausch. Weiter wird festge-

halten, dass keine andere Bestimmung die von den Vertragsparteien für notwen-

dig erachteten Mechanismen zum Schutz der Privatsphäre untergraben können. 

Dieser Artikel ergänzt Art. 5.11 mit einem starken Bekenntnis zum Schutz perso-

nenbezogener Daten und der Privatsphäre. 

Art. 5.14 Transfer und Schutz von Quellcodes hält fest, dass weder natürliche noch 

juristische Personen zwingend Quellcodes offenlegen müssen im Zusammenhang 

mit Online-Geschäftstätigkeiten. Der Artikel enthält aber auch Ausnahmen von 

dieser Regel. Wettbewerbsrechtliche Untersuchungen, besondere Anforderungen 

von Gerichten oder auch Fragestellungen im Zusammenhang mit dem geistigen 

Eigentum oder dem öffentlichen Beschaffungswesen können die Offenlegung von 

Quellcodes erfordern. 

Art. 5.15 sieht vor, dass die Vertragsparteien einen Dialog über regulatorische Fra-

gen in Zusammenhang mit dem elektronischen Handel führen. Der Artikel listet in 

nicht abschliessender Weise mögliche Kooperationsfelder auf. 

Art. 5.16 und Art. 5.17 übernehmen in unveränderter Weise die Ausnahmen und 

Sicherheitsausnahmen des GATT und des GATS. Mit der Übernahme dieser WTO-

Ausnahmen in den Bereichen Güter- und Dienstleistungshandel behalten sich die 

Vertragsparteien vor, im Bereich des elektronischen Handels von allfälligen, not-

wendigen Ausnahmen Gebrauch zu machen. 

4.7 Kapitel 6: Geistiges Eigentum 

4.7.1 Bestimmungen im Kapitel (Art. 6.1) 

Die Bestimmungen im Art. 6.1 verpflichten die Vertragsparteien, einen angemes-

senen, wirksamen und nichtdiskriminierenden Schutz der Rechte an geistigem Ei-

gentum zu gewährleisten. 
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Im Vergleich zu den multilateralen Mindeststandards des WTO-Abkommens vom 

15. April 1994 über handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum 

(TRIPS-Abkommen), verbessert das FHA gewisse Schutzstandards, erhöht die 

Rechtssicherheit und macht Schutzklauseln sichtbarer. Das FHA macht den Schutz 

der Rechte an geistigem Eigentum berechenbarer und trägt damit zu besseren 

Rahmenbedingungen für den Handel mit innovativen Produkten und Dienstleis-

tungen bei. 

Art. 6.1 bestätigt, dass die Grundsätze der Inländerbehandlung und der Meistbe-

günstigung im Einklang mit den einschlägigen Bestimmungen des TRIPS-Abkom-

mens auch im Rahmen von Freihandelsbeziehungen gelten. Dies ist insbesondere 

relevant im Hinblick auf einen möglichen Ausbau des Assoziierungsabkommens 

der EU mit Moldau oder auf ein künftiges Freihandelsabkommen Moldaus mit den 

USA. 

Ausserdem sieht der Artikel vor, dass die Bestimmungen des FHA über das geistige 

Eigentum zu einem späteren Zeitpunkt überprüft und weiterentwickelt werden 

können. 

4.7.2 Bestimmungen im Anhang XV 

Die Bestimmungen des Anhangs XV regeln sämtliche materiellen Schutzstandards 

bezüglich der verschiedenen Immaterialgüterrechtsbereiche (Art. 1-10). Diese ge-

hen punktuell über das Schutzniveau des TRIPS-Abkommens hinaus. Ebenso wer-

den Mindeststandards für die Registrierungs- und Erteilungsverfahren (Art. 11) so-

wie Grundsätze der Rechtsdurchsetzung auf administrativem, zivil- und strafrecht-

lichem Weg geregelt (Art. 12-20). Schliesslich wird eine bilaterale Zusammenarbeit 

im Bereich des geistigen Eigentums vereinbart (Art. 21). 

Im FHA fallen gemäss Art. 1 über die Definition geistiges Eigentum insbesondere 

die folgenden Immaterialgüterrechte unter den Begriff «geistiges Eigentum»: 
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Urheberrechte inklusive Schutz von Computerprogrammen und Datensammlun-

gen, verwandte Schutzrechte (die Rechte ausübender Künstler, der Hersteller von 

Ton-/Tonbildträgern und der Sendeunternehmen), Waren- und Dienstleistungs-

marken, geographische Angaben (Ursprungsbezeichnungen inbegriffen) für Wa-

ren und Herkunftsangaben für Waren und Dienstleistungen, Designs, Patente, 

Pflanzensorten, Layout-Designs (Topographien) integrierter Schaltkreise sowie 

nicht-offenbarte Informationen. 

Die Vertragsparteien bestätigen in Art. 2 ihre Verpflichtungen unter verschiede-

nen internationalen Immaterialgüterrechtsabkommen, deren Vertragspartei sie 

bereits sind: das WTO/TRIPS-Abkommen, die Pariser Übereinkunft zum Schutz des 

gewerblichen Eigentums von 1883 revidiert in Stockholm am 14. Juli 1967, die Ber-

ner Übereinkunft zum Schutz von Werken der Literatur und Kunst von 1886 revi-

diert in Paris am 24. Juli 1971, das Internationale Abkommen über den Schutz der 

ausübenden Künstler, der Hersteller von Tonträgern und der Sendeunternehmen 

von 1961, das Abkommen von Nizza über die internationale Klassifikation von Wa-

ren und Dienstleistungen für die Eintragung von Marken von 1957, revidiert in 

Genf am 13. Mai 1977, der Budapester Vertrag über die internationale Anerken-

nung der Hinterlegung von Mikroorganismen für die Zwecke von Patentverfahren 

von 1977, der Vertrag über die internationale Zusammenarbeit auf dem Gebiet 

des Patentwesens von 1970, das Protokoll zum Madrider Abkommen über die in-

ternationale Registrierung von Marken von 1989, das internationale Übereinkom-

men zum Schutz von Pflanzenzüchtungen von 1991 (UPOV-Übereinkommen) so-

wie die Genfer Akte des Haager Abkommens von 1999 betreffend die internatio-

nale Hinterlegung gewerblicher Muster und Modelle. Bezüglich UPOV wird für 

Liechtenstein in einer Fussnote festgehalten, dass die diesbezüglichen Verpflich-

tungen auf Liechtenstein erst anwendbar werden, wenn Liechtenstein UPOV-Mit-

glied wird. 
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Weiter verpflichten sich die Vertragsparteien, die materiellen Bestimmungen be-

stimmter Abkommen einzuhalten oder diesen beizutreten: WIPO- Urheberrechts-

vertrag von 1996 (WCT), WIPO-Vertrag über Darbietungen und Tonträger von 

1996 (WPPT) und Vertrag von Peking von 2012 über den Schutz audio-visueller 

Darbietungen. 

Auf Ersuchen hin wollen sich die Vertragsparteien bezüglich künftiger Entwicklun-

gen im Bereich internationaler Abkommen oder in ihren entsprechenden bilatera-

len Beziehungen mit Drittstaaten konsultieren. Die Doha-Erklärung vom 14. No-

vember 2001 zum TRIPS-Abkommen und zur öffentlichen Gesundheit sowie die 

Änderung des TRIPS-Abkommens, die vom Allgemeinen Rat der WTO am 6. De-

zember 2005 beschlossen wurde, bleiben gegenüber den Bestimmungen des An-

hangs XV vorbehalten. 

In Art. 3 über genetische Ressourcen und traditionelles Wissen bekräftigen die 

Vertragsparteien ihre souveränen Rechte über ihre natürlichen Ressourcen und 

anerkennen ihre jeweiligen Rechte und Pflichten aus internationalen Übereinkünf-

ten, bei denen sie Vertragspartei sind (u. a. Übereinkommen über die biologische 

Vielfalt von 1992 [CBD] und Internationaler Vertrag über pflanzengenetische Res-

sourcen für Ernährung und Landwirtschaft von 2001 [ITPGRFA]). Mittels «best en-

deavour»-Klausel sollen die Parteien die internationalen Abkommen in Bezug auf 

geistiges Eigentum und genetische Ressourcen in einer sich gegenseitig unterstüt-

zenden Art und Weise umsetzen. 

Gemäss Art. 4 über Urheberrechte und verwandte Schutzrechte wenden die Ver-

tragsparteien bestimmte Schutzverpflichtungen des WPPT analog auch auf Produ-

zenten und Produzentinnen von Videogrammen an. Geregelt werden weiter die 

Schutzrechte der Sendeunternehmen sowie die Mindestschutzfristen für die di-

versen Urheber- und verwandten Schutzrechte. 
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Die Vertragsparteien dehnen in Art. 5 über Marken den Schutz gegenüber dem 

TRIPS-Abkommen auf Formmarken aus. Zum Schutz von berühmten Marken defi-

nieren sie qualitative Kriterien entsprechend der Bestimmung im Markenschutz-

gesetz vom 12. Dezember 1996 (MSchG, LGBl. 1996 Nr. 60) und verweisen über-

dies auf die WIPO-Empfehlungen zum Schutz notorisch bekannter Marken. Aus-

serdem verpflichten sich die Vertragsparteien, Markeninhaberinnen und Marken-

inhabern ein rechtliches Mittel zur Verfügung zu stellen, damit diese bei Einträgen 

ihrer Marke in Wörterbüchern, Enzyklopädien und ähnlichen Werken handeln 

können. 

Der materielle Schutzstandard des Art. 6 zu Patenten orientiert sich in den rele-

vanten Bereichen an den Bestimmungen des Europäisches Patentübereinkom-

mens, revidiert in München am 29. November 2000. Die Vertragsparteien aner-

kennen u. a., dass die Einfuhr von patentierten Erzeugnissen der Verwendung des 

Patents gleichkommt. Sie sehen zudem ein ergänzendes Schutzzertifikat für phar-

mazeutische und Pflanzenschutzprodukte vor, um den Anteil der ab Patentanmel-

dung ablaufenden, 20-jährigen Schutzdauer, der den Patentinhaberinnen und Pa-

tentinhabern aufgrund des Erfordernisses des Zulassungsverfahrens für das Pro-

dukt verloren geht, zu kompensieren. 

Art. 7 über nicht-offenbarte Informationen sieht vor, dass Behörden, welchen im 

Marktzulassungsverfahren für pharmazeutische, Pflanzenschutz- und Biozid-Pro-

dukte Testdaten vorgelegt werden, diese während 5 bzw. 10 Jahren vertraulich 

behandeln müssen. Für pharmazeutische Produkte werden zusätzlich zwei Jahre 

Marktexklusivität festgelegt, in denen andere Herstellerinnen und Hersteller sich 

zwar auf die Daten berufen können, jedoch ihr Produkt noch nicht auf den Markt 

bringen dürfen. Schliesslich kann die Marktexklusivität um mindestens ein weite-

res Jahr verlängert werden, wenn während der Schutzfrist eine neue therapeuti-

sche Anwendung bewilligt wird, die einen relevanten klinischen Vorteil aufweist. 
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Diese Regel geht über internationale Mindeststandards hinaus. Die Schutzdauer 

entspricht dem Abkommen zwischen der EU und Moldau. 

Laut Art. 8 sind gewerbliche Designs unter dem Abkommen mindestens 25 Jahre 

lang geschützt. Das TRIPS-Abkommen sieht hingegen lediglich einen Schutz von 

zehn Jahren vor. 

Art. 9 verpflichtet die Vertragsparteien, einen angemessenen und wirksamen 

Schutz für geographische Angaben zu gewährleisten. Unter dem FHA verpflichten 

sich die Vertragsparteien, das höhere Schutzniveau, welches das TRIPS-Abkom-

men für geographische Angaben für Weine und Spirituosen reserviert, auch für 

landwirtschaftliche Produkte und Lebensmittel zu garantieren. Der Artikel ver-

weist auf den Appendix 1, in welchem die geographischen Angaben, Ursprungsbe-

zeichnungen und Herkunftsangaben aufgelistet sind, welche Moldau auf der einen 

und die Schweiz und Liechtenstein auf der anderen Seite gegenseitig anerkennen 

und auf einem hohen Niveau schützen. Die Schweiz und Liechtenstein haben somit 

mit Moldau den Schutz von geographischen Angaben für alle Produkte (z. B. 

«Rheintaler Ribel» oder «Liechtensteiner Alpkäse») erreicht, der mit demjenigen 

der geographischen Angaben der EU vergleichbar ist. 

Die Bestimmungen von Art. 10 regeln den Schutz von einfachen Herkunftsangaben 

sowohl für Waren als auch für Dienstleistungen, von Ländernamen (z. B. «Fürsten-

tum Liechtenstein», «Liechtenstein», «Liechtensteinisch») und Namen von Regio-

nen bzw. Gemeinden, wie auch von Wappen, Flaggen und Emblemen der Vertrags-

parteien. Vorgesehen ist u. a. der Schutz gegen die missbräuchliche, irreführende 

oder unlautere Verwendung von Herkunftsangaben in Marken und Firmennamen. 

Die Vertragsparteien verpflichten sich gemäss Art. 11 zu Erwerb und Aufrechter-

haltung, Verfahren zur Verfügung zu stellen, welche es erlauben, geistige Eigen-

tumsrechte zu erwerben, sie in einem Register einzutragen und erhalten zu 
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können. Diese Verfahren müssen mindestens die Anforderungen des TRIPS-Ab-

kommens erfüllen. 

Die Art. 12-14 verlangen, dass Zollhilfemassnahmen wie die Zurückbehaltung von 

Waren (Art. 13) sowohl beim Warenimport wie auch beim Warenexport vorzuse-

hen sind. Gemäss Art. 12 haben die Vertragsparteien allgemein Durchsetzungs-

massnahmen für den Schutz der Rechte an geistigem Eigentum zu gewährleisten. 

Laut Art. 13 muss Rechteinhabern und Rechteinhaberinnen die Möglichkeit gege-

ben werden, Anträge auf Hilfeleistung bei den Zollbehörden zu stellen. Von Amtes 

wegen hingegen sind die Zollbehörden der Vertragsparteien verpflichtet, die Ein-

fuhr und Ausfuhr von Waren zurückzuhalten, wenn der Verdacht auf Nachahmung 

oder Produktpiraterie besteht. Die Zollhilfemassnahmen sind nicht nur für Mar-

ken- und Urheberrechte wie im TRIPS-Abkommen, sondern für alle Immaterialgü-

terrechte vorzusehen. Art. 13 enthält u. a. eine fakultative Ausnahmebestimmung 

für kleine Warenmengen im persönlichen Gepäck von Reisenden. Nach Art. 14 

über das Recht zur Inspektion haben Antragstellerinnen und Antragsteller das 

Recht, die einstweilig zurückgehaltenen Waren zu inspizieren und zu untersuchen. 

Die vorsorglichen und superprovisorischen Massnahmen in Art. 15 sollen Rechts-

inhaberinnen und Rechtsinhabern ermöglichen, Schaden frühzeitig abzuwenden. 

Die Justizbehörden müssen laut Art. 16 über die Entfernung aus dem Handel be-

fugt sein, auf Antrag der Rechtsinhaberin oder des Rechtsinhabers anzuordnen, 

dass Produkte, die Rechte an geistigem Eigentum verletzen sowie Maschinen, die 

zur Herstellung dieser Produkte verwendet werden, aus dem Verkehr gezogen und 

zerstört werden. 

In gewöhnlichen Zivilverfahren nach Art. 17 sehen die Bestimmungen des Abkom-

mens Kriterien für die Berechnung des Schadens vor, der dem Rechteinhaber oder 

der Rechteinhaberin zu erstatten ist. 
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Strafrechtliche Massnahmen und Sanktionen müssen gemäss Art. 18 zumindest 

für die vorsätzliche kommerzielle Verletzung von Immaterialgüterrechten vorge-

sehen werden. 

Gemäss Art. 19 müssen die Vertragsparteien sicherstellen, dass ihre zuständigen 

Behörden von den Antragstellerinnen und Antragstellern angemessene Garantien 

oder gleichwertige Zusicherungen verlangen können. 

Art. 20 enthält grundlegende Bestimmungen für endgültige Gerichts- und Verwal-

tungsentscheidungen, u. a. dass diese schriftlich ergehen und öffentlich zugäng-

lich gemacht werden müssen. 

Im abschliessenden Art. 21 stimmen die Partien überein, die technische Zusam-

menarbeit im Bereich des geistigen Eigentums zu vertiefen. 

4.8 Kapitel 7: Öffentliches Beschaffungswesen 

4.8.1 Bestimmungen im Kapitel (Art. 7.1-7.5) 

Sowohl die EFTA-Staaten als auch Moldau sind Vertragsparteien des revidierten 

WTO-Übereinkommens über das öffentliche Beschaffungswesen vom 30. März 

2012 (GPA 2012). Daher haben sie im FHA vereinbart, die Verpflichtungen aus dem 

GPA 2012 bilateral zu bekräftigen und diese durch punktuelle Verbesserugen im 

Wortlaut des Kapitels und beim Marktzugang zu ergänzen. 

In Art. 7.1 zum Anwendungs- und Geltungsbereich erklären die Vertragsparteien 

das GPA mutatis mutandis zum Bestandteil des Abkommens (Abs. 1), weiten den 

Anwendungsbereich der gemäss GPA 2012 unterstellten Beschaffungen auf Bau-

konzessionen gemäss der Begriffsbestimmung in Anhang XVI aus (Abs. 2) und wol-

len im gemischten Ausschuss zusammenarbeiten, um das Verständnis ihres jewei-

ligen öffentlichen Beschaffungswesens zu verbessern und die gegenseitige Öff-

nung ihrer öffentlichen Beschaffungsmärkte zu fördern. 
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Art. 7.2 sieht Kontaktstellen vor, um den Informationsaustausch zu erleichtern. 

Diese sind in Anhang XVI Appendix 2 aufgeführt. 

Der erstmals in ein FHA der EFTA aufgenommene Art. 7.3 zu den nachhaltigen öf-

fentlichen Beschaffungen erlaubt den Vertragsparteien insbesondere, in ihren Be-

schaffungsverfahren Umwelt-, Arbeits- und soziale Aspekte zu berücksichtigen, 

vorausgesetzt, diese sind nichtdiskriminierend (Abs. 2). 

In Art. 7.4 zur Erleichterung der Teilnahme von kleinen und mittleren Unterneh-

men vereinbaren die Vertragsparteien, Informationen zu den Massnahmen zu lie-

fern, mit denen die Teilnahme von KMU an öffentlichen Beschaffungen erleichtert 

wird (Abs. 2), indem sie unter anderem bewährte Verfahren in diesem Bereich tei-

len (Abs. 3). 

Art. 7.5 verpflichtet die Vertragsparteien dazu, auf Ersuchen der anderen Vertrags-

partei Verhandlungen aufzunehmen, sobald einer Drittpartei zusätzliche Vorteile 

beim Zugang zu den öffentlichen Beschaffungsmärkten gewährt wurden. Damit 

sollte sich das Risiko einer künftigen Diskriminierung von Anbietern aus den EFTA-

Staaten gegenüber Anbietern anderer Handelspartner von Moldau vermeiden las-

sen. 

4.8.2 Bestimmungen im Anhang XVI 

In Anhang XVI Öffentliches Beschaffungswesen geht es hauptsachlich um Verbes-

serungen beim Marktzugang. Im Rahmen des GPA gewähren sich die EFTA-Staaten 

und Moldau bereits einen umfassenden Marktzugang. Ausgehend davon haben 

die Vertragsparteien in Anhang XVI Appendix 1 vereinbart, den Marktzugang auf 

gegenseitiger Basis auf Baukonzessionen auszuweiten, und zwar zu den gleichen 

Bedingungen, wie sie die EFTA bereits in gewissen anderen FHA vorsieht, darunter 

in den Abkommen mit Chile, Kolumbien, Ecuador und Peru. Auf diese Weise kann 

sichergestellt werden, dass die EFTA-Staaten den gleichen Marktzugang erhalten, 
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den Moldau auch der EU bzw. dem Vereinigten Königreich in den mit diesen zwei 

Partnern abgeschlossenen Abkommen angeboten hat. 

4.9 Kapitel 8: Wettbewerb (Art. 8.1-8.4) 

Die Liberalisierung des Warenverkehrs und des Dienstleistungshandels sowie der 

Auslandsinvestitionen kann durch wettbewerbswidrige Praktiken von Unterneh-

men beeinträchtigt werden. Daher beinhaltet das FHA mit Moldau Bestimmungen 

zum Schutz des Wettbewerbs vor wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen und 

Praktiken. Sie bezwecken indes keine Harmonisierung der Wettbewerbspolitik der 

einzelnen Vertragsparteien. 

In Art. 8.1 über die Wettbewerbsregeln anerkennen die Vertragsparteien, dass 

wettbewerbswidrige Unternehmenspraktiken oder andere abgestimmte Verhal-

tensweisen mit dem guten Funktionieren des FHA unvereinbar sind. Staatliche Un-

ternehmen werden von diesen Bestimmungen ebenfalls erfasst (Abs. 2). Dennoch 

begründen diese Regeln keine direkten Verpflichtungen für die Unternehmen 

(Abs. 4). 

Um entsprechenden wettbewerbswidrigen Verhaltensweisen ein Ende zu setzen, 

ist in Art. 8.2 über die Zusammenarbeit namentlich vorgesehen, dass die Vertrags-

parteien sachdienliche Informationen austauschen können. Für diesen Informati-

onsaustausch gelten die nationalen Vertraulichkeitsbestimmungen. 

In Art. 8.3 ist ebenfalls vorgesehen, dass Konsultationen im gemischten Ausschuss 

durchgeführt werden können, falls die besagten wettbewerbswidrigen Verhal-

tensweisen andauern. Der gemischte Ausschuss muss innerhalb von 30 Tagen 

nach Empfang des Konsultationsgesuchs die von den Vertragsparteien erhaltenen 

Informationen untersuchen, um eine für beide Seiten annehmbare Lösung der An-

gelegenheit zu erleichtern. 
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Art. 8.4 schliesst Kapitel 8 vom Streitbeilegungsmechanismus in Kapitel 11 aus. 

4.10 Kapitel 9: Handel und nachhaltige Entwicklung (Art. 9.1-9.17) 

Im Rahmen einer kohärenten Aussenpolitik ist Liechtenstein bestrebt, den Zielen 

der nachhaltigen Entwicklung auch in der Aussenwirtschaftspolitik gerecht zu wer-

den. Liechtenstein strebt eine Situation an, welche sowohl in Liechtenstein wie 

auch in den Partnerländern ein mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung kohä-

rentes Wachstum ermöglichen soll. Die nachhaltige Entwicklung umfasst die wirt-

schaftliche und die soziale Entwicklung sowie den Schutz der Umwelt. Deshalb 

setzt sich Liechtenstein zusammen mit seinen EFTA-Partnerländern bei der Aus-

handlung von Freihandelsabkommen für die Aufnahme handelsrelevanter Bestim-

mungen zu handelsbezogenen Sozial- und Umweltaspekten ein. 

Diese Bestimmungen bekräftigen die massgeblichen materiellen internationalen 

Standards – im Bereich der Menschenrechte jene der UNO, im Bereich Arbeit jene 

der Internationalen Arbeitsorganisation (IAO) und im Bereich Umwelt jene der 

multilateralen Umweltabkommen (MEA). Die Vertragsparteien verpflichten sich, 

den so festgelegten Referenzrahmen in ihren präferenziellen Wirtschaftsbezie-

hungen so einzuhalten, dass die mit den Freihandelsabkommen verfolgten wirt-

schaftlichen Ziele mit den Zielen der Vertragsparteien in den Bereichen Umwelt-

schutz und Arbeitsrechte im Einklang sind. 

Das Kapitel 9 über Handel und nachhaltige Entwicklung deckt die umwelt- und ar-

beitsbezogenen Aspekte von Handel und Investitionen ab. Art. 9.1 legt Hinter-

grund und Ziele des Kapitels dar. Die EFTA-Staaten und Moldau halten in Absatz 2 

die Förderung einer nachhaltigen Entwicklung fest, basierend auf dem Grundsatz, 

dass die wirtschaftliche und die soziale Entwicklung sowie der Umweltschutz von-

einander abhängige Elemente der nachhaltigen Entwicklung sind, die sich gegen-

seitig verstärken. Die Vertragsparteien verpflichten sich, den internationalen 
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Handel und Investitionen sowie ihre wirtschaftliche Partnerschaft in einer Weise 

zu fördern, die für alle förderlich ist und zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt 

(Abs. 3). In diesem Zusammenhang werden auch die Agenda 2030 für nachhaltige 

Entwicklung sowie weitere internationale Instrumente in den Bereichen Umwelt-

schutz und Arbeitsrechte bekräftigt (Abs. 1). 

In Art. 9.2 legen die Vertragsparteien die grundsätzlichen Prinzipien von Recht auf 

Regulierungstätigkeit und Schutzniveaus fest. Absatz 1 anerkennt das Recht der 

Vertragsparteien, ihre innerstaatliche Gesetzgebung in Bezug auf Umweltschutz 

und Arbeitsrecht selbst festzulegen, wobei übereinstimmend mit den anwendba-

ren internationalen Abkommen möglichst hohe Umwelt- und Arbeitsschutzni-

veaus anzustreben sind. Die Vertragsparteien halten in Absatz 2 zudem fest, dass 

zur Vorbereitung und Umsetzung von regulatorischen Massnahmen im Umwelt- 

oder Arbeitsbereich wissenschaftliche, technische oder anderweitige Informatio-

nen sowie relevante internationale Standards in Betracht gezogen werden. 

Die Vertragsparteien verpflichten sich in Art. 9.3 über die Aufrechterhaltung der 

Schutzniveaus bei der Anwendung und Durchsetzung von Gesetzen, Regelungen 

und Normen dazu, ihre nationalen Gesetzgebungen über den Umweltschutz und 

Arbeitsrechte wirksam umzusetzen (Abs. 1). Darüber hinaus verpflichten sich die 

Vertragsparteien in Absatz 2, das festgelegte Schutzniveau nicht zu senken, um 

Investitionen anzuziehen oder einen Wettbewerbsvorteil auf kommerzieller 

Ebene zu erlangen. Auch sollen Unternehmen diesbezüglich keine Abweichungen 

von der bestehenden Gesetzgebung im Bereich Umwelt- und Arbeitsstandards an-

geboten werden (Abs. 3). 

Die Vertragsparteien verpflichten sich in Art. 9.4 zu Internationalen Arbeitsnor-

men und Arbeitsübereinkommen zur Förderung der Entwicklung von internatio-

nalem Handel und Investitionen auf eine Weise, die zu einer vollen und produkti-

ven Beschäftigung sowie menschenwürdiger Arbeit («decent work») für alle führt 
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(Abs. 1). In Absatz 2 bekräftigen die Vertragsparteien die sich aus der Mitglied-

schaft in der IAO ergebenden Verpflichtungen, die in der Erklärung der IAO von 

1998 enthaltenen und 2022 ergänzten grundlegenden Prinzipien und Rechte bei 

der Arbeit – Vereinigungsfreiheit, Abschaffung der Zwangsarbeit, Beseitigung der 

Kinderarbeit, Gleichberechtigung sowie sichere und gesunde Arbeitsumgebung – 

einzuhalten, zu fördern und umzusetzen. Zudem bekräftigen sie ihre Verpflichtun-

gen als IAO-Mitgliedsstaaten, die von ihnen ratifizierten IAO-Übereinkommen 

wirksam umzusetzen und sich kontinuierlich um die Ratifikation der von der IAO 

als «up to date» qualifizierten Übereinkommen zu bemühen (Abs. 3). 

Weiter erkennen die Vertragsparteien in Art. 9.4 die Bedeutung der strategischen 

Ziele der «decent work»-Agenda der IAO an, wie es in der IAO-Erklärung über so-

ziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung von 2008 (und der Ergänzung von 

2022) zum Ausdruck kommt (Abs. 4). In Absatz 5 verpflichten sich die Vertragspar-

teien zusätzlich, die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit zu res-

pektieren, zu fördern und umzusetzen, Massnahmen für den sozialen Schutz und 

menschenwürdige Arbeitsbedingungen für alle zu entwickeln und zu verbessern, 

den sozialen Dialog und den Tripartismus zu fördern sowie ein funktionierendes 

Arbeitsinspektionssystem aufzubauen und zu unterhalten. Absatz 6 hält zudem 

fest, dass die Vertragsparteien gewährleisten, dass zugängliche Verwaltungs- und 

Gerichtsverfahren innerstaatlich verfügbar sind, um wirksam gegen mögliche Ver-

letzungen der Arbeitnehmerrechte vorzugehen. Die Vertragsparteien bekräftigen 

schliesslich in Absatz 7, dass die Verletzung grundlegender Prinzipien und Rechte 

bei der Arbeit nicht als legitimer Wettbewerbsvorteil geltend gemacht werden 

darf sowie dass Arbeitsnormen nicht für protektionistische Handelszwecke ver-

wendet werden dürfen. 

In Art. 9.5 erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung des Einbezugs einer ge-

schlechterspezifischen Perspektive in die Förderung der inklusiven 



58 

Wirtschaftsentwicklung und Chancengleichheit für alle an (Abs. 1). In Absatz 2 be-

kräftigen die Vertragsparteien ausserdem ihre Verpflichtung, die für sie geltenden 

internationalen Instrumente über die Gleichstellung der Geschlechter oder die 

Nichtdiskriminierung umzusetzen. 

In Art. 9.6 erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung von MEA und internatio-

naler Umweltgouvernanz als Antwort auf die globalen und regionalen Umwelthe-

rausforderungen an und betonen das Bedürfnis dafür, die gegenseitige Unterstüt-

zung zwischen Handels- und Umweltpolitik zu verstärken. In Absatz 2 bekräftigen 

die Vertragsparteien ihre Verpflichtung zur effektiven Umsetzung der jeweils von 

ihnen ratifizierten multilateralen Umweltabkommen in ihrer innerstaatlichen Ge-

setzgebung. Weiter bekräftigen sie die Befolgung der Prinzipien aus den Umwel-

tinstrumenten, die in Art. 9.1 enthalten sind. 

Die Vertragsparteien anerkennen in Art. 9.7 die Bedeutung von nachhaltiger Wald-

bewirtschaftung und damit verbundenem Handel, um Treibhausgasemissionen 

und Biodiversitätsverlust durch Abholzung und Abwertung von natürlichen Wäl-

dern und ähnlichen Ökosystemen zu vermeiden (Abs. 1). Die Vertragsparteien ver-

pflichten sich in Absatz 2 dazu, eine wirksame Rechtsdurchsetzung und Politikge-

staltung im Forstwesen zu gewährleisten, den Handel mit Produkten aus nachhal-

tig bewirtschafteten Wäldern und Ökosystemen zu fördern, Instrumente zur Ver-

meidung von Handel mit illegal produzierten Holzprodukten (sogenannte «timber 

legality assurance systems») anzuwenden und zu fördern, die effektive Umsetzung 

des Übereinkommens vom 3. Marz 1973 über den internationalen Handel mit ge-

fährdeten Arten freilebender Tiere und Pflanzen (CITES) zu fördern sowie im Be-

reich der nachhaltigen Nutzung von Wäldern und Torfmooren bilateral oder in ge-

meinsamen Foren zusammenzuarbeiten, besonders im Zusammenhang mit der 

UNO-Initiative zur Vermeidung des Emissionsausstosses aus Rodungen und Wald-

zerstörung (Reducing Emissions from Deforestation and Forest Degradation, 
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REDD+), wie es im Übereinkommen von Paris (Klimaübereinkommen) vom 12. De-

zember 2015 betont wird (Abs. 3). 

Im Art. 9.8 über Handel und Klimawandel betonen die Vertragsparteien die Wich-

tigkeit der Verfolgung der Ziele des Rahmenübereinkommens der Vereinten Nati-

onen über Klimaänderungen (UNFCCC) und des Pariser Abkommens sowie die 

Rolle von Handel und Investitionen, um der Bedrohung durch den Klimawandel 

entgegenzuwirken (Abs. 1). Die Parteien verpflichten sich in Absatz 2, das UNFCCC 

und das Klimaübereinkommen wirksam umzusetzen, den Übergang zu einer koh-

lenstoffarmen Wirtschaft und den Beitrag von Handel und Investitionen dafür zu 

fördern sowie international auf mehreren Ebenen zu handelsbezogenen Themen 

zum Klimawandel zusammenzuarbeiten. 

In Art. 9.9 Handel und Artenvielfalt anerkennen die Vertragsparteien die Bedeu-

tung der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt sowie die 

Rolle des Handels beim Verfolgen dieser Ziele (Abs. 1). In Absatz 2 verpflichten sich 

die Vertragsparteien zur Förderung des Einbezugs gefährdeter Arten in CITES, zur 

Ergreifung von wirksamen Massnahmen, um die transnationale Wildtierkriminali-

tät entlang der Wertschöpfungsketten zu bekämpfen, zur Verstärkung der Bemü-

hungen im Hinblick auf die Bekämpfung der Verbreitung invasiver gebietsfremder 

Arten im Zusammenhang mit Handelsaktivitäten sowie gegebenenfalls in Fragen 

des Handels und der Erhaltung und nachhaltigen Nutzung der biologischen Vielfalt 

zusammenzuarbeiten. 

In Art. 9.10 zu Handel und nachhaltiger Bewirtschaftung von Fischerei sowie Aqua-

kultur erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung des Erhalts und der nachhal-

tigen Bewirtschaftung von Meeresressourcen und aquatischen Ökosystemen so-

wie die Rolle des Handels beim Verfolgen dieser Ziele an (Abs. 1). Die Vertragspar-

teien verpflichten sich in Absatz 2, Massnahmen und Gesetze zur Bekämpfung der 

illegalen, nicht gemeldeten und nicht regulierten Fischerei (IUU-Fischerei) auf 
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wirksame und transparente Weise umzusetzen und den Handel mit Produkten aus 

IUU-Fischerei zu verhindern, die Verwendung der «Voluntary Guidelines for Catch 

Documentation» der FAO zu fördern, im Rahmen der internationalen Fora unter 

anderem zur Bekämpfung der IUU-Fischerei zusammenzuarbeiten, die Ziele der 

Agenda 2030 bezüglich Fischereisubventionen zu erfüllen sowie die Entwicklung 

von nachhaltiger und verantwortlicher Aquakultur zu fördern. 

In Art. 9.11 erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung von Handel und nach-

haltiger Landwirtschaft sowie Ernährungssystemen an und wiederholen ihre ge-

meinsame Verpflichtung, die Ziele der Agenda 2030 zu erreichen (Abs. 1). Die Ver-

tragsparteien verpflichten sich in Absatz 2 zur Förderung von nachhaltiger Land-

wirtschaft und des damit verbundenen Handels, zur Förderung von nachhaltigen 

Ernährungssystemen sowie zu allfälliger Zusammenarbeit und möglichem Infor-

mationsaustausch zu diesen Themen. Dies beinhaltet die Errichtung eines Dialogs 

über bewährte Praktiken für nachhaltige Landwirtschafts- und Ernährungssys-

teme, in dem sich die Vertragsparteien über die erzielten Fortschritte austau-

schen. 

In Art. 9.12 erkennen die Vertragsparteien die Bedeutung der Förderung eines 

nachhaltigen Handels und nachhaltiger Investitionen in all ihren Dimensionen an 

(Abs. 1). In Absatz 2 verpflichten sich die Parteien zur Förderung der Verbreitung 

von Waren, Dienstleistungen und Technologien, die einen Beitrag zur nachhalti-

gen Entwicklung leisten, einschliesslich Waren und Dienstleistungen, die Bestand-

teil von Programmen oder Labels zur Förderung umweltfreundlicher Produktions-

methoden und Sozialstandards sind. Zudem verpflichten sich die Vertragsparteien 

zur Förderung der Entwicklung und Anwendung von Nachhaltigkeitszertifizie-

rungsregelungen für Lieferketten, nichttarifäre Hemmnisse für den Handel mit 

Waren und Dienstleistungen, die zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, anzuge-

hen, den Beitrag von Handel und Investitionen zu einer ressourcenarmen 
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Kreislaufwirtschaft zu fördern, nachhaltige Beschaffungspraktiken zu fördern, so-

wie die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen in Bezug auf Waren, Dienstleis-

tungen und Technologien, die zur nachhaltigen Entwicklung beitragen, zu fördern. 

In Art. 9.13 verpflichten sich die Vertragsparteien, verantwortungsvolles unter-

nehmerisches Handeln zu fördern, einschliesslich der nachhaltigen Bewirtschaf-

tung von Lieferketten. In diesem Zusammenhang erkennen die Vertragsparteien 

die Bedeutung internationaler Instrumente in diesem Bereich an: die OECD-Leit-

sätze für multinationale Unternehmen, die dreigliedrige Grundsatzerklärung der 

IAO über multinationale Unternehmen und Sozialpolitik, den UN Global Compact 

und die UN-Leitsatze für Unternehmen und Menschenrechte. 

Wie in Art. 9.14 festgehalten, bemühen sich die Vertragsparteien ihre Zusammen-

arbeit zu Themen von gegenseitigem Interesse zu verstärken (Abs. 1). Absatz 2 hält 

zudem fest, dass jede Vertragspartei gegebenenfalls Sozialpartner oder andere re-

levante Interessengruppen einladen kann, um zusätzliche mögliche Bereiche der 

Zusammenarbeit zu identifizieren. 

Im Falle von Unstimmigkeiten bezüglich der Auslegung und Anwendung der Best-

immungen des Kapitels zu Handel und nachhaltiger Entwicklung können die Ver-

tragsparteien gemäss Art. 9.15 entweder im gemischten Ausschuss (Abs. 2) oder 

unter dem Streitbeilegungskapitel des Abkommens Konsultationen beantragen. 

Die Verfahren der Guten Dienste, der Vermittlung oder der Mediation stehen 

ebenfalls zur Verfügung (Abs. 3). Das Streitbeilegungsverfahren des Abkommens 

darf allerdings für dieses Kapitel nicht in Anspruch genommen werden (Abs. 4). 

Sollte eine mögliche Streitigkeit bezüglich der Auslegung und Anwendung der 

Bestimmungen des Kapitels zu Handel und nachhaltiger Entwicklung nicht im Rah-

men von Konsultationen gelöst werden können, kann eine Vertragspartei die 

Schaffung eines Expertenpanels gemäss Art. 9.16 beantragen. Die Art. 11.4 über 
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die Einsetzung eines Schiedsgerichts und 11.5 über das Verfahren des Schiedsge-

richts im Streitbeilegungskapitel finden auch auf das Verfahren eines Expertenpa-

nels Anwendung. Ein Expertenpanel besteht aus drei Mitgliedern. Diese müssen 

über anerkannte Fachkenntnisse auf dem betreffenden Gebiet verfügen und von 

den Regierungen der Parteien unabhängig sein. Das Expertenpanel hat die Auf-

gabe, einen Bericht mit Empfehlungen zur Lösung der Streitigkeit zu erstellen. Die-

ser Bericht und die Empfehlungen werden veröffentlicht. Die Parteien einigen sich 

über die Schritte, die zur Umsetzung dieser Empfehlungen notwendig sind. Der 

gemischte Ausschuss ist für die Überwachung der Umsetzung dieser Empfehlun-

gen verantwortlich. 

Art. 9.17 sieht schliesslich vor, dass die Umsetzung dieses Kapitels einer regelmäs-

sigen Überprüfung unterzogen wird. Für die Überwachung der Einhaltung aller 

Nachhaltigkeitsbestimmungen im FHA mit Moldau ist der gemischte Ausschuss 

des Abkommens zuständig.  

4.11 Kapitel 10: Institutionelle Bestimmungen (Art. 10.1) 

Um das einwandfreie Funktionieren des FHA sowie die ordnungsgemässe Anwen-

dung von dessen Bestimmungen sicherzustellen, wird gemäss Art. 10.1 der ge- 

mischte Ausschuss eingesetzt. Dieser Ausschuss setzt sich aus Vertreterinnen und 

Vertretern aller Vertragsparteien zusammen und hat insbesondere die Aufgabe, 

die Durchführung des Abkommens zu beaufsichtigen und zu überprüfen (Abs. 2 

Bst. a), die Möglichkeit der Beseitigung von noch bestehenden Handelshemmnis-

sen und anderen restriktiven Massnahmen, die den Handel zwischen den Ver-

tragsparteien einschränken, zu überprüfen (Abs. 2 Bst. b) und im Falle von Proble-

men in Bezug auf die Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens Konsultati-

onen abzuhalten (Abs. 2 Bst. e). 
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Der gemischte Ausschuss verfügt ausserdem über die Kompetenz, neben dem Un-

terausschuss über Warenverkehr weitere Unterausschüsse oder Arbeitsgruppen 

einzusetzen, um ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben zu unterstützen (Abs. 3). 

Diese Unterausschüsse oder Arbeitsgruppen arbeiten im Auftrag des gemischten 

Ausschusses (oder im Falle des Unterausschusses über Warenverkehr auf der 

Grundlage des in Anhang VII festgelegten Mandats). 

Ausserdem empfiehlt der gemischte Ausschuss den Vertragsparteien Änderungen 

des Hauptabkommens (Abs. 5 Bst. a) und kann Änderungen der Anhänge und An-

lagen zu diesem Abkommen beschliessen (Abs. 5 Bst. b). 

Als paritätisches Organ fasst der gemischte Ausschuss seine Beschlüsse im Kon-

sens (Abs. 6). Für bindende Beschlüsse ist somit die Zustimmung aller Vertragspar-

teien erforderlich. 

4.12 Kapitel 11: Streitbeilegung (Art. 11.1-11.11) 

Kapitel 11 des Abkommens sieht ein detailliertes Verfahren zur Beilegung von 

Streitigkeiten im Zusammenhang mit der Auslegung oder Anwendung des Abkom-

mens vor. 

Falls die Streitigkeit sowohl Bestimmungen des Abkommens als auch WTO-Best-

immungen betrifft, kann sie gemäss Art. 11.1 zu Anwendungs- und Geltungs-be-

reich nach Wahl der beschwerdeführenden Partei entweder dem Streitbeile-

gungsverfahren des FHA oder demjenigen der WTO unterstellt werden (Abs. 2). 

Ein späterer Wechsel des Verfahrens ist jedoch ausgeschlossen. 

Gemäss Art. 11.2 können die Streitparteien einvernehmlich auch auf Verfahren 

wie gute Dienste, Vergleich und Vermittlung zurückgreifen, einschliesslich wäh-

rend eines laufenden Streitbeilegungsverfahrens. Sie können entsprechende 
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Verfahren jederzeit aufnehmen und beenden. Diese Verfahren sind vertraulich 

und lassen die Rechte der Vertragsparteien in allen weiteren Verfahren unberührt. 

Art. 11.3 regelt die formellen Konsultationen, die die Streitparteien vor dem ge-

mischten Ausschuss abhalten müssen, bevor sie die Einsetzung eines Schiedsge-

richts verlangen können. Die Vertragspartei, die um Konsultationen ersucht, un-

terrichtet auch die am Streit nicht beteiligten Vertragsparteien über ihr Gesuch 

(Abs. 2). Im Falle einer einvernehmlichen Lösung der Angelegenheit werden die 

anderen Vertragsparteien informiert (Abs. 6). Falls der Streitpunkt nicht innerhalb 

von 60 Tagen (in dringlichen Angelegenheiten innerhalb von 30 Tagen) mittels des 

oben erwähnten Konsultationsverfahrens bereinigt werden kann oder falls die 

Konsultationen nicht innerhalb der im Abkommen festgelegten Fristen abgehalten 

werden (bei dringlichen Angelegenheiten innerhalb von 15 Tagen, für alle anderen 

Angelegenheiten innerhalb von 30 Tagen, sofern die Vertragsparteien keine an-

dere Frist vereinbart haben) oder aber falls die um Konsultationen ersuchte Ver-

tragspartei nicht innerhalb von 10 Tagen nach Erhalt des Gesuchs geantwortet hat, 

kann die beschwerdeführende Vertragspartei gemäss Art. 11.4 die Einsetzung ei-

nes Schiedsgerichts beantragen (Abs. 3). Die Vertragsparteien, die nicht am Streit 

beteiligt sind, können unter gewissen Bedingungen am Schiedsverfahren teilneh-

men (Abs. 6). 

Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern, wobei die beschwerdeführende 

Partei und die Partei, gegen die Beschwerde erhoben wurde, je ein Mitglied er-

nennen (Abs. 3). 

Die freiwilligen Regeln des Ständigen Schiedshofes (Permanent Court of Arbitra-

tion, PCA) sind gemäss Art. 11.5 über die Verfahren des Schiedsgerichts für die 

Einsetzung des Schiedsgerichts anwendbar. Diese freiwilligen Regeln gelten auch 

für das Schiedsverfahren. 
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Wie in Art. 11.6 zu den Berichten des Schiedsgerichts festgehalten, legt das 

Schiedsgericht spätestens 90 Tage nach seiner Einsetzung seinen ersten Bericht 

vor, zu dem die Streitparteien innerhalb von 14 Tagen Stellung nehmen können 

(Abs. 1). Das Schiedsgericht legt innerhalb von 30 Tagen, nachdem die Streitpar-

teien den ersten Bericht erhalten haben, den Schlussbericht vor (Abs. 2). Jedes 

Urteil des Schiedsgerichts ist endgültig und für die Streitparteien bindend (Abs. 3). 

Der Schlussbericht wird veröffentlicht, sofern die Streitparteien nichts anderes be-

schliessen (Abs. 2). 

Art. 11.7 nennt die Bedingungen für die Aussetzung oder Beendigung des Schieds-

gerichtsverfahrens. 

Die Streitparteien treffen gemäss Art. 11.8 geeignete Massnahmen zur Umsetzung 

des Schlussberichts und des darin enthaltenen Urteils (Abs. 1). Ist eine unverzügli-

che Umsetzung undurchführbar, versuchen die Streitparteien, sich auf eine ange-

messene Umsetzungsfrist zu einigen. Kommt keine Einigung zustande, so kann 

jede Streitpartei das ursprüngliche Schiedsgericht ersuchen, die Frist festzusetzen 

(Abs. 1). Besteht Uneinigkeit über eine Massnahme zur Umsetzung des Urteils, so 

kann sich die andere Streitpartei an das Schiedsgericht wenden, das dieses Urteil 

gefallt hat (Abs. 3). 

Art. 11.9 regelt, dass die beschwerdeführende Partei gegenüber der Partei, gegen 

die Beschwerde erhoben wurde, gemäss dem Abkommen gewährte Vorteile vo-

rübergehend aussetzen kann, wenn keine Einigung erzielt wird (Abs. 1). In diesem 

Fall muss die vorübergehende Aussetzung von im FHA gewährten Zugeständnissen 

dem Ausmass der Vorteile entsprechen, die laut dem Schiedsgericht von den mit 

dem FHA unvereinbaren Massnahmen betroffen sind. 

Art. 11.10 regelt die Fristen des Schiedsgerichts und hält fest, dass diese im gegen-

seitigen Einvernehmen der Streitparteien oder auf Antrag einer Streitpartei durch 
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das Schiedsgericht geändert werden können (Abs. 1) sowie wie vorzugehen ist, 

wenn das Schiedsgericht der Auffassung ist, dass es einen von diesem Kapitel vor-

gegebene Frist nicht einhalten kann (Abs. 2). 

Art. 11.11 hält fest, dass im Falle eines Streitbeilegungsverfahrens jede Streitpartei 

ihre eigenen rechtlichen und sonstigen Kosten trägt, die ihr im Zusammenhang mit 

dem Verfahren entstehen sowie dass Kosten des Schiedsgerichtsverfahrens von 

den Streitparteien zu gleichen Teilen getragen werden. 

4.13 Kapitel 12: Schlussbestimmungen (Art. 12.1-12.6) 

Kapitel 12 regelt das Inkrafttreten des Abkommens (Art. 12.5), Änderungen des 

Abkommens (Art. 12.2), den Rücktritt einer Vertragspartei oder die Beendigung 

des Abkommens (Art. 12.4) sowie den Beitritt neuer EFTA-Staaten (Art. 12.3). Je-

der Staat, der Mitglied der EFTA wird, kann unter der Voraussetzung, dass der ge-

mischte Ausschuss den Beitritt gutheisst, diesem Abkommen zu den zwischen den 

Vertragsparteien auszuhandelnden Bedingungen beitreten. 

In Art. 12.1 wird festgehalten, dass die Anhänge und ihre Appendizes integrale Be-

standteile des FHA sind. 

Die Regierung Norwegens handelt als Depositar des Abkommens (Art. 12.6). 

Gemäss Art. 12.2 können die Vertragsparteien dem gemischten Ausschuss Ände-

rungsvorschläge zu Bestimmungen des Hauptabkommens (exkl. Anhänge und An-

lagen, siehe folgender Absatz) zur Überprüfung und Empfehlung vorlegen (Abs. 1). 

Die Änderungen unterliegen den jeweiligen innerstaatlichen Verfahren der Ver-

tragsparteien zur Genehmigung und Ratifizierung (Abs. 2). Änderungen der An-

hänge und Anlagen des Abkommens kann der gemischte Ausschuss grundsätzlich 

selbstständig beschliessen (Art. 10.1 Abs. 5). Diese Grundregel dient der Vereinfa-

chung des Verfahrens für technische Anpassungen und somit der Erleichterung 
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der Verwaltung des Abkommens. Beschlüsse des gemischten Ausschusses betref-

fen häufig technische und systemimmanente Aktualisierungen (z. B. betreffend 

die präferenziellen Ursprungsregeln und die Handelserleichterungen). Verschie-

dene Anhänge der EFTA-Freihandelsabkommen werden regelmassig aktualisiert, 

insbesondere um Entwicklungen im internationalen Handelssystem Rechnung zu 

tragen (z. B. WTO, Weltzollorganisation, andere Freihandelsbeziehungen der 

EFTA-Staaten und ihrer Partner). 

5. VERNEHMLASSUNG/RECHTLICHES 

Der Ratifikation des vorliegenden Abkommens stehen keine Bestimmungen aus 

Verfassung bzw. Gesetzen entgegen. Die eingegangenen völkerrechtlichen Ver-

pflichtungen widerspiegeln die liechtensteinische Gesetzgebung, womit zur Um-

setzung des Abkommens keine Gesetzesanpassungen nötig werden. 

6. AUSWIRKUNGEN 

6.1 Neue und veränderte Kernaufgaben 

Seit der Ergänzung des Zollvertrags mit der Schweiz durch Art. 8bis (LGBl. 1991 Nr. 

55) hat Liechtenstein innerhalb des zollvertraglichen Verhältnisses mit der Schweiz 

die Möglichkeit, selbst Vertragsstaat internationaler Übereinkommen oder Mit-

gliedstaat internationaler Organisationen zu werden, denen die Schweiz ebenfalls 

angehört. Liechtenstein ist eigenständige Vertragspartei aller bisher von den 

EFTA-Staaten abgeschlossenen FHA. Aufgrund des Zollvertrags wendet die 

Schweiz die im FHA mit Moldau enthaltenen zollrechtlichen Bestimmungen auch 

für Liechtenstein an.  

Die Anhänge zum FHA umfassen mehrere hundert Seiten. Es handelt sich dabei 

zur Hauptsache um Bestimmungen technischer Natur. Es wäre unzweckmässig, sie 
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im Landesgesetzblatt zu veröffentlichen (vgl. Art. 11 Abs. 1b des Kundmachungs-

gesetzes, LGBl. 1985 Nr. 41). Gemäss der bisherigen Praxis können die Anhänge in 

englischer Sprache beim Amt für Auswärtige Angelegenheiten eingesehen und be-

zogen werden. Sie sind auch auf der Internet-Seite des EFTA-Sekretariats verfüg-

bar. 

Die Ratifikation des Abkommens führt zu keinen massgeblichen Veränderungen 

der Kernaufgaben der Landesverwaltung. 

6.2 Personelle, finanzielle, organisatorische und räumliche Auswirkungen 

Das vorliegende Abkommen hat keine unmittelbaren personellen Auswirkungen. 

Gleichzeitig kann längerfristig nicht ausgeschlossen werden, dass die stetig stei-

gende Gesamtzahl an EFTA-Freihandelsabkommen, die ausgehandelt, umgesetzt, 

betreut und oft weiterentwickelt werden müssen, Auswirkungen auf den Ressour-

cenbedarf haben wird. 

Die zu erwartenden finanziellen Auswirkungen des FHA EFTA-Moldau beschrän-

ken sich auf einen teilweisen Ausfall der Zollerträge auf Einfuhren von Landwirt-

schaftsprodukten aus Moldau. Die Reduktion der Zolleinnahmen aufgrund der im 

Abkommen vorgesehenen Zollzugeständnisse hätte sich im Jahr 2022 für die 

Schweiz und Liechtenstein insgesamt auf gut CHF 480’000 belaufen. Aufgrund der 

Aufhebung sämtlicher Industriezölle per 1. Januar 2024 werden ab 2024 jedoch 

nur der teilweise Ausfall der Zollerträge auf Landwirtschaftsimporten aus Moldau 

wirksam. Diese beliefen sich auf CHF 20’450 im Jahr 2022. Eine exakte Zahl für 

Liechtenstein lässt sich nicht berechnen, dürfte aber aufgrund des geringen Han-

delsvolumens sehr klein sein. Die möglichen finanziellen Auswirkungen halten sich 

somit in Grenzen und sind in Beziehung zu den positiven volkswirtschaftlichen 

Auswirkungen zu setzen, die sich für Liechtenstein insbesondere aufgrund der 
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erhöhten Rechtssicherheit und aus dem verbesserten Zugang für liechtensteini-

sche Waren und Dienstleistungen auf dem moldauischen Markt ergeben. 

Indem das FHA EFTA-Moldau den gegenseitigen Marktzugang für Waren und 

Dienstleistungen verbessert sowie die Rechtssicherheit für den Schutz des geisti-

gen Eigentums und allgemein für den bilateralen wirtschaftlichen Austausch er-

höht, stärkt es den Wirtschaftsstandort Liechtenstein und erhöht dessen Fähig-

keit, Wertschöpfung zu generieren und Arbeitsplätze zu schaffen und zu erhalten. 

Konkret werden durch das Abkommen im Einklang mit der Aussenwirtschafts- und 

der Agrarpolitik Liechtensteins effizienzsenkende tarifäre und nicht tarifäre Han-

delshemmnisse zwischen Liechtenstein und Moldau beseitigt oder reduziert. Die 

Verbesserung des Markzugangs für liechtensteinische Waren und Dienstleistun-

gen auf dem moldauischen Markt erhöht die Wettbewerbsfähigkeit in diesem 

Land. Gleichzeitig beugt das Abkommen der Möglichkeit einer Diskriminierung ge-

genüber anderen Freihandelspartnern Moldaus vor (vgl. Ziff. 4.3-4.5 und 4.7). Der 

Wegfall oder die Reduktion von Zöllen und nichttarifären Handelshemmnissen so-

wie die Erleichterung des Dienstleistungshandels im beiderseitigen Wirtschafts-

verkehr verringern zudem die Beschaffungskosten für Unternehmen in Liechten-

stein und entlasten die liechtensteinischen Konsumentinnen und Konsumenten. 

Ähnliches gilt umgekehrt für Moldau. 

6.3 Betroffene UNO-Nachhaltigkeitsziele und Auswirkungen auf deren Um-

setzung 

Das FHA mit Moldau ist wie alle FHA in erster Linie ein Wirtschaftsabkommen, das 

die Rahmenbedingungen und die Rechtssicherheit für den wirtschaftlichen Aus-

tausch mit diesem Partner verstärken wird. Dies wird sich positiv auf die Wettbe-

werbsfähigkeit der Wirtschaftsstandorte Liechtenstein und Moldau sowie auf die 

Erhaltung und Schaffung von Arbeitsplätzen auswirken. Generell tragen die FHA 
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aufgrund der Stärkung des bilateralen und multilateralen Engagements und der 

völkerrechtlich abgesicherten und verbesserten Rahmenbedingungen für den 

wirtschaftlichen Austausch zur Förderung des Rechtsstaates (SDG 16), zur wirt-

schaftlichen Entwicklung und zum Wohlstand bei, dies insbesondere durch die Un-

terstützung des Privatsektors und der freien Wirtschaftstätigkeit. 

Wirtschaftliche Tätigkeit benötigt Ressourcen und Arbeitskräfte und ist mit ent-

sprechenden Auswirkungen auf Gesellschaft und Umwelt verbunden. Im Sinne des 

Nachhaltigkeitskonzepts gilt es, die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit zu stärken 

(insb. SDGs 8 und 9) sowie den Wohlstand zu steigern und gleichzeitig die Umwelt-

belastung und den Ressourcenverbrauch auf ein dauerhaft tragbares Niveau zu 

senken (insb. SDGs 2, 7, 8, 9, 12, 13, 14 und 15) sowie den sozialen Zusammenhalt 

zu gewährleisten und zu verbessern (insb. SDG 1, 8, 10, und 11) und die Gleichstel-

lung der Geschlechter zu fördern (insb. SDGs 4 und 5). Entsprechend sind im FHA 

eine Reihe von Bestimmungen verankert, welche die bilateralen Wirtschafts- und 

Handelsbeziehungen im Einklang mit den Zielen der nachhaltigen Entwicklung för-

dern, insbesondere im umfassenden Kapitel über Handel und nachhaltige Entwick-

lung. 

Im FHA EFTA-Moldau konnten erstmals die neuen EFTA-Modellbestimmungen im 

Bereich Handel und nachhaltige Entwicklung (Kapitel 9) vereinbart werden. Des 

Weiteren enthält das Abkommen eine Bestimmung, in der die Vertragsparteien 

ihre Rechte und Pflichten unter anderen internationalen Abkommen bestätigen 

(Art. 1.4), worunter insbesondere Abkommen und Vereinbarungen im Handels-, 

Umwelt-, Sozial- und Menschenrechtsbereich fallen. Für die Kohärenz besonders 

relevant sind auch die Ausnahmebestimmungen in den Kapiteln zum Warenver-

kehr und zum Handel mit Dienstleistungen (Art. 2.20 und Art. 3.17). Die gemäss 

den WTO-Regeln und den Bestimmungen multilateraler Umweltabkommen beste-

henden Möglichkeiten, den Handel mit besonders gefährlichen oder 
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umweltschädlichen Gütern zu beschränken, werden durch das FHA somit nicht be-

einträchtigt. Die Bestimmungen im FHA räumen den Vertragsparteien analog zu 

den WTO-Regeln explizit die Möglichkeit ein, Massnahmen zum Schutz der Ge-

sundheit und des Lebens von Menschen, Tieren und Pflanzen sowie zur Bewah-

rung nichterneuerbarer natürlicher Ressourcen zu treffen. Entsprechende natio-

nale Produktevorschriften werden von den Abkommen nicht beeinträchtigt. Die 

erwähnten Bestimmungen im FHA EFTA-Moldau sollen sicherstellen, dass im Zu-

sammenhang mit dem Abkommen weder die Umwelt- und Arbeitsgesetzgebun-

gen der Partnerstaaten noch das internationale Umwelt- und Sozialrecht verletzt 

werden. 

II. ANTRAG DER REGIERUNG 

Aufgrund der vorstehenden Ausführungen unterbreitet die Regierung dem Land-

tag den 

A n t r a g ,  

der Hohe Landtag wolle diesen Bericht und Antrag zur Kenntnis nehmen und dem 

Freihandelsabkommen zwischen den EFTA-Staaten und der Republik Moldau vom 

27. Juni 2023 die Zustimmung erteilen. 

Genehmigen Sie, sehr geehrter Herr Landtagspräsident, sehr geehrte Frauen und 

Herren Abgeordnete, den Ausdruck der vorzüglichen Hochachtung. 

REGIERUNG DES  
FÜRSTENTUMS LIECHTENSTEIN 

gez. Dr. Daniel Risch 



 

 

Beilage 

Übersetzung1    
Freihandelsabkommen 
zwischen den EFTA-Staaten und der Republik Moldau  
Abgeschlossen in Schaan, Liechtenstein, am 27. Juni 2023 
 

Präambel  
Island, das Fürstentum Liechtenstein, das Königreich Norwegen  
und die Schweizerische Eidgenossenschaft  
(nachfolgend als die «EFTA-Staaten» bezeichnet) 
und 
die Republik Moldau, 

nachfolgend einzeln als «eine Vertragspartei» und gemeinsam als «die Vertragspar-
teien» bezeichnet, 

in Anerkennung des gemeinsamen Wunsches, die Bande zwischen den Vertragspar-
teien durch die Errichtung enger und dauerhafter Beziehungen zu festigen; 

mit dem Wunsch, günstige Voraussetzungen für die Entwicklung und Diversifizie-
rung des Handels zwischen den Vertragsparteien zu schaffen und die handels- und 
wirtschaftspolitische Zusammenarbeit in Bereichen von gemeinsamem Interesse auf 
der Grundlage der Gleichberechtigung, des beiderseitigen Nutzens, der Nichtdis-
kriminierung und des Völkerrechts zu fördern; 

entschlossen, aufbauend auf ihren jeweiligen Rechten und Pflichten aus dem Abkom-
men von Marrakesch zur Errichtung der Welthandelsorganisation (nachfolgend als 
«WTO-Abkommen» bezeichnet) und den anderen darunter fallenden Abkommen das 
multilaterale Handelssystem zu fördern und zu stärken und damit zur harmonischen 
Entwicklung und Ausweitung des Welthandels beizutragen; 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur Demokratie, zur Rechtsstaatlichkeit, zu den 
Menschenrechten und Grundfreiheiten im Einklang mit ihren völkerrechtlichen Ver-
pflichtungen, einschliesslich der Charta der Vereinten Nationen und der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte; 

mit dem Ziel, neue Beschäftigungsmöglichkeiten zu schaffen, die Lebensstandards zu 
verbessern und ein hohes Niveau beim Schutz der Gesundheit, der Sicherheit sowie 
der Umwelt sicherzustellen; 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses, das Ziel der nachhaltigen Entwicklung zu ver-
folgen, und in Anerkennung der Bedeutung, die diesbezüglich der Kohärenz und 
gegenseitigen Unterstützung der Handels-, Umwelt- und Arbeitspolitiken zukommt; 

  

  
1  Übersetzung des englischen Originaltextes. 



 

entschlossen, dieses Abkommen in Übereinstimmung mit dem Ziel zu verwirklichen, 
die Umwelt durch vernünftige Umweltbewirtschaftung zu erhalten und zu schützen 
und eine optimale Nutzung der natürlichen Ressourcen der Welt in Übereinstimmung 
mit dem Ziel der nachhaltigen Entwicklung zu fördern; 

eingedenk ihrer Rechte und Pflichten aus den multilateralen Umweltübereinkommen, 
die sie unterzeichnet haben, und der Einhaltung der grundlegenden Prinzipien und 
Rechte bei der Arbeit, einschliesslich der Grundsätze der massgebenden Übereinkom-
men der Internationalen Arbeitsorganisation (nachfolgend als «IAO» bezeichnet), die 
sie unterzeichnet haben; 

in Anerkennung der Bedeutung, für die Handelstreibenden der Vertragsparteien Vor-
hersehbarkeit sicherzustellen; 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur Förderung eines inklusiven Wirtschafts-
wachstums durch die Gewährleistung der Chancengleichheit für alle; 

in Bekräftigung ihres Bekenntnisses zur Verhinderung und Bekämpfung von Korrup-
tion im internationalen Handel und bei internationalen Investitionen sowie zur Förde-
rung der Grundsätze von Transparenz und guter Regierungsführung; 

in Anerkennung der Bedeutung von guter Unternehmensführung und verantwortungs-
vollem Unternehmensverhalten für die nachhaltige Entwicklung und in Bekräftigung 
ihres Ziels, Unternehmen zur Berücksichtigung von entsprechenden international an-
erkannten Richtlinien und Grundsätzen wie den Leitsätzen für multinationale Unter-
nehmen der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), den OECD-Grundsätzen der Corporate Governance und den Prinzipien des 
Global Compact der Vereinten Nationen (UN) zu ermutigen; 

überzeugt, dass dieses Abkommen die Wettbewerbsfähigkeit ihrer Unternehmen 
auf den Weltmärkten verbessern und Bedingungen schaffen wird, die für die Wirt-
schafts-, Handels- und Investitionsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien för-
derlich sind; 

haben zur Erreichung dieser Ziele folgendes Freihandelsabkommen  
(nachfolgend als «Abkommen» bezeichnet) abgeschlossen: 

Kapitel 1: Allgemeine Bestimmungen 

Art. 1.1 Ziele 

1.  Die Vertragsparteien errichten hiermit eine Freihandelszone in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen dieses Abkommens, das auf Handelsbeziehungen zwischen 
Marktwirtschaften und der Einhaltung der demokratischen Grundsätze und der Men-
schenrechte beruht, um den Wohlstand und die nachhaltige Entwicklung zu fördern. 

2.  Die Ziele dieses Abkommens sind: 

(a) die Liberalisierung des Warenverkehrs im Einklang mit Artikel XXIV des 
Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens von 1994 (nachfolgend als 
«GATT 1994» bezeichnet); 



 

 

(b) die Liberalisierung des Handels mit Dienstleistungen im Einklang mit Arti-
kel V des Allgemeinen Abkommens über den Handel mit Dienstleistungen 
(nachfolgend als «GATS» bezeichnet); 

(c) die gegenseitige Ausweitung von Investitionsmöglichkeiten; 

(d) die Verhinderung, Beseitigung oder Verringerung unnötiger technischer Han-
delshemmnisse und unnötiger gesundheitspolizeilicher und pflanzenschutz-
rechtlicher Massnahmen; 

(e) die Förderung des Wettbewerbs in ihren Märkten, insbesondere in Bezug auf 
die Wirtschaftsbeziehungen zwischen den Vertragsparteien; 

(f) die weitere, auf Gegenseitigkeit beruhende Liberalisierung der öffentlichen 
Beschaffungsmärkte der Vertragsparteien; 

(g) die Sicherstellung eines angemessenen und wirksamen Schutzes der Rechte 
an geistigem Eigentum in Übereinstimmung mit internationalen Normen; 

(h) die Entwicklung des internationalen Handels auf eine Weise, die zum Ziel der 
nachhaltigen Entwicklung beiträgt und sicherstellt, dass dieses Ziel in den 
Handelsbeziehungen der Vertragsparteien eingeschlossen ist und in ihnen 
Ausdruck findet; und 

(i) die Leistung eines Beitrags zur harmonischen Entwicklung und Ausweitung 
des Welthandels. 

Art. 1.2 Räumlicher Anwendungsbereich 

1.  Sofern in Anhang I (Ursprungsregeln und Zusammenarbeit der Verwaltungen) 
nicht abweichend bestimmt, findet dieses Abkommen Anwendung auf: 

(a) das Festland, die Binnengewässer und die Hoheitsgewässer einer Vertragspar-
tei sowie auf den Luftraum über ihrem Hoheitsgebiet in Übereinstimmung mit 
dem Völkerrecht; und 

(b) die ausschliessliche Wirtschaftszone und den Festlandsockel einer Vertrags-
partei in Übereinstimmung mit dem Völkerrecht. 

2.  Dieses Abkommen findet mit Ausnahme des Warenverkehrs nicht Anwendung auf 
das norwegische Hoheitsgebiet von Svalbard (Spitzbergen). 

Art. 1.3 Umfang der erfassten Handels- und Wirtschaftsbeziehungen 

1.  Dieses Abkommen findet Anwendung auf die Handels- und Wirtschaftsbeziehun-
gen zwischen den einzelnen EFTA-Staaten auf der einen und der Republik Moldau 
auf der anderen Seite. Es findet nicht Anwendung auf die Handels- und Wirtschafts-
beziehungen zwischen einzelnen EFTA-Staaten, sofern dieses Abkommen nichts an-
deres vorsieht. 

2.  Gestützt auf den Zollvertrag vom 29. März 1923 zwischen der Schweiz und Liech-
tenstein vertritt die Schweiz Liechtenstein in den darunter fallenden Angelegenheiten. 



 

Art. 1.4 Verhältnis zu anderen internationalen Abkommen 

1.  Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Rechte und Pflichten, die sich aus dem 
WTO-Abkommen und den anderen im WTO-Rahmen ausgehandelten Abkommen, 
die sie unterzeichnet haben, sowie aus anderen internationalen Übereinkommen, die 
sie unterzeichnet haben, ergeben. 

2.  Ist eine Vertragspartei der Ansicht, die Beibehaltung oder Schaffung einer Zoll-
union, Freihandelszone, Grenzverkehrsregelung oder eines anderen präferenziellen 
Abkommens durch eine andere Vertragspartei bewirke eine Änderung des in diesem 
Abkommen vorgesehenen Handelsregimes, so kann sie um Konsultationen ersuchen. 
Die Vertragspartei, die ein solches Abkommen abschliesst, räumt der ersuchenden 
Vertragspartei angemessene Gelegenheit für Konsultationen ein. 

Art. 1.5 Einhaltung von Verpflichtungen 

1.  Jede Vertragspartei trifft zur Einhaltung ihrer Verpflichtungen aus diesem Abkom-
men alle erforderlichen Massnahmen allgemeiner oder besonderer Art. 

2.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass sämtliche Pflichten und Verpflichtungen aus 
diesem Abkommen durch ihre zentralen, regionalen und lokalen Regierungen und 
Behörden sowie durch nichtstaatliche Stellen, die in Ausübung der ihnen von zentra-
len, regionalen und lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befugnisse 
handeln, eingehalten werden. 

Art. 1.6 Transparenz 

1.  Jede Vertragspartei veröffentlicht ihre Gesetze, Vorschriften, Gerichts- und Ver-
waltungsentscheide von allgemeiner Tragweite sowie ihre internationalen Abkom-
men, die die Durchführung dieses Abkommens berühren können, oder macht diese 
anderweitig öffentlich zugänglich. 

2.  Jede Vertragspartei antwortet unverzüglich auf spezifische Fragen und stellt ei-
ner anderen Vertragspartei auf Ersuchen Informationen zu Angelegenheiten nach 
Absatz 1 zur Verfügung. 

3.  Die Vertragsparteien sind nach diesem Abkommen nicht verpflichtet, vertrauliche 
Informationen preiszugeben, deren Offenlegung die Durchsetzung von Rechtsvor-
schriften behindern oder dem öffentlichen Interesse sonst zuwiderlaufen oder die be-
rechtigten Geschäftsinteressen eines Wirtschaftsakteurs beeinträchtigen würde. 

4.  Im Falle einer Unvereinbarkeit zwischen diesem Artikel und Transparenzbestim-
mungen in anderen Teilen dieses Abkommens haben bezüglich dieser Unvereinbar-
keit Letztere Vorrang.  
Kapitel 2: Warenverkehr 

Art. 2.1 Anwendungs- und Geltungsbereich 

Dieses Kapitel findet Anwendung auf den Warenverkehr zwischen den Vertragspar-
teien. 



 

 

Art. 2.2 Einfuhrzölle 

1.  Sofern dieses Abkommen nichts anderes vorsieht, erheben die Vertragsparteien 
Einfuhrzölle auf Waren mit Ursprung in einer anderen Vertragspartei gemäss An-
hang I (Ursprungsregeln und Zusammenarbeit der Verwaltungen) und den Anhän-
gen II–V (Listen der Zollverpflichtungen). 

2.  Sofern dieses Abkommen nichts anderes vorsieht, darf keine Vertragspartei neue 
Einfuhrzölle einführen oder die auf Waren mit Ursprung in einer anderen Vertrags-
partei gemäss ihren Listen der Zollverpflichtungen bereits erhobenen Einfuhrzölle er-
höhen. 

3.  Für die Zwecke dieses Abkommens gelten als «Einfuhrzölle» alle Abgaben, Steu-
ern oder Gebühren, die im Zusammenhang mit der Einfuhr von Waren erhoben wer-
den, mit Ausnahme jener, die im Einklang stehen mit: 

(a) Artikel III des GATT 1994 und den Hinweisen zu seiner Auslegung; 

(b) den Artikeln 2.14 (Subventionen und Ausgleichsmassnahmen), 2.15 (Anti-
dumping), 2.16 (Allgemeine Schutzmassnahmen) oder 2.17 (Bilaterale 
Schutzmassnahmen); 

(c) Artikel VIII des GATT 1994 und den Hinweisen zu seiner Auslegung. 

Art. 2.3 Einreihung von Waren 

Die Einreihung von Waren im Handel zwischen den Vertragsparteien erfolgt gemäss 
dem Harmonisierten System zur Bezeichnung und Codierung der Waren (nachfol-
gend als «Harmonisiertes System» oder «HS» bezeichnet). Bei Änderungen an der 
HS-Nomenklatur oder anderen technischen Änderungen des Zolltarifs einer Vertrags-
partei passen die Vertragsparteien Anhang I (Ursprungsregeln und Zusammenarbeit 
der Verwaltungen) sowie die Anhänge II−V (Liste der Zollverpflichtungen) an. 

Art. 2.4 Ausfuhrzölle 

Keine Vertragspartei führt im Zusammenhang mit der Ausfuhr von Waren in eine 
andere Vertragspartei Abgaben, Steuern oder Gebühren ein oder behält solche bei, mit 
Ausnahme der internen Abgaben, die in Übereinstimmung mit Artikel 2.10 (Inländer-
behandlung) zur Anwendung kommen. 

Art. 2.5 Ursprungsregeln und Zusammenarbeit der Verwaltungen 

Die Ursprungsregeln und die Zusammenarbeit der Verwaltungen sind in Anhang I 
(Ursprungsregeln und Zusammenarbeit der Verwaltungen) festgelegt. 

Art. 2.6 Zollwertermittlung2 

Artikel VII des GATT 1994 und Teil I des Übereinkommens zur Durchführung des 
Artikels VII des Allgemeinen Zoll- und Handelsabkommens von 1994 finden Anwen-

  

2 Die Schweiz wendet Zölle auf Grundlage von Gewicht und Menge anstatt Wertzölle an. 



 

dung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens er-
klärt. 

Art. 2.7 Einfuhrlizenzen 

Sofern in diesem Abkommen nicht abweichend bestimmt, bekräftigen die Vertrags-
parteien ihre Rechte und Pflichten, die sich aus dem WTO-Übereinkommen über Ein-
fuhrlizenzverfahren ergeben. 

Art. 2.8 Mengenmässige Beschränkungen 

1.  Artikel XI des GATT 1994 findet Anwendung und wird hiermit mutatis mutandis 
zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

2.  Eine Vertragspartei, die eine Massnahme in Übereinstimmung mit Artikel XI Ab-
satz 2 des GATT 1994 einführt, notifiziert dies unverzüglich dem Gemischten Aus-
schuss EFTA − Republik Moldau (nachfolgend als «gemischter Ausschuss» bezeich-
net). Eine Notifikation einer Vertragspartei gemäss Artikel XI des GATT 1994 ist 
einer Notifikation nach diesem Abkommen gleichgestellt. 

3.  Jede gemäss diesem Artikel ergriffene Massnahme muss zeitlich begrenzt, nicht-
diskriminierend und transparent sein und darf nicht über das zur Behebung der in 
Artikel XI Absatz 2 des GATT 1994 beschriebenen Umstände erforderliche Mass 
hinausgehen sowie keine unnötigen Hemmnisse für den Handel zwischen den Ver-
tragsparteien schaffen. 

Art. 2.9 Gebühren und Formalitäten 

Artikel VIII des GATT 1994 und die Hinweise zu seiner Auslegung finden Anwen-
dung und werden vorbehältlich Anhang VI (Handelserleichterung) Artikel 7 (Abga-
ben und Gebühren) hiermit mutatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens 
erklärt. 

Art. 2.10 Inländerbehandlung 

Jede Vertragspartei gewährt den Waren einer anderen Vertragspartei die Inländerbe-
handlung in Übereinstimmung mit Artikel III des GATT 1994 und der Hinweise zu 
seiner Auslegung. Zu diesem Zweck werden Artikel III des GATT 1994 und die Hin-
weise zu seiner Auslegung hiermit mutatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkom-
mens erklärt. 

Art. 2.11 Technische Vorschriften 

1.  In Bezug auf technische Vorschriften, Normen und Konformitätsbewertungen ist 
das WTO-Übereinkommen über technische Handelshemmnisse (nachfolgend als 
«TBT-Übereinkommen» bezeichnet) anwendbar, das hiermit mutatis mutandis in die-
ses Abkommen übernommen und zu dessen Bestandteil erklärt wird. 

2.  Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im Bereich der technischen 
Vorschriften, der Normen und der Konformitätsbewertungen, um das gegenseitige 
Verständnis ihrer jeweiligen Systeme zu verbessern und den Zugang zu ihren jewei-
ligen Märkten zu erleichtern. 



 

 

3.  Auf Ersuchen einer Vertragspartei, die der Ansicht ist, dass eine technische Vor-
schrift, Norm oder Konformitätsbewertung für eine andere Vertragspartei ein Han-
delshemmnis schaffen könnte oder geschaffen hat, werden Konsultationen abgehal-
ten, mit dem Ziel, eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu finden. Konsultationen 
finden innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Ersuchens statt und können gemäss 
jeder von den konsultierenden Vertragsparteien vereinbarten Methode durchgeführt 
werden. Der gemischte Ausschuss wird darüber informiert. 

4.  Die Vertragsparteien einigen sich auf Ersuchen einer Vertragspartei ohne unange-
messenen Verzug auf eine Übereinkunft, um die Behandlung in Bezug auf technische 
Vorschriften, Normen und Konformitätsbewertungen, die alle Vertragsparteien mit 
der Europäischen Union (EU) vereinbart haben, auch auf die anderen Vertragsparteien 
auszuweiten. 

5.  Die Vertragsparteien tauschen mit Blick auf diesen Artikel Namen und Adressen 
von Kontaktstellen aus, um die Kommunikation und den Informationsaustausch zu 
erleichtern. 

Art. 2.12 Gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen 

1.  In Bezug auf gesundheitspolizeiliche und pflanzenschutzrechtliche Massnahmen 
ist das WTO-Übereinkommen über die Anwendung gesundheitspolizeilicher und 
pflanzenschutzrechtlicher Massnahmen (nachfolgend als «SPS-Übereinkommen» be-
zeichnet) anwendbar, das hiermit mutatis mutandis in dieses Abkommen übernom-
men und zu dessen Bestandteil erklärt wird. 

2.  Die Vertragsparteien verstärken ihre Zusammenarbeit im Bereich der gesundheits-
polizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Massnahmen, um das gegenseitige Ver-
ständnis ihrer jeweiligen Systeme zu verbessern und den Zugang zu ihren jeweiligen 
Märkten zu erleichtern. 

3.  Auf Ersuchen einer Vertragspartei, die der Ansicht ist, dass eine gesundheitspoli-
zeiliche oder pflanzenschutzrechtliche Massnahme für eine andere Vertragspartei ein 
Handelshemmnis schaffen könnte oder geschaffen hat oder dass die andere Vertrags-
partei ihre Verpflichtungen nach diesem Artikel nicht erfüllt hat, werden Konsultati-
onen abgehalten, mit dem Ziel, eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu finden. 
Die Konsultationen finden innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Ersuchens statt 
und können gemäss jeder von den ersuchenden Vertragsparteien vereinbarten 
Methode durchgeführt werden. Im Fall von verderblichen Waren oder Notfällen im 
Bereich der Tier- und Pflanzengesundheit sind ohne unangemessenen Verzug Kon-
sultationen zwischen den zuständigen Behörden abzuhalten. Der gemischte Aus-
schuss wird darüber informiert. 

4.  Die Anwendung von Kontroll-, Inspektions- und Genehmigungsverfahren für die 
Einfuhr von Tieren, tierischen Erzeugnissen, Erzeugnissen tierischen Ursprungs 
sowie tierischen Nebenprodukten hat in Übereinstimmung mit dem SPS-Überein-
kommen sowie den Normen, Richtlinien und Empfehlungen der für das SPS-Überein-
kommen zuständigen internationalen Organisationen zu erfolgen. 

5.   Sofern die einführende Vertragspartei ein offizielles Zertifikat oder ein amtliches 
Dokument verlangt, wird das entsprechende Muster zwischen den Vertragsparteien 
gemeinsam vereinbart und entspricht den internationalen Normen. 



 

6.  Die einführende Vertragspartei hat das Recht, das Kontrollsystem der zuständigen 
Behörde der ausführenden Vertragspartei einer umfassenden oder teilweisen Beurtei-
lung zu unterziehen, um die Einfuhr einer spezifischen Kategorie von Erzeugnissen 
tierischen Ursprungs zu erlauben. Die Vertragsparteien vereinbaren, als bevorzugte 
Beurteilungsmethode Systemaudits zu verwenden, die sich auf die Prüfung einer 
Stichprobe von Systemverfahren, Dokumenten und Unterlagen sowie, falls erforder-
lich, auf Vor-Ort-Inspektionen von Einrichtungen im Rahmen des Audits stützen. Die 
durch die Durchführung des Audits entstehenden Kosten werden von der einführen-
den Vertragspartei getragen. 

7.  Führt die einführende Vertragspartei eine Liste der für die Einfuhr tierischer 
Erzeugnisse zugelassenen Betriebe, so erbringt die ausführende Vertragspartei zuhan-
den der einführenden Vertragspartei zufriedenstellende Gesundheitsgarantien, die be-
legen, dass die Betriebe die einschlägigen Anforderungen der einführenden Vertrags-
partei erfüllen, und erstellt die Listen der zugelassenen Betriebe, die sie der einfüh-
renden Vertragspartei zur Verfügung stellt. 

8.  Auf Ersuchen einer Vertragspartei weiten die Vertragsparteien ohne unangemes-
senen Verzug die Behandlung im Zusammenhang mit gesundheitspolizeilichen und 
pflanzenschutzrechtlichen Massnahmen, die jede Vertragspartei der EU gewährt oder 
mit ihr vereinbart hat, auch auf die anderen Vertragsparteien aus. 

9.  Die Vertragsparteien tauschen Namen und Adressen von Kontaktstellen mit 
gesundheitspolizeilichen und pflanzenschutzrechtlichen Fachkenntnissen aus, um die 
Kommunikation und den Informationsaustausch zu erleichtern. 

Art. 2.13 Handelserleichterung 

Die Bestimmungen zur Erleichterung des Handels sind in Anhang VI (Handelser-
leichterung) festgelegt. 

Art. 2.14 Subventionen und Ausgleichsmassnahmen 

1.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf Subventionen 
und Ausgleichsmassnahmen richten sich vorbehältlich Absatz 2 nach den Artikeln VI 
und XVI des GATT 1994 und nach dem WTO-Übereinkommen über Subventionen 
und Ausgleichsmassnahmen. 

2.  Bevor eine Vertragspartei nach Artikel 11 des WTO-Übereinkommens über Sub-
ventionen und Ausgleichsmassnahmen eine Untersuchung einleitet, um das Vorlie-
gen, die Höhe und die Auswirkungen einer in einer anderen Vertragspartei angeblich 
gewährten Subvention festzustellen, benachrichtigt die Vertragspartei, die eine Un-
tersuchung einleiten will, schriftlich diejenige Vertragspartei, deren Waren Gegen-
stand der Untersuchung sein sollen, und gewährt eine Frist von 45 Tagen für Konsul-
tationen, um eine für beide Seiten annehmbare Lösung zu finden. Konsultationen 
finden im gemischten Ausschuss statt, sofern die Vertragspartei, die das Konsulta-
tionsersuchen stellt, und die Vertragspartei, bei der das Ersuchen eingeht, nichts an-
deres vereinbaren. 



 

 

Art. 2.15 Antidumping 

1.  Keine Vertragspartei wendet im Zusammenhang mit Waren mit Ursprung in einer 
anderen Vertragspartei Antidumpingmassnahmen gemäss Artikel VI des GATT 1994 
und dem WTO-Übereinkommen zur Durchführung des Artikels VI des GATT 1994 
an.  

2.  Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens können die Vertragsparteien im 
gemischten Ausschuss das Funktionieren von Absatz 1 prüfen. Danach können die 
Vertragsparteien im gemischten Ausschuss alle zwei Jahre Überprüfungen dieser An-
gelegenheit durchführen. 

Art. 2.16 Allgemeine Schutzmassnahmen 

1.  Die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien in Bezug auf allgemeine Schutz-
massnahmen richten sich nach Artikel XIX des GATT 1994 und nach dem WTO-
Übereinkommen über Schutzmassnahmen. Ergreift eine Vertragspartei Massnahmen 
nach diesen WTO-Bestimmungen, so schliesst sie im Einklang mit ihren Verpflich-
tungen im Rahmen der WTO-Übereinkommen Einfuhren von Ursprungserzeugnissen 
aus einer der oder mehreren Vertragsparteien davon aus, falls solche Einfuhren nicht 
an sich einen ernsthaften Schaden verursachen oder zu verursachen drohen. 

2.  Eine Vertragspartei, die endgültige allgemeine Schutzmassnahmen gegen eine der 
oder mehrere Vertragsparteien zu ergreifen beabsichtigt, informiert diese und bietet 
Konsultationen an. Sie gewährt eine Frist von 45 Tagen ab dem Datum des Konsulta-
tionsangebots, bevor sie endgültige allgemeine Schutzmassnahmen ergreift. 

3.  Eine Vertragspartei, die allgemeine Schutzmassnahmen ergreift, setzt diese in 
einer Weise durch, die den bilateralen Handel möglichst wenig beeinträchtigt. 

Art. 2.17 Bilaterale Schutzmassnahmen 

1.  Wird ein Erzeugnis mit Ursprung in einer Vertragspartei als Folge der in diesem 
Abkommen vereinbarten Senkung oder Aufhebung von Zöllen absolut oder im Ver-
hältnis zur inländischen Produktion in derart erhöhten Mengen und unter derartigen 
Bedingungen in das Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei eingeführt, dass dies 
eine erhebliche Ursache dafür ist, dass dem inländischen Wirtschaftszweig, der in der 
einführenden Vertragspartei gleichartige oder unmittelbar konkurrierende Waren her-
stellt, ernsthafter Schaden zugefügt wird oder zugefügt zu werden droht, so kann die 
einführende Vertragspartei zur Verhütung oder Behebung des Schadens nach den 
Bestimmungen der Absätze 2–10 die minimal erforderlichen bilateralen Schutzmass-
nahmen ergreifen. 

2.  Bilaterale Schutzmassnahmen dürfen nur ergriffen werden, wenn nach einer im 
Einklang mit den Verfahren des WTO-Übereinkommens über Schutzmassnahmen 
durchgeführten Untersuchung eindeutige Beweise vorliegen, dass die erhöhten Ein-
fuhren ernsthaften Schaden verursacht haben oder zu verursachen drohen. 

3.  Die Vertragspartei, die eine bilaterale Schutzmassnahme nach diesem Artikel zu 
ergreifen beabsichtigt, setzt unverzüglich und in jedem Fall vor Ergreifung einer Mas-
snahme die anderen Vertragsparteien darüber in Kenntnis. Die Notifikation enthält 
alle sachdienlichen Informationen wie Beweise für einen ernsthaften Schaden oder 



 

einen drohenden ernsthaften Schaden infolge der erhöhten Einfuhren, eine genaue 
Beschreibung des fraglichen Erzeugnisses und der vorgeschlagenen Massnahme so-
wie den vorgeschlagenen Einführungszeitpunkt, die erwartete Geltungsdauer sowie 
den erwarteten Zeitplan für die schrittweise Aufhebung der Massnahme. Einer Ver-
tragspartei, die von der bilateralen Schutzmassnahme betroffen wäre, ist ein Aus-
gleich in Form einer Handelsliberalisierung anzubieten, die im Verhältnis zu den Ein-
fuhren aus dieser Vertragspartei im Wesentlichen gleichwertig ist. 

4.  Sind die Bedingungen von Absatz 1 erfüllt, so kann die einführende Vertragspartei 
Massnahmen ergreifen, die in der Erhöhung des Zollsatzes für dieses Erzeugnis be-
stehen, wobei die Zollbelastung nicht höher sein darf als: 

(a) der angewendete Meistbegünstigungszollansatz (nachfolgend als «MFN-An-
satz» bezeichnet) zum Zeitpunkt der Ergreifung der bilateralen Massnahme; 
oder 

(b) der am Tag unmittelbar vor Inkrafttreten dieses Abkommens angewendete 
MFN-Ansatz. 

5.  Bilaterale Schutzmassnahmen werden für eine Dauer von nicht mehr als einem 
Jahr ergriffen. Unter ganz ausserordentlichen Umständen können nach Überprüfung 
durch den gemischten Ausschuss Massnahmen bis zu einer Gesamtdauer von drei Jah-
ren ergriffen werden. Auf die Einfuhr eines Erzeugnisses, das bereits zuvor Gegen-
stand einer solchen Massnahme war, dürfen keine bilateralen Schutzmassnahmen an-
gewendet werden. 

6.  Der gemischte Ausschuss prüft innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der Notifika-
tion die Informationen nach Absatz 3, um eine für beide Seiten annehmbare Lösung 
zu ermöglichen. Bei Ausbleiben einer solchen Lösung kann die einführende Vertrags-
partei zur Behebung des Problems eine bilaterale Schutzmassnahme nach Absatz 4 
ergreifen, und bei Ausbleiben eines gegenseitig vereinbarten Ausgleichs kann die 
Vertragspartei, deren Erzeugnis von der bilateralen Schutzmassnahme betroffen ist, 
Ausgleichsmassnahmen ergreifen. Die bilaterale Schutzmassnahme und die Aus-
gleichsmassnahme werden den anderen Vertragsparteien unverzüglich notifiziert. Bei 
der Wahl der bilateralen Schutzmassnahme und der Ausgleichsmassnahme ist derje-
nigen Massnahme Vorrang zu geben, die das Funktionieren dieses Abkommens am 
wenigsten beeinträchtigt. Die Vertragspartei, die die Ausgleichsmassnahme ergreift, 
tut dies lediglich für die minimal erforderliche Dauer, um grundsätzlich die gleichen 
Handelseffekte zu erzielen, und in jedem Fall ausschliesslich so lange, wie die bilate-
rale Schutzmassnahme nach Absatz 4 angewendet wird. 

7.  Bei Beendigung der bilateralen Schutzmassnahme hat der Zollansatz dem Ansatz 
zu entsprechen, der ohne die Massnahme gegolten hätte. 

8.  Liegen kritische Umstände vor, unter denen eine Verzögerung einen schwer wie-
dergutzumachenden Schaden verursachen würde, kann eine Vertragspartei eine vor-
läufige bilaterale Schutzmassnahme ergreifen, nachdem zuvor festgestellt wurde, dass 
eindeutige Beweise dafür vorliegen, dass der Anstieg der Einfuhren dem inländischen 
Wirtschaftszweig einen ernsthaften Schaden zufügt oder zuzufügen droht. Die Ver-
tragspartei, die eine solche Massnahme zu ergreifen beabsichtigt, notifiziert dies un-
verzüglich den anderen Vertragsparteien. Innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt der 
Notifikation werden die Verfahren nach den Absätzen 2–6, einschliesslich jener für 
Ausgleichsmassnahmen, eingeleitet. Jeder Ausgleich gründet auf der gesamten Gel-



 

 

tungsdauer der vorläufigen bilateralen Schutzmassnahme und der bilateralen Schutz-
massnahme. 

9.  Jede vorläufige bilaterale Schutzmassnahme endet spätestens innerhalb von 
200 Tagen. Die Geltungsdauer einer solchen vorläufigen bilateralen Schutzmass-
nahme wird zur Geltungsdauer der bilateralen Schutzmassnahme nach den Absätzen 4 
und 5 und deren Verlängerungen hinzugerechnet. Jede Zollerhöhung ist unverzüglich 
zurückzuerstatten, falls die Untersuchung nach Absatz 2 nicht zur Feststellung führt, 
dass die Bedingungen von Absatz 1 erfüllt sind. 

10.  Fünf Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens prüfen die Vertragsparteien, ob 
die Möglichkeit beizubehalten ist, gegeneinander Schutzmassnahmen zu ergreifen. Im 
Anschluss an diese Überprüfung können die Vertragsparteien entscheiden, ob sie die-
sen Artikel weiterhin anwenden wollen. Beschliessen die Vertragsparteien nach der 
ersten Überprüfung die Beibehaltung dieser Möglichkeit, so führt danach der ge-
mischte Ausschuss alle zwei Jahre Überprüfungen durch. 

Art. 2.18 WTO-Übereinkommen über die Landwirtschaft 

Sofern in diesem Abkommen nicht abweichend bestimmt, bekräftigen die Vertrags-
parteien ihre Rechte und Pflichten, die sich aus dem WTO-Übereinkommen über die 
Landwirtschaft ergeben. 

Art. 2.19 Staatliche Handelsunternehmen 

Artikel XVII des GATT 1994 und die Vereinbarung zur Auslegung des Artikels XVII 
des GATT 1994 sind anwendbar und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandtei-
len dieses Abkommens erklärt. 

Art. 2.20 Allgemeine Ausnahmen 

Für die Zwecke dieses Kapitels finden Artikel XX des GATT 1994 und die Hinweise 
zu seiner Auslegung Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu 
Bestandteilen dieses Abkommens erklärt. 

Art. 2.21 Ausnahmen zur Wahrung der Sicherheit 

Für die Zwecke dieses Kapitels finden Artikel XXI des GATT 1994 und die Hinweise 
zu seiner Auslegung Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu 
Bestandteilen dieses Abkommens erklärt. 

Art. 2.22 Zahlungsbilanz 

1.  Bei bestehenden oder unmittelbar drohenden schwerwiegenden Zahlungsbilanz-
schwierigkeiten kann eine Vertragspartei im Einklang mit den Bedingungen gemäss 
dem GATT 1994 und der WTO-Vereinbarung über die Zahlungsbilanzbestimmungen 
des GATT 1994 handelsbeschränkende Massnahmen ergreifen, die zeitlich begrenzt 
und nichtdiskriminierend sein müssen und nicht über das zur Behebung der Zahlungs-
bilanzschwierigkeiten erforderliche Mass hinausgehen dürfen. 



 

2.  Eine Vertragspartei, die eine Massnahme nach diesem Artikel einführt, notifiziert 
unverzüglich den gemischten Ausschuss. 

Art. 2.23 Präferenznutzung 

1.  Zum Zwecke der Überwachung des Funktionierens dieses Abkommens und zur 
Berechnung der Präferenznutzungsraten tauschen die Vertragsparteien jährlich die 
Einfuhrstatistiken und Präferenzzollsätze unter diesem Abkommen sowie die ange-
wendeten MFN-Ansätze aus. 

2.  Die ausgetauschten Einfuhrstatistiken betreffen jeweils die drei letzten verfüg-
baren Jahre und umfassen alle Einfuhren aus der betreffenden Vertragspartei, ein-
schliesslich die nach nationalen Unterpositionen aufgeführten Handelswerte und Han-
delsvolumen. Die Vertragsparteien tauschen separate Statistiken für Einfuhren aus, 
die eine Präferenzbehandlung unter diesem Abkommen oder die eine sonstige Präfe-
renzbehandlung ausserhalb dieses Abkommens geniessen, sowie für Einfuhren, die 
keine Präferenzbehandlung erhalten (Meistbegünstigung). Die Präferenzzollsätze und 
angewendeten MFN-Ansätze, die ausgetauscht werden, müssen dasselbe Jahr wie die 
Einfuhrstatistiken betreffen. Auf Ersuchen tauschen die Vertragsparteien weitere 
Informationen und Erläuterungen in englischer Sprache aus. 

3.  Mit dem Austausch von Einfuhrstatistiken, Präferenzzollsätzen und angewendeten 
MFN-Ansätzen wird ein Jahr nach Inkrafttreten dieses Abkommens begonnen. 

4.  Ungeachtet von Absatz 2 ist keine Vertragspartei verpflichtet, Informationen aus-
zutauschen, die nach ihren innerstaatlichen Gesetzen und Regelungen vertraulich 
sind. 

Art. 2.24 Unterausschuss über Warenverkehr 

1.  Hiermit wird ein Unterausschuss über Warenverkehr (nachfolgend als «Unteraus-
schuss» bezeichnet) eingesetzt. 

2.  Die Aufgaben des Unterausschusses sind in Anhang VII (Aufgaben des Unteraus-
schusses über Warenverkehr) festgelegt.  
Kapitel 3: Handel mit Dienstleistungen 

Art. 3.1 Anwendungs- und Geltungsbereich 

1.  Dieses Kapitel gilt für Massnahmen der Vertragsparteien, die den Handel mit 
Dienstleistungen betreffen und von zentralen, regionalen oder lokalen Regierungen 
und Behörden sowie durch nichtstaatliche Stellen, die in Ausübung der ihnen von 
zentralen, regionalen oder lokalen Regierungen oder Behörden übertragenen Befug-
nisse handeln, ergriffen werden. Es gilt für alle Dienstleistungssektoren. 

2.  Bezüglich Luftverkehrsdienstleistungen gilt dieses Kapitel vorbehältlich Absatz 3 
des Anhangs des GATS über Luftverkehrsdienstleistungen nicht für Massnahmen, die 
Luftverkehrsrechte oder Dienstleistungen betreffen, die unmittelbar mit der Ausübung 
von Luftverkehrsrechten zusammenhängen. Die Begriffsbestimmungen von Absatz 6 



 

 

des GATS-Anhangs über Luftverkehrsdienstleistungen werden hiermit zu Bestandtei-
len dieses Kapitels erklärt. 

3.  Die Artikel 3.4 (Meistbegünstigung), 3.5 (Marktzugang) und 3.6 (Inländerbehand-
lung) gelten nicht für innerstaatliche Gesetze und Regelungen, die die Beschaffung 
von Dienstleistungen durch öffentliche Stellen für staatliche Zwecke und nicht für den 
kommerziellen Wiederverkauf oder zur Nutzung bei der Erbringung von Dienstleis-
tungen für den kommerziellen Verkauf regeln. 

Art. 3.2 Übernahme von Bestimmungen des GATS 

Wo eine Bestimmung dieses Kapitels vorsieht, dass eine Bestimmung des GATS in 
dieses Kapitel übernommen und zu dessen Bestandteil erklärt wird, sind die in der 
GATS-Bestimmung verwendeten Begriffe wie folgt zu verstehen: 

(a) «Mitglied» bedeutet Vertragspartei; 

(b) «Liste» bedeutet eine Liste nach Artikel 3.18 (Listen der spezifischen Ver-
pflichtungen), die in Anhang VIII (Listen der spezifischen Verpflichtungen) 
enthalten ist; und 

(c) «spezifische Verpflichtung» bedeutet eine spezifische Verpflichtung in einer 
Liste nach Artikel 3.18 (Listen der spezifischen Verpflichtungen). 

Art. 3.3 Begriffsbestimmungen 

1.  Die folgenden Begriffsbestimmungen von Artikel I des GATS werden hiermit in 
dieses Kapitel übernommen und zu dessen Bestandteilen erklärt: 

(a) «Handel mit Dienstleistungen»; 

(b) «Dienstleistungen»; und 

(c) «in Ausübung hoheitlicher Gewalt erbrachte Dienstleistung». 

2.  Für die Zwecke dieses Kapitels bedeutet: 

(a) «Dienstleistungserbringer» jede Person, die eine Dienstleistung erbringt oder 
zu erbringen sucht3; 

(b) «natürliche Person einer anderen Vertragspartei» eine natürliche Person, die 
nach dem Recht dieser anderen Vertragspartei: 

(i) die Staatsangehörigkeit dieser anderen Vertragspartei besitzt und sich im 
Hoheitsgebiet eines WTO-Mitglieds aufhält, oder 

(ii) eine Person mit dauerhaftem Aufenthalt in dieser anderen Vertragspartei 
ist, die sich im Hoheitsgebiet einer Vertragspartei aufhält, falls diese an-

  

3 Wird eine Dienstleistung nicht unmittelbar von einer juristischen Person, sondern durch 
andere Formen der gewerblichen Niederlassung wie eine Zweigstelle oder eine Vertre-
tung erbracht oder zu erbringen gesucht, so erhält der Dienstleistungserbringer (d. h. die 
juristische Person) durch eine solche gewerbliche Niederlassung dennoch die Behand-
lung, die den Dienstleistungserbringern im Rahmen dieses Kapitels gewährt wird. Eine 
solche Behandlung wird auf die gewerbliche Niederlassung ausgeweitet, durch die die 
Dienstleistung erbracht oder zu erbringen gesucht wird; sie braucht sonstigen Betriebstei-
len des Dienstleistungserbringers, die ausserhalb des Hoheitsgebiets ansässig sind, in dem 
die Dienstleistung erbracht oder zu erbringen gesucht wird, nicht gewährt zu werden. 



 

dere Vertragspartei Personen mit dauerhaftem Aufenthalt in Bezug auf 
Massnahmen, die den Dienstleistungshandel betreffen, im Wesentlichen 
dieselbe Behandlung wie ihren eigenen Staatsangehörigen gewährt. Für 
den Zweck der Erbringung einer Dienstleistung durch den Aufenthalt na-
türlicher Personen (Erbringungsart 4) erfasst dieser Begriff Personen mit 
dauerhaftem Aufenthalt in dieser anderen Vertragspartei, die sich im 
Hoheitsgebiet einer Vertragspartei oder im Hoheitsgebiet eines WTO-
Mitglieds aufhalten; 

(c) «juristische Person einer anderen Vertragspartei» eine juristische Person, die 
entweder: 

(i) nach dem Gesetz dieser anderen Vertragspartei gegründet oder ander-
weitig errichtet ist und wesentliche Geschäfte tätigt im Hoheitsgebiet: 
(aa) einer Vertragspartei oder 
(bb) eines WTO-Mitglieds und die im Eigentum steht oder beherrscht 

wird von natürlichen Personen dieser anderen Vertragspartei o-
der von juristischen Personen, die alle Bedingungen von Buch-
stabe (c)(i)(aa) erfüllen, oder 

(ii) im Fall der Erbringung einer Dienstleistung durch eine gewerbliche Nie-
derlassung, die im Eigentum steht oder beherrscht wird von: 
(aa) einer Vertragspartei oder 
(bb) juristischen Personen dieser anderen Vertragspartei gemäss Buch-

stabe (c)(i). 

3.  Die folgenden Begriffsbestimmungen von Artikel XXVIII des GATS werden hier-
mit in dieses Kapitel übernommen und zu dessen Bestandteilen erklärt: 

(a) «Massnahme»; 

(b) «Erbringung einer Dienstleistung»; 

(c) «den Dienstleistungshandel betreffende Massnahmen von Mitgliedern»; 

(d) «gewerbliche Niederlassung»; 

(e) «Sektor» einer Dienstleistung; 

(f) «Dienstleistung eines anderen Mitglieds»; 

(g) «Erbringer einer Dienstleistung mit Monopolstellung»; 

(h) «Dienstleistungsnutzer»; 

(i) «Person»; 

(j) «juristische Person»; 

(k) «im Eigentum», «beherrscht» und «verbunden»; 

(l) «direkte Steuern». 

Art. 3.4 Meistbegünstigung 

1.  Unbeschadet von Massnahmen, die in Übereinstimmung mit Artikel VII des 
GATS ergriffen werden, und vorbehältlich der in ihrer Liste in Anhang IX (Listen der 
Ausnahmen von der Meistbegünstigung) enthaltenen MFN-Ausnahmen,  gewährt 
jede Vertragspartei bezüglich aller Massnahmen, die die Erbringung von Dienstleis-



 

 

tungen betreffen, den Dienstleistungen und Dienstleistungserbringern einer anderen 
Vertragspartei unverzüglich und bedingungslos eine Behandlung, die nicht weniger 
günstig ist als diejenige, die sie den gleichen Dienstleistungen und Dienstleistungser-
bringern einer Nichtvertragspartei gewährt. 

2.  Die Gewährung einer Behandlung im Rahmen anderer durch eine Vertragspartei 
abgeschlossener oder zukünftiger Abkommen, die nach Artikel V oder Artikel Vbis 
des GATS notifiziert worden sind, fällt nicht unter Absatz 1. 

3.  Schliesst eine Vertragspartei ein nach Artikel V oder Artikel Vbis des GATS no-
tifiziertes Abkommen ab oder ändert dieses, so gibt sie einer anderen Vertragspartei 
auf deren Ersuchen hin angemessene Gelegenheit, über die darin gewährten Vorteile 
zu verhandeln. 

4.  Keine Bestimmung dieses Kapitels ist so auszulegen, dass sie eine Vertragspartei 
daran hindert, benachbarten Ländern Vorteile zu gewähren oder einzuräumen, um − 
beschränkt auf unmittelbare Grenzgebiete − den Austausch von lokal erbrachten und 
genutzten Dienstleistungen zu ermöglichen. 

Art. 3.5 Marktzugang 

Artikel XVI des GATS findet auf dieses Kapitel Anwendung und wird hiermit mutatis 
mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 3.6 Inländerbehandlung 

Artikel XVII des GATS findet auf dieses Kapitel Anwendung und wird hiermit mu-
tatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 3.7 Zusätzliche Verpflichtungen 

Artikel XVIII des GATS findet auf dieses Kapitel Anwendung und wird hiermit mu-
tatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 3.8 Innerstaatliche Regelungen 

1.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass alle allgemein geltenden Massnahmen, die 
den Dienstleistungshandel betreffen, angemessen, objektiv und unparteiisch ange-
wendet werden. 

2.  Jede Vertragspartei behält Gerichte, Schiedsgerichte, Verwaltungsgerichte oder 
entsprechende Verfahren bei oder führt solche so bald wie möglich ein, die auf Ersu-
chen eines betroffenen Dienstleistungserbringers einer anderen Vertragspartei die um-
gehende Überprüfung von Verwaltungsentscheidungen mit Auswirkungen auf den 
Dienstleistungshandel gewährleisten und in begründeten Fällen geeignete Abhilfe-
massnahmen treffen. Werden solche Verfahren nicht unabhängig von der Behörde 
durchgeführt, die für die Verwaltungsentscheidung zuständig ist, so trägt die Ver-
tragspartei Sorge dafür, dass die Verfahren tatsächlich eine objektive und unparteii-
sche Überprüfung gewährleisten. 

3.  Verlangt eine Vertragspartei für die Erbringung einer Dienstleistung eine Bewilli-
gung, so geben die zuständigen Behörden dieser Vertragspartei innerhalb einer 



 

angemessenen Frist nach der Vorlage eines nach den innerstaatlichen Gesetzen und 
Regelungen dieser Vertragspartei vollständigen Antrags auf Bewilligung der Antrag-
stellerin bzw. dem Antragsteller die Entscheidung über den Antrag bekannt. Auf 
Ersuchen der Antragstellerin bzw. des Antragstellers geben die zuständigen Behörden 
dieser Vertragspartei dieser bzw. diesem ohne unangemessenen Verzug über den 
Stand der Bearbeitung des Antrags Auskunft. 

4.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass Massnahmen im Hinblick auf Befähigungs-
erfordernisse und -verfahren, technische Normen sowie Zulassungserfordernisse 
und -verfahren in allen Dienstleistungssektoren auf objektiven und transparenten Kri-
terien wie Fachkenntnis und Fähigkeit zur Erbringung der Dienstleistung beruhen. 

5.  Um zu gewährleisten, dass Massnahmen im Hinblick auf Befähigungserforder-
nisse und -verfahren, technische Normen sowie Zulassungserfordernisse und -verfah-
ren keine unnötigen Hemmnisse für den Dienstleistungshandel darstellen, fällt der ge-
mischte Ausschuss einen Beschluss zur Aufnahme aller im Rahmen der WTO in 
Übereinstimmung mit Artikel VI Absatz 4 des GATS erarbeiteten Disziplinen in die-
ses Abkommen. Die Vertragsparteien können gemeinsam oder bilateral die Erarbei-
tung weiterer Disziplinen beschliessen. 

6.  In Sektoren, in denen eine Vertragspartei spezifische Verpflichtungen eingegangen 
ist, wendet diese Vertragspartei bis zum Inkrafttreten eines Beschlusses nach Absatz 5 
zur Aufnahme von WTO-Disziplinen für diese Sektoren und, sofern Vertragsparteien 
dies vereinbart haben, von gemeinsam oder bilateral im Rahmen dieses Abkommens 
nach Absatz 5 erarbeiteten Disziplinen keine Befähigungserfordernisse und -verfah-
ren, technische Normen und Zulassungserfordernisse und -verfahren an, die die spe-
zifischen Verpflichtungen in einer Weise zunichtemachen oder schmälern, die: 

(a) belastender ist, als dies zur Gewährung der Qualität der Dienstleistung erfor-
derlich ist; oder 

(b) im Fall von Zulassungsverfahren als solche die Erbringung der Dienstleistung 
beschränkt. 

7.  Bei der Beurteilung, ob eine Vertragspartei die Pflicht nach Absatz 6, erfüllt, sind 
die von dieser Vertragspartei angewendeten internationalen Normen entsprechender 
internationaler Organisationen4 zu berücksichtigen. 

8.  Jede Vertragspartei sieht angemessene Verfahren zur Überprüfung der Fachkennt-
nisse der Angehörigen der freien Berufe einer anderen Vertragspartei vor. 

Art. 3.9 Anerkennung 

1.  Zum Zweck der Erfüllung der massgebenden Normen oder Kriterien für die 
Zulassung, Genehmigung oder Bescheinigung von Dienstleistungserbringern zieht 
jede Vertragspartei alle Gesuche einer anderen Vertragspartei um Anerkennung der 
Ausbildung oder Berufserfahrung, der Anforderungen oder Zulassungen oder Be-
scheinigungen, die in dieser Vertragspartei erworben, erfüllt oder erteilt worden sind, 
in Betracht. Eine solche Anerkennung kann auf einer Übereinkunft oder einer Verein-
barung mit dieser Vertragspartei beruhen oder auch einseitig gewährt werden. 

  

4 Der Begriff «entsprechende internationale Organisationen» bezieht sich auf internationale 
Gremien, denen die entsprechenden Organe zumindest aller Vertragsparteien angehören 
können. 



 

 

2.  Anerkennt eine Vertragspartei durch Übereinkunft oder Vereinbarung die Ausbil-
dung oder Berufserfahrung oder die Anforderungen, Zulassungen oder Bescheinigun-
gen, die im Hoheitsgebiet einer Nichtvertragspartei erworben, erfüllt oder erteilt wor-
den sind, so gibt diese Vertragspartei einer anderen Vertragspartei angemessene 
Gelegenheit, über den Beitritt zu einer solchen bestehenden oder künftigen Überein-
kunft oder Vereinbarung zu verhandeln oder eine vergleichbare Übereinkunft oder 
Vereinbarung mit ihr auszuhandeln. Gewährt eine Vertragspartei eine Anerkennung 
einseitig, so gibt sie einer anderen Vertragspartei angemessene Gelegenheit zur 
Erbringung des Nachweises, dass die Ausbildung oder Berufserfahrung oder die An-
forderungen, Zulassungen oder Bescheinigungen, die im Hoheitsgebiet der anderen 
Vertragspartei erworben, erfüllt oder erteilt worden sind, ebenfalls anzuerkennen sind. 

3.  Jede derartige Übereinkunft, Vereinbarung oder einseitige Anerkennung muss mit 
den entsprechenden Bestimmungen des WTO-Abkommens, insbesondere mit Arti-
kel VII Absatz 3 des GATS, vereinbar sein. 

Art. 3.10 Grenzüberschreitung natürlicher Personen  

1.  Dieser Artikel gilt für Massnahmen betreffend natürliche Personen, die Dienstleis-
tungserbringer einer Vertragspartei sind, sowie für natürliche Personen einer Ver-
tragspartei, die von einem Dienstleistungserbringer einer Vertragspartei in Bezug auf 
die Erbringung einer Dienstleistung beschäftigt werden. 

2.  Dieses Kapitel gilt weder für Massnahmen betreffend natürliche Personen, die sich 
um Zugang zum Arbeitsmarkt einer Vertragspartei bemühen, noch für Massnahmen, 
die die Staatsangehörigkeit, den Daueraufenthalt oder die Dauerbeschäftigung betref-
fen. 

3.  Natürliche Personen, für die eine spezifische Verpflichtung gilt, erhalten die Er-
laubnis, die Dienstleistung gemäss den Bedingungen der betreffenden Verpflichtung 
zu erbringen. 

4.  Dieses Kapitel hindert eine Vertragspartei nicht daran, Massnahmen zur Regelung 
der Einreise oder des vorübergehenden Aufenthalts natürlicher Personen einer ande-
ren Vertragspartei in ihr bzw. in ihrem Hoheitsgebiet zu treffen, einschliesslich sol-
cher Massnahmen, die zum Schutz der Unversehrtheit ihrer Grenzen und zur Gewähr-
leistung der ordnungsgemässen Grenzüberschreitung natürlicher Personen erforder-
lich sind, sofern solche Massnahmen nicht auf eine Weise angewendet werden, dass 
sie die Handelsvorteile, die einer anderen Vertragspartei aufgrund der Bedingungen 
einer spezifischen Verpflichtung zustehen, zunichtemachen oder schmälern.5 

Art. 3.11 Transparenz 

Artikel III Absätze 1 und 2 sowie Artikel IIIbis des GATS finden auf dieses Kapitel 
Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkom-
mens erklärt. 

  

5 Allein die Tatsache, dass für natürliche Personen ein Visum gefordert wird, wird 
nicht als Zunichtemachung oder Schmälerung von Handelsvorteilen aufgrund einer 
spezifischen Verpflichtung betrachtet. 



 

Art. 3.12 Monopole und Dienstleistungserbringer mit ausschliesslichen 
Rechten 

Artikel VIII Absätze 1, 2 und 5 des GATS finden auf dieses Kapitel Anwendung und 
werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens erklärt. 

Art. 3.13 Geschäftspraktiken 

Artikel IX des GATS findet auf dieses Kapitel Anwendung und wird hiermit mutatis 
mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 3.14 Zahlungen und Überweisungen 

1.  Ausser unter den in Artikel 3.15 (Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbi-
lanz) vorgesehenen Umständen verzichten die Vertragsparteien auf eine Beschrän-
kung internationaler Überweisungen und Zahlungen für laufende Geschäfte mit einer 
anderen Vertragspartei. 

2.  Dieses Kapitel lässt die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach dem Über-
einkommen über den Internationalen Währungsfonds (nachfolgend als «IWF» be-
zeichnet), einschliesslich Massnahmen im Zahlungsverkehr, die in Übereinstimmung 
mit dem IWF-Übereinkommen getroffen werden, unter der Voraussetzung unberührt, 
dass eine Vertragspartei vorbehältlich Artikel 3.15 (Beschränkungen zum Schutz der 
Zahlungsbilanz) oder auf Ersuchen des IWF keine Beschränkungen für Kapitalbewe-
gungen erlässt, die mit ihren spezifischen Verpflichtungen in Bezug auf solche Bewe-
gungen unvereinbar sind. 

Art. 3.15 Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz 

1.  Die Vertragsparteien sind bestrebt, die Einführung von Beschränkungen zum 
Schutz der Zahlungsbilanz zu vermeiden. 

2.  Artikel XII Absätze 1–3 des GATS finden auf dieses Kapitel Anwendung und wer-
den hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens erklärt. 

3.  Eine Vertragspartei, die solche Beschränkungen einführt oder aufrechterhält, noti-
fiziert dies umgehend dem gemischten Ausschuss. 

Art. 3.16 Subventionen 

1.  Eine Vertragspartei, die sich durch eine Subvention einer anderen Vertragspartei 
beeinträchtigt sieht, kann diese Vertragspartei um Ad-hoc-Konsultationen über diese 
Frage ersuchen. Die ersuchte Vertragspartei tritt in solche Konsultationen ein. 

2.  Die Vertragsparteien prüfen die nach Artikel XV des GATS vereinbarten Diszip-
linen, um sie in dieses Abkommen aufzunehmen. 

Art. 3.17 Ausnahmen 

Artikel XIV sowie Artikel XIVbis Absatz 1 des GATS finden auf dieses Kapitel 
Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkom-
mens erklärt. 



 

 

Art. 3.18 Listen der spezifischen Verpflichtungen 

1.  Jede Vertragspartei legt in einer Liste ihre spezifischen Verpflichtungen nach den 
Artikeln 3.5 (Marktzugang), 3.6 (Inländerbehandlung) und 3.7 (Zusätzliche Ver-
pflichtungen) fest. Jede Liste enthält für die Sektoren, für die derartige Verpflichtun-
gen übernommen werden, folgende Angaben: 

(a) Bestimmungen, Beschränkungen und Bedingungen für den Marktzugang; 

(b) Bedingungen und Anforderungen für die Inländerbehandlung; 

(c) Zusicherungen hinsichtlich zusätzlicher Verpflichtungen nach Artikel 3.7 
(Zusätzliche Verpflichtungen); und 

(d) gegebenenfalls den Zeitrahmen für die Durchführung und den Zeitpunkt des 
Inkrafttretens derartiger Verpflichtungen. 

2.  Massnahmen, die sowohl mit Artikel 3.5 (Marktzugang) als auch mit Artikel 3.6 
(Inländerbehandlung) unvereinbar sind, werden gemäss Artikel XX Absatz 2 des 
GATS behandelt. 

3.  Die Listen der spezifischen Verpflichtungen der Vertragsparteien werden in An-
hang VIII (Listen der spezifischen Verpflichtungen) aufgeführt. 

Art. 3.19 Änderung der Verpflichtungslisten 

Auf schriftliches Ersuchen einer Vertragspartei halten die Vertragsparteien Konsulta-
tionen ab, um die Änderung oder Rücknahme einer spezifischen Verpflichtung in der 
Liste der spezifischen Verpflichtungen der ersuchenden Vertragspartei zu prüfen. Die 
Konsultationen erfolgen innerhalb von drei Monaten nach Erhalt des Ersuchens. In 
den Konsultationen streben die Vertragsparteien danach, ein allgemeines Mass gegen-
seitig vorteilhafter Verpflichtungen beizubehalten, das für den Handel nicht weniger 
günstig ist als dasjenige, das vor diesen Konsultationen in der Liste der spezifischen 
Verpflichtungen festgehalten war. Änderungen der Listen unterliegen den Verfahren 
nach den Artikeln 10.1 (Gemischter Ausschuss) und 12.2 (Änderungen). 

Art. 3.20 Überprüfung 

Mit dem Ziel, den Handel mit Dienstleistungen zwischen ihnen weiter zu liberalisie-
ren, überprüfen die Vertragsparteien regelmässig ihre Listen der spezifischen Ver-
pflichtungen und ihre Listen der Ausnahmen von der Meistbegünstigung, wobei sie 
insbesondere alle einseitigen Liberalisierungen und die im Rahmen der WTO laufen-
den Arbeiten berücksichtigen. Die erste Überprüfung spätestens drei Jahre nach In-
krafttreten dieses Abkommens statt. 

Art. 3.21 Anhänge 

Die folgenden Anhänge bilden feste Bestandteile dieses Kapitels: 

(a) Anhang VIII (Listen der spezifischen Verpflichtungen); 

(b) Anhang IX (Liste der Ausnahmen von der Meistbegünstigung); 

(c) Anhang X (Finanzdienstleistungen); 



 

(d) Anhang XI (Telekommunikationsdienste); 

(e) Anhang XII (Grenzüberschreitung natürlicher Personen); und 

(f) Anhang XIII (Seeverkehrsdienste und seeverkehrsbezogene Dienstleistungen).  
Kapitel 4: Niederlassungen 

Art. 4.1 Anwendungs- und Geltungsbereich 

1.  Dieses Kapitel findet Anwendung auf gewerbliche Niederlassungen in allen Sek-
toren, mit Ausnahme der Dienstleistungssektoren nach Artikel 3.1 (Anwendungs- und 
Geltungsbereich)6.  

2.  Dieses Kapitel lässt die Auslegung und Anwendung anderer internationaler inves-
titions- oder steuerbezogener Abkommen unberührt, denen einer der oder mehrere 
EFTA-Staaten und die Republik Moldau angehören. 

Art. 4.2 Begriffsbestimmungen 

Für die Zwecke dieses Kapitels bedeutet: 

(a) «juristische Person» eine nach den innerstaatlichen Gesetzen und Regelungen 
einer Vertragspartei ordnungsgemäss gegründete oder anderweitig errichtete 
rechtsfähige Organisationseinheit, unabhängig davon, ob sie der Gewinner-
zielung dient oder nicht und ob sie sich in privatem oder öffentlichem Eigen-
tum befindet, einschliesslich Kapitalgesellschaften, Trusts, Personengesell-
schaften, Gemeinschaftsunternehmen, Einzelunternehmen oder 
Vereinigungen; 

(b) «juristische Person einer Vertragspartei» eine juristische Person, die nach den 
innerstaatlichen Gesetzen und Regelungen einer Vertragspartei gegründet o-
der anderweitig errichtet ist und im Hoheitsgebiet dieser Vertragspartei we-
sentliche Geschäfte tätigt; 

(c) «natürliche Person» eine Person, die nach den innerstaatlichen Gesetzen und 
Regelungen einer Vertragspartei die Staatsangehörigkeit dieser Vertragspartei 
besitzt oder sich dauerhaft in dieser Vertragspartei aufhält; 

d) «gewerbliche Niederlassung» jede Art der geschäftlichen Niederlassung, ein-
schliesslich durch: 

(i) die Errichtung, den Erwerb oder die Fortführung einer juristischen Per-
son, oder 

(ii) die Errichtung oder die Fortführung einer Zweigstelle oder einer Vertre-
tung im Hoheitsgebiet einer anderen Vertragspartei zum Zweck der Aus-
übung einer wirtschaftlichen Tätigkeit. 

  

6 Es herrscht Einvernehmen darüber, dass Dienstleistungen, die ausdrücklich 
vom Anwendungsbereich von Kapitel 3 (Dienstleistungshandel) ausgenommen wurden, 
vom Anwendungsbereich dieses Kapitels nicht erfasst werden. 



 

 

Art. 4.3 Inländerbehandlung 

Vorbehältlich Artikel 4.4 (Vorbehalte) sowie der in Anhang XIV (Liste der Vorbe-
halte) aufgeführten Vorbehalte gewährt jede Vertragspartei den juristischen und na-
türlichen Personen einer anderen Vertragspartei sowie den gewerblichen Niederlas-
sungen solcher Personen eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als diejenige, 
die sie in vergleichbaren Situationen ihren eigenen juristischen und natürlichen Per-
sonen sowie deren gewerblichen Niederlassungen gewährt. 

Art. 4.4 Vorbehalte 

1.  Artikel 4.3 (Inländerbehandlung) findet keine Anwendung auf: 

(a) Vorbehalte in Anhang XIV (Liste der Vorbehalte); 

(b) eine Änderung eines Vorbehalts gemäss Buchstabe (a), soweit diese Ände-
rung nicht die Vereinbarkeit des Vorbehalts mit Artikel 4.3 (Inländerbehand-
lung) mindert; 

(c) jeden neuen Vorbehalt, der von einer Vertragspartei angenommen und in 
Anhang XIV (Liste der Vorbehalte) aufgenommen wird und das Gesamtmass 
der Verpflichtungen dieser Vertragspartei aus diesem Abkommen nicht 
schmälert; soweit solche Vorbehalte mit Artikel 4.3 (Inländerbehandlung) un-
vereinbar sind. 

2.  Die Vertragsparteien verpflichten sich, im Rahmen der in Artikel 4.12 (Überprü-
fung) vorgesehenen Überprüfung mindestens alle drei Jahre die in Anhang XIV (Liste 
der Vorbehalte) aufgeführten Vorbehalte zu prüfen, um sie zu verringern oder aufzu-
heben. 

3.  Eine Vertragspartei kann auf Ersuchen einer anderen Vertragspartei oder einseitig 
mit schriftlicher Notifikation an die anderen Vertragsparteien ihre in Anhang XIV 
(Liste der Vorbehalte) aufgeführten Vorbehalte jederzeit vollständig oder teilweise 
aufheben. 

4.  Eine Vertragspartei kann in Übereinstimmung mit Absatz 1 Buchstabe (c) durch 
schriftliche Notifikation an die anderen Vertragsparteien jederzeit einen neuen Vor-
behalt in Anhang XIV (Liste der Vorbehalte) aufnehmen. Nach Erhalt einer solchen 
schriftlichen Notifikation kann eine andere Vertragspartei um Konsultationen zum 
Vorbehalt ersuchen. Sobald die Vertragspartei, die den neuen Vorbehalt aufgenom-
men hat, dieses Ersuchen um Konsultationen erhalten hat, tritt sie in Konsultationen 
mit der ersuchenden Vertragspartei ein. 

Art. 4.5 Personal in Schlüsselpositionen 

1.  Jede Vertragspartei gewährt unter Vorbehalt ihrer innerstaatlichen Gesetze und 
Regelungen natürlichen Personen einer anderen Vertragspartei sowie Personal in 
Schlüsselpositionen, das von natürlichen oder juristischen Personen einer anderen 
Vertragspartei beschäftigt wird, zur Entfaltung von Geschäftstätigkeiten im Zusam-
menhang mit einer gewerblichen Niederlassung, einschliesslich für Beratung oder 
massgebliche technische Dienstleistungen, die Einreise und den vorübergehenden 
Aufenthalt in ihrem Hoheitsgebiet. 



 

2.  Jede Vertragspartei erlaubt unter Vorbehalt ihrer innerstaatlichen Gesetze und 
Regelungen natürlichen und juristischen Personen einer anderen Vertragspartei sowie 
deren gewerblichen Niederlassungen, im Zusammenhang mit der gewerblichen Nie-
derlassung von der natürlichen oder juristischen Person ausgewähltes Personal in 
Schlüsselpositionen unabhängig von dessen Staatsangehörigkeit oder Staatsbürger-
schaft zu beschäftigen, sofern solches Personal in Schlüsselpositionen über die Ge-
nehmigung verfügt, in ihr Hoheitsgebiet einzureisen, sich dort aufzuhalten und zu 
arbeiten, und die betreffende Anstellung den Bestimmungen, Bedingungen und Fris-
ten der Genehmigung entspricht, die solchem Personal in Schlüsselposition erteilt 
wurde. 

3.  Die Vertragsparteien gewähren unter dem Vorbehalt ihrer innerstaatlichen Gesetze 
und Regelungen dem Ehegatten oder der Ehegattin und den minderjährigen Kindern 
einer natürlichen Person, der nach den Absätzen 1 und 2 die Einreise und der vorüber-
gehende Aufenthalt gewährt und die Arbeitsgenehmigung erteilt worden sind, die Ein-
reise und den vorübergehenden Aufenthalt und stellen ihnen die erforderlichen Bestä-
tigungen aus. Der Ehegatte oder die Ehegattin und die minderjährigen Kinder werden 
für die Dauer des Aufenthalts dieser Person zugelassen. 

Art. 4.6 Recht auf Regulierungstätigkeit 

1.  Unter Vorbehalt dieses Kapitels kann eine Vertragspartei auf Grundlage der Nicht-
diskriminierung eine Massnahme treffen, beibehalten oder durchsetzen, die im öffent-
lichen Interesse liegt, wie Massnahmen, die Anliegen von Gesundheit, Sicherheit oder 
Umweltschutz betreffen oder angemessene aufsichtsrechtliche Massnahmen sind. 

2.  Keine Vertragspartei verzichtet als Anreiz für die Errichtung, den Erwerb, die Er-
weiterung oder den Erhalt in ihrem Hoheitsgebiet einer gewerblichen Niederlassung 
von Personen einer anderen Vertragspartei oder einer Nichtvertragspartei auf Mass-
nahmen zur Berücksichtigung von Gesundheits-, Sicherheits- oder Umweltschutzan-
liegen, oder weicht sonst von ihnen ab oder bietet einen entsprechenden Verzicht oder 
eine entsprechende sonstige Abweichung an. 

Art. 4.7 Transparenz 

1.  Die von einer Vertragspartei für rechtswirksam erklärten Gesetze, Regelungen, 
Gerichts- und Verwaltungsentscheide von allgemeiner Tragweite sowie die zwischen 
den Vertragsparteien geltenden Übereinkünfte mit Auswirkungen auf Angelegenhei-
ten, die von diesem Kapitel erfasst werden, werden unverzüglich in einer Weise ver-
öffentlicht oder anderweitig öffentlich zugänglich gemacht, die es den Vertragspar-
teien und ihren juristischen und natürlichen Personen ermöglicht, davon Kenntnis zu 
nehmen. 

2.  Nichts in diesem Artikel verpflichtet eine Vertragspartei zur Preisgabe von ver-
traulichen Informationen, deren Offenlegung die Durchsetzung von Rechtsvorschrif-
ten behindern oder dem öffentlichen Interesse sonst zuwiderlaufen oder die berech-
tigten Wirtschaftsinteressen juristischer oder natürlicher Personen beeinträchtigen 
würde. 



 

 

Art. 4.8 Zahlungen und Überweisungen 

1.  Ausser unter den in Artikel 4.9 (Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz) 
vorgesehenen Umständen erlässt keine Vertragspartei Beschränkungen für laufende 
Zahlungen und Kapitalüberweisungen, die mit den Tätigkeiten von gewerblichen Nie-
derlassungen in Nichtdienstleistungssektoren zusammenhängen. 

2.  Dieses Kapitel lässt die Rechte und Pflichten der Vertragsparteien nach dem 
IWF-Übereinkommen, einschliesslich Massnahmen im Zahlungsverkehr, die in Über-
einstimmung mit dem IWF-Übereinkommen getroffen werden, unter der Vorausset-
zung unberührt, dass keine Vertragspartei Beschränkungen für Kapitalbewegungen 
erlässt, die mit ihren Verpflichtungen nach diesem Kapitel unvereinbar sind. 

Art. 4.9 Beschränkungen zum Schutz der Zahlungsbilanz 

1.  Die Vertragsparteien sind bestrebt, die Einführung von Beschränkungen zum 
Schutz der Zahlungsbilanz zu vermeiden. 

2.  Für die Zwecke dieses Kapitels finden Artikel XII Absätze 1–3 des GATS Anwen-
dung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses Abkommens er-
klärt. 

3.  Eine Vertragspartei, die solche Beschränkungen einführt oder aufrechterhält, noti-
fiziert dies unverzüglich dem gemischten Ausschuss. 

Art. 4.10 Allgemeine Ausnahmen 

Für die Zwecke dieses Kapitels findet Artikel XIV des GATS Anwendung und wird 
hiermit mutatis mutandis zu einem Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 4.11 Ausnahmen zur Wahrung der Sicherheit 

Für die Zwecke dieses Kapitels findet Artikel XIVbis Absatz 1 des GATS Anwendung 
und wird hiermit mutatis mutandis zu einem Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

Art. 4.12 Überprüfung 

Dieses Kapitel wird im Rahmen des gemischten Ausschusses regelmässig auf die 
Möglichkeit geprüft, die Verpflichtungen der Vertragsparteien weiterzuentwickeln.  
Kapitel 5: Elektronischer Handel 

Art. 5.1 Begriffsbestimmungen 

1.  Für die Zwecke dieses Kapitels gelten die Begriffsbestimmungen von Artikel 3.3. 

2.  Für die Zwecke dieses Kapitels bedeutet: 

(a) «elektronische Signatur» Daten in elektronischer Form, die anderen Daten in 
elektronischer Form beigefügt oder logisch mit ihnen verknüpft sind und die 
zur Authentifizierung der unterzeichnenden Person verwendet werden; 



 

(b) «elektronische Übermittlungen» die Übermittlung von elektronischen Daten 
über das Internet; 

(c) «elektronischer Vertrauensdienst» einen elektronischen Dienst bestehend aus: 

(i) der Erstellung, Überprüfung und Validierung von elektronischen Signa-
turen, elektronischen Siegeln, elektronischen Zeitstempeln, Diensten für 
die Zustellung elektronischer Einschreiben sowie von diese Dienste 
betreffenden Zertifikaten, 

(ii) der Erstellung, Überprüfung und Validierung von Zertifikaten für die 
Website-Authentifizierung, oder 

(iii) der Bewahrung von diese Dienste betreffenden elektronischen Signatu-
ren, Siegeln oder Zertifikaten; 

(d) «Endnutzerin» bzw. «Endnutzer» eine Nutzerin bzw. einen Nutzer, die bzw. 
der keine öffentlichen Kommunikationsnetze oder öffentlich zugängliche 
elektronische Kommunikationsdienste bereitstellt; 

(e) «Marktüberwachung» von öffentlichen Behörden durchgeführte Tätigkeiten 
und getroffene Massnahmen, durch die sichergestellt werden soll, dass Waren 
und Dienstleistungen die innerstaatlichen Gesetze und Regelungen einhalten 
und keine Gefährdung für die Gesundheit, Sicherheit oder andere im öffentli-
chen Interesse schützenswerte Aspekte darstellen; 

(f) «Marktüberwachungsbehörde» eine Behörde, die für die Durchführung der 
Marktüberwachung zuständig ist; 

(g) «Personendaten» alle Angaben, die sich auf eine bestimmte oder bestimmbare 
natürliche Person beziehen; 

(h) «Bearbeitung» von Personendaten jeden mit oder ohne Hilfe automatisierter 
Verfahren ausgeführten Vorgang oder jede solche Vorgangsreihe im Zusam-
menhang mit Personendaten wie die Beschaffung, das Erfassen, die Organi-
sation, die Speicherung, die Anpassung oder Veränderung, das Auslesen, das 
Abfragen, die Verwendung, die Offenlegung durch Übermittlung, Verbrei-
tung oder eine andere Form der Bereitstellung, den Abgleich oder die Ver-
knüpfung, die Einschränkung, das Löschen oder die Vernichtung; 

(i) «Handelsverwaltungsdokumente» Dokumente, Formulare oder andere Infor-
mationen, einschliesslich in elektronischer Form, die gemäss der innerstaatli-
chen Gesetzgebung einer Vertragspartei zu kommerziellen Handelsgeschäf-
ten verlangt werden; 

(j) «unerwünschte Werbenachrichten («Spam»)» elektronische Nachrichten zu 
kommerziellen Zwecken, die ohne Zustimmung der Empfängerin bzw. des 
Empfängers oder trotz der ausdrücklichen Ablehnung der Empfängerin bzw. 
des Empfängers versendet werden. 

Art. 5.2 Anwendungsbereich 

1.  Dieses Kapitel gilt für Massnahmen der Vertragsparteien, die sich auf den elektro-
nischen Handel auswirken. 



 

 

2.  Im Falle einer Unvereinbarkeit zwischen diesem Kapitel und Anhang X (Finanz-
dienstleistungen) hat bezüglich dieser Unvereinbarkeit Anhang X (Finanzdienstleis-
tungen) Vorrang. 

3.  Dieses Kapitel findet keine Anwendung auf audiovisuelle Dienstleistungen. 

Art. 5.3 Allgemeine Bestimmungen 

Die Vertragsparteien anerkennen: 

(a) das wirtschaftliche Wachstum und die Möglichkeiten, die der elektronische 
Handel mit Waren und Dienstleistungen insbesondere für Unternehmen sowie 
Konsumentinnen und Konsumenten bietet, sowie dessen Potenzial zur Förde-
rung des internationalen Handels; 

(b) die Bedeutung der Beseitigung von Hemmnissen bei der Verwendung und 
Weiterentwicklung des elektronischen Handels mit Waren und Dienstleistun-
gen; und 

(c) die Notwendigkeit zur Schaffung einer vertrauenswürdigen und sicheren Um-
gebung sowie der Sicherheit für den elektronischen Handel, insbesondere 
durch: 

(i) den Schutz der Persönlichkeit von natürlichen Personen bei der Bearbei-
tung von Personendaten, 

(ii) den Schutz der Vertraulichkeit persönlicher Aufzeichnungen und Konten 
sowie von Geschäftsgeheimnissen, 

(iii) Massnahmen zur Verhinderung und Bekämpfung irreführender und be-
trügerischer Geschäftspraktiken oder zum Umgang mit den Folgen einer 
Nichterfüllung von Verträgen, und 

(iv) Massnahmen gegen unerwünschte Werbenachrichten («Spam»). 

Art. 5.4 Recht auf Regulierungstätigkeit 

Die Vertragsparteien bekräftigen das Recht, zur Erreichung legitimer politischer Ziele 
im Bereich des elektronischen Handels im Einklang mit diesem Kapitel Regelungen 
zu erlassen. 

Art. 5.5 Zölle7 

1.  Keine Vertragspartei erhebt Zölle auf elektronische Übermittlungen. 

2.  Im Interesse grösserer Rechtssicherheit hindert Absatz 1 eine Vertragspartei nicht 
daran, inländische Steuern, Gebühren oder andere Abgaben auf elektronische Über-
mittlungen zu erheben, sofern dies in einer Weise erfolgt, die mit diesem Abkommen 
vereinbar ist. 

  

7 Es herrscht Einvernehmen darüber, dass «Zölle» Einfuhrzölle und Ausfuhrzölle umfasst. 



 

Art. 5.6 Elektronische Authentifizierung, Vertrauensdienste und auf 
elektronischem Weg abgeschlossene Verträge 

1.  Keine Vertragspartei darf die Rechtswirkung und die Zulässigkeit eines elektroni-
schen Dokuments, einer elektronischen Signatur, eines elektronischen Siegels, eines 
elektronischen Zeitstempels oder von Daten, die unter Verwendung eines Dienstes für 
die Zustellung elektronischer Einschreiben gesendet und empfangen werden, als 
Beweismittel in Gerichtsverfahren nicht allein mit der Begründung verneinen, dass 
sie in elektronischer Form vorliegen. 

2.  Keine Vertragspartei darf Massnahmen ergreifen oder aufrechterhalten, die bewir-
ken würden: 

(a) dass den an einer elektronischen Transaktion beteiligten Parteien untersagt 
wird, gegenseitig die geeigneten elektronischen Authentifizierungsmethoden 
für ihre Transaktion festzulegen; oder 

(b) dass verhindert wird, dass Parteien einer elektronischen Transaktion den Jus-
tiz- oder Verwaltungsbehörden nachweisen können, dass die Verwendung ei-
ner elektronischen Authentifizierung oder eines elektronischen Vertrauens-
dienstes bei dieser Transaktion den geltenden rechtlichen Anforderungen 
entspricht. 

3.  Ungeachtet von Absatz 2 kann jede Vertragspartei verlangen, dass für eine be-
stimmte Kategorie von Transaktionen die Methode der elektronischen Authentifizie-
rung oder des Vertrauensdienstes von einer gemäss ihren innerstaatlichen Gesetzen 
und Regelungen akkreditierten Behörde zertifiziert wird oder dass die Methode be-
stimmte Leistungsstandards erfüllt, die objektiv, transparent und nichtdiskriminierend 
sein müssen und sich nur auf die besonderen Merkmale der betreffenden Kategorie 
von Transaktionen beziehen. 

4.  Eine Vertragspartei darf den Abschluss von Verträgen auf elektronischem Weg 
nicht verweigern, es sei denn, dies ist in den innerstaatlichen Gesetzen und Regelun-
gen einer Vertragspartei für bestimme Arten von Verträgen vorgesehen. 

5.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass ihre innerstaatlichen Gesetze und Regelun-
gen nicht dafür sorgen, dass elektronische Verträge allein aufgrund des Umstands, 
dass sie auf elektronischem Weg zustande gekommen sind, nicht rechtswirksam sind. 

Art. 5.7 Papierlose Geschäftsabwicklung 

1.  Jede Vertragspartei macht ihre Handelsverwaltungsdokumente in elektronischer 
Form öffentlich zugänglich. 

2.  Jede Vertragspartei anerkennt elektronische Versionen von Handelsverwaltungs-
dokumenten als rechtlich gleichwertig mit Papierdokumenten, ausser: 

(a) es besteht eine gegenteilige innerstaatliche oder internationale rechtliche An-
forderung; oder 

(b) dies würde die Wirksamkeit der Geschäftsabwicklung reduzieren. 



 

 

Art. 5.8 Offener Internetzugang (Netzneutralität) 

Vorbehältlich der geltenden innerstaatlichen Gesetze und Regelungen beschliesst jede 
Vertragspartei geeignete Massnahmen oder behält diese bei, um sicherzustellen, dass 
die Endnutzerinnen und Endnutzer auf ihrem Hoheitsgebiet die Möglichkeit haben: 

(a) unter Vorbehalt eines angemessenen und nichtdiskriminierenden Netzmana-
gements auf über das Internet verfügbare Dienste und Anwendungen ihrer 
Wahl zuzugreifen, diese zu verbreiten und zu nutzen; 

(b) Geräte ihrer Wahl mit dem Internet zu verbinden, vorausgesetzt, diese Geräte 
erfüllen die Anforderungen in dem Hoheitsgebiet, in dem sie genutzt werden, 
und beeinträchtigen oder schaden das Netzwerk nicht; und 

(c) Zugang zu Informationen über die Netzmanagementpraktiken ihres Anbieters 
von Internetzugangsdiensten zu haben. 

Art. 5.9 Konsumentenschutz 

1.  Jede Vertragspartei beschliesst Massnahmen zur Gewährleistung eines wirksamen 
Konsumentenschutzes bei Transaktionen im elektronischen Geschäftsverkehr oder 
behält diese bei, einschliesslich, aber nicht beschränkt auf Massnahmen, durch die: 

(a) betrügerische und irreführende Geschäftspraktiken verboten werden; 

(b) von den Anbietern von Waren und Dienstleistungen verlangt wird, in gutem 
Glauben zu handeln und sich an faire Geschäftspraktiken zu halten, unter an-
derem durch das Verbot, von den Konsumentinnen und Konsumenten für 
nicht angeforderte Waren und Dienstleistungen Gebühren zu verlangen; 

(c) von den Anbietern von Waren oder Dienstleistungen verlangt wird, den Kon-
sumentinnen und Konsumenten klare und gründliche Informationen über ihre 
Identität und Kontaktdaten8 sowie Informationen über die Waren und Dienst-
leistungen, die Transaktion und die geltenden Konsumentenrechte bereitzu-
stellen; und 

(d) Konsumentinnen und Konsumenten bei Verstössen gegen ihre Rechte Zugang 
zu Rechtsbehelfen gewährt wird, einschliesslich eines Rechtsbehelfsrechts, 
wenn Waren oder Dienstleistungen bezahlt und nicht wie vereinbart geliefert 
oder bereitgestellt werden. 

2.  Die Vertragsparteien anerkennen, wie wichtig es ist, ihre Konsumentenschutzbe-
hörden oder andere zuständige Stellen mit angemessenen Durchsetzungsbefugnissen 
zu betrauen, und wie wichtig die Zusammenarbeit zwischen ihren Behörden ist, um 
ihre jeweiligen innerstaatlichen Gesetze und Regelungen im Bereich des Konsumen-
tenschutzes durchzusetzen. 

3.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung, wirksame politische Rahmenbe-
dingungen für die Sicherheit von Konsumprodukten zu fördern. 

  

8 Im Falle von Anbietern von Vermittlungsdiensten schliesst dies auch die Identität und 
die Kontaktdaten des effektiven Lieferanten der Waren und Dienstleistungen ein. 



 

Art. 5.10 Unerwünschte Werbenachrichten («Spam») 

1.  Um die Nutzerinnen und Nutzer wirksam gegen unerwünschte Werbenachrichten 
zu schützen, beschliesst jede Vertragspartei Massnahmen oder behält diese bei, die: 

(a) von den Versenderinnen und Versendern von unerwünschten Werbenachrich-
tenverlangen, den Empfängerinnen und Empfängern eine einfache Möglich-
keit zu bieten, um den Erhalt solcher Nachrichten zu stoppen; und 

(b) von den Empfängerinnen und Empfängern im Einklang mit den innerstaatli-
chen Gesetzen und Regelungen jeder Vertragspartei die Zustimmung zum 
Erhalt von Werbenachrichtenverlangen. 

2.  Jede Vertragspartei gewährt Zugang zu Rechtsbehelfen gegen Versenderinnen und 
Versender von unerwünschten Werbenachrichten, wenn diese sich nicht an die nach 
Absatz 1 eingeführten Massnahmen halten. 

Art. 5.11 Grenzüberschreitender Datenfluss 

1.  Die Vertragsparteien verpflichten sich, den grenzüberschreitenden Datenfluss zu 
gewährleisten, um den digitalen Handel zu erleichtern. Zu diesem Zweck darf der 
grenzüberschreitende Datenfluss zwischen den Vertragsparteien nicht durch eine Ver-
tragspartei eingeschränkt werden, indem diese9: 

(a) die Nutzung von Rechenanlagen oder Netzelementen im Hoheitsgebiet der 
Vertragspartei für die Bearbeitung vorschreibt, auch durch die Vorgabe der 
Nutzung von Rechenanlagen oder Netzelementen, die im Hoheitsgebiet einer 
Vertragspartei zertifiziert oder zugelassen sind; 

(b) die Lokalisierung von Daten im Hoheitsgebiet der Vertragspartei zur Speiche-
rung oder Bearbeitung verlangt; 

(c) die Speicherung oder Verarbeitung im Hoheitsgebiet der anderen Vertrags-
partei verbietet; oder 

(d) die grenzüberschreitende Übermittlung von Daten von der Nutzung von 
Rechenanlagen oder Netzelementen im Hoheitsgebiet der Vertragspartei oder 
von Lokalisierungsanforderungen im Hoheitsgebiet der Vertragspartei abhän-
gig macht. 

2.  Zwischen Norwegen und der Republik Moldau ist keine Bestimmung dieses Arti-
kels dahingehend auszulegen, dass sie Norwegen oder die Republik Moldau daran 
hindert, Massnahmen zu treffen, die diese zum Schutz ihrer wesentlichen Sicherheits-
interessen als notwendig erachten. 

3.  Die Vertragsparteien überprüfen die Durchführung dieses Artikels und bewerten 
sein Funktionieren im gemischten Ausschuss. Die erste Überprüfung findet spätestens 
drei Jahre nach Inkrafttreten dieses Abkommens statt. 

  

9 Für Finanzdienstleistungen gilt diese Bestimmung, solange die Finanzaufsichtsbehörden 
Zugang zu den erforderlichen Daten für die Erfüllung ihrer Aufsichtsaufgaben haben. 



 

 

Art. 5.12 Elektronische Bezahlmöglichkeiten und Rechnungsstellung 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die zentrale Rolle von elektronischen Bezahl-
möglichkeiten für die Ermöglichung des elektronischen Handels sowie das rasche 
Wachstum von elektronischen Zahlungen. Die Vertragsparteien kommen überein, die 
Entwicklung effizienter, zuverlässiger und sicherer grenzüberschreitender elektroni-
scher Bezahlmöglichkeiten zu unterstützen, indem sie die Einführung und Verwen-
dung international akzeptierter Standards fördern, die Interoperabilität und Vernet-
zung von Zahlungsinfrastrukturen unterstützen und nützliche Innovationen sowie den 
Wettbewerb im Ökosystem des Zahlungsverkehrs anregen. 

2.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der elektronischen Rechnungs-
stellung, die die Effizienz, Genauigkeit und Verlässlichkeit von kommerziellen Trans-
aktionen erhöht, und kommen überein, die Einführung interoperabler Systeme für die 
elektronische Rechnungsstellung zu fördern. 

3.  Die Vertragsparteien unterstützen und erleichtern die Einführung der elektroni-
schen Rechnungsstellung durch die Unternehmen. Zu diesem Zweck sind die Ver-
tragsparteien bestrebt: 

(a) das Vorhandensein der zugrundeliegenden Infrastruktur für die elektronische 
Rechnungsstellung zu fördern; und 

(b) das Bewusstsein für die elektronische Rechnungsstellung zu schaffen und die 
entsprechenden Kapazitäten aufzubauen. 

Art. 5.13 Schutz von Personendaten und der der Privatsphäre 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, dass der Schutz von Personendaten und der Pri-
vatsphäre ein grundlegendes Recht ist und dass hohe Standards in dieser Hinsicht zur 
Entwicklung des elektronischen Handels und zum Vertrauen darin beitragen. 

2.  Jede Vertragspartei erlässt oder behält Schutzmassnahmen bei, die sie für geeignet 
hält, um ein hohes Schutzniveau für Personendaten und die Privatsphäre sicherzustel-
len, einschliesslich durch den Erlass und die Anwendung von Regeln für die grenz-
überschreitende Übermittlung von Personendaten. Die Bestimmungen dieses Abkom-
mens lassen den durch die jeweiligen Schutzmassnahmen der Vertragsparteien 
gebotenen Schutz von Personendaten und der Privatsphäre unberührt. 

3.  Die Vertragsparteien informieren einander über Schutzmassnahmen, die sie ge-
mäss Absatz 2 erlassen oder beibehalten. 

Art. 5.14 Transfer und Schutz von Quellcodes 

1.  Keine Vertragspartei verlangt die Übertragung von oder den Zugriff auf den Quell-
code von Software oder Teilen davon, die einer natürlichen oder juristischen Person 
der anderen Vertragspartei gehören. 

2.  Dieser Artikel findet keine Anwendung auf: 

(a) Auflagen eines Gerichts oder Verwaltungsgerichts; 

(b) geistige Eigentumsrechte sowie deren Schutz und Durchsetzung; 

(c) das Wettbewerbsrecht und dessen Durchsetzung; 



 

(d) das Recht einer Vertragspartei, Massnahmen gemäss Kapitel 7 (Öffentliches 
Beschaffungswesen) zu ergreifen; 

(e) Vorgaben von Marktüberwachungsbehörden, mit denen die Konformität von 
Waren und Dienstleistungen mit Rechtsvorschriften überprüft wird; oder 

(f) die freiwillige Übertragung des Quellcodes oder die Gewährung des Zugriffs 
auf diesen auf kommerzieller Basis durch eine natürliche oder juristische 
Person einer Vertragspartei. 

Art. 5.15 Zusammenarbeit beim elektronischen Handel 

1.  Die Vertragsparteien können einen Dialog zu regulatorischen Fragen im Zusam-
menhang mit dem elektronischen Handel aufnehmen, der unter anderem folgende 
Punkte zum Gegenstand haben kann: 

(a) die Haftung von Anbietern von Vermittlungsdiensten in Bezug auf die Über-
mittlung und Speicherung von Informationen; 

(b) die Behandlung von unerwünschten Werbenachrichten; 

(c) die Interoperabilität von Infrastrukturen wie die sichere elektronische Authen-
tifizierung und sichere elektronische Bezahlmöglichkeiten; 

(d) den Konsumentenschutz; und 

(e) andere Fragen, die für die Entwicklung des elektronischen Handels relevant 
sind. 

2.  Ein solcher Dialog kann auch den Austausch von Informationen über die für diese 
Fragen geltenden innerstaatlichen Gesetze und Regelungen der Vertragsparteien so-
wie über die Umsetzung dieser innerstaatlichen Gesetze und Regelungen beinhalten. 

Art. 5.16 Allgemeine Ausnahmen 

Für die Zwecke dieses Kapitels finden Artikel XX des GATT 1994 und Artikel XIV 
des GATS Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen dieses 
Abkommens erklärt. 

Art. 5.17 Ausnahmen zur Wahrung der Sicherheit 

Für die Zwecke dieses Kapitels finden Artikel XXI des GATT 1994 und Artikel XIV-
bis des GATS Anwendung und werden hiermit mutatis mutandis zu Bestandteilen die-
ses Abkommens erklärt.  
Kapitel 6: Schutz des geistigen Eigentums 

Art. 6.1 Schutz des geistigen Eigentums 

1.  Die Vertragsparteien gewähren und gewährleisten einen angemessenen, wirksa-
men und nichtdiskriminierenden Schutz der Rechte an geistigem Eigentum und tref-
fen in Übereinstimmung mit diesem Kapitel, mit Anhang XV (Schutz des geistigen 
Eigentums) und den darin genannten internationalen Abkommen Massnahmen zur 



 

 

Durchsetzung dieser Rechte gegen deren Verletzung, einschliesslich Fälschung und 
Piraterie. 

2.  Die Vertragsparteien gewähren den Staatsangehörigen einer anderen Vertragspar-
tei eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als diejenige, die sie ihren eigenen 
Staatsangehörigen gewähren. Ausnahmen von dieser Verpflichtung müssen in Über-
einstimmung mit den materiellen Bestimmungen der Artikel 3 und 5 des WTO-
Abkommens über handelsbezogene Aspekte der Rechte an geistigem Eigentum (nach-
folgend als «TRIPS-Abkommen» bezeichnet) stehen. 

3.  Die Vertragsparteien gewähren den Staatsangehörigen einer anderen Vertragspar-
tei eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als diejenige, die sie Staatsangehö-
rigen einer Nichtvertragspartei gewähren. Schliesst eine Vertragspartei mit einer 
Nichtvertragspartei ein nach Artikel XXIV des GATT 1994 notifiziertes Freihandels-
abkommen mit Bestimmungen zum Schutz der Rechte an geistigem Eigentum ab, so 
informiert sie die anderen Vertragsparteien unverzüglich hiervon und gewährt ihnen 
eine Behandlung, die nicht weniger günstig ist als die Behandlung nach jenem Ab-
kommen. Die Vertragspartei, die ein solches Abkommen abschliesst, verhandelt auf 
Ersuchen einer anderen Vertragspartei die Aufnahme von Abkommensbestimmungen 
in dieses Abkommen zur Gewährung einer Behandlung, die nicht weniger günstig ist 
als die Behandlung nach jenem Abkommen. Ausnahmen von dieser Verpflichtung 
müssen in Übereinstimmung mit den materiellen Bestimmungen des TRIPS-
Abkommens und insbesondere mit dessen Artikeln 4 und 5 stehen. 

4.  Auf Ersuchen einer Vertragspartei überprüft der gemischte Ausschuss dieses 
Kapitel und Anhang XV (Schutz des geistigen Eigentums) mit dem Ziel, die Schutz-
niveaus weiter zu verbessern und Handelsverzerrungen, die sich aus dem gegenwär-
tigen Umfang des Schutzes der Rechte an geistigem Eigentum ergeben, zu vermeiden 
oder zu beseitigen.  
Kapitel 7: Öffentliches Beschaffungswesen 

Art. 7.1 Anwendungs- und Geltungsbereich 

1.  Das revidierte WTO-Übereinkommen über das öffentliche Beschaffungswesen 
von 2012 (nachfolgend als «GPA 2012» bezeichnet) findet Anwendung und wird 
hiermit mutatis mutandis zum Bestandteil dieses Abkommens erklärt. 

2.  Für die Zwecke dieses Kapitels sind «unterstellte Beschaffungen» Beschaffungen 
in Übereinstimmung mit Artikel II des GPA 2012 sowie zusätzlich Baukonzessionen 
gemäss der Begriffsbestimmung in Anhang XVI (Öffentliches Beschaffungswesen). 

3.  Die Vertragsparteien arbeiten im gemischten Ausschuss zusammen, um das Ver-
ständnis ihres jeweiligen öffentlichen Beschaffungswesens zu verbessern und eine 
weitere Liberalisierung sowie die gegenseitige Öffnung ihrer öffentlichen Beschaf-
fungsmärkte zu erreichen. 



 

Art. 7.2 Informationsaustausch 

Um die Kommunikation zum öffentlichen Beschaffungswesen zwischen den Ver-
tragsparteien zu erleichtern, sind in Anhang XVI Appendix 2 (Öffentliches Beschaf-
fungswesen) Kontaktstellen aufgeführt, die auf Anfrage Informationen zu den für 
öffentliche Beschaffungen geltenden innerstaatlichen Gesetzen, Regelungen und 
Praktiken der jeweiligen Vertragspartei erteilen. 

Art. 7.3 Nachhaltige öffentliche Beschaffungen 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der Förderung nachhaltiger öf-
fentlicher Beschaffungen in ihrer wirtschaftlichen, ökologischen und sozialen Dimen-
sion, um zum guten Funktionieren des Wettbewerbs sowie zu einem nachhaltigen 
Wirtschaftswachstum beizutragen. 

2.  Jede Vertragspartei gestattet den Auftraggebern, während des Beschaffungsver-
fahrens Umwelt-, Arbeits- und soziale Aspekte zu berücksichtigen, vorausgesetzt, 
diese sind nichtdiskriminierend und werden nicht in diskriminierender Weise ange-
wendet. 

3.  Jede Vertragspartei trifft geeignete Massnahmen, um die Einhaltung ihrer Ver-
pflichtungen gemäss den Umwelt-, Sozial- und Arbeitsgesetzen und -regelungen zu 
gewährleisten, einschliesslich derjenigen in Kapitel 9 (Handel und nachhaltige Ent-
wicklung). 

Art. 7.4 Erleichterung der Teilnahme von kleinen und mittleren 
Unternehmen 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, welch wichtigen Beitrag die kleinen und mittle-
ren Unternehmen (KMU) zum Wirtschaftswachstum und zur Beschäftigung leisten 
und wie wichtig die Erleichterung ihrer Teilnahme an öffentlichen Beschaffungen ist. 

2.  Soweit verfügbar, liefert eine Vertragspartei auf Ersuchen einer anderen Vertrags-
partei Informationen zu den Massnahmen, mit denen sie die Teilnahme von KMU an 
öffentlichen Beschaffungen fördert, unterstützt und erleichtert. 

3.  Um die Teilnahme von KMU an öffentlichen Beschaffungen zu erleichtern, wird 
jede Vertragspartei soweit möglich und angebracht: 

(a) Informationen und bewährte Verfahren zur Teilnahme von KMU an öffentli-
chen Beschaffungen teilen; 

(b) alle Ausschreibungsunterlagen kostenlos zur Verfügung stellen; und 

(c) Massnahmen zur Erleichterung der Teilnahme von KMU an öffentlichen 
Beschaffungen durchführen. 

Art. 7.5 Weitere Verhandlungen 

Gewährt eine Vertragspartei nach dem Inkrafttreten dieses Abkommens einer Nicht-
vertragspartei zusätzliche Vorteile beim Zugang zu ihren öffentlichen Beschaffungs-
märkten, nimmt sie auf Ersuchen einer anderen Vertragspartei Verhandlungen mit 
dem Ziel auf, diese Vorteile auf der Grundlage der Gegenseitigkeit auf diese andere 
Vertragspartei auszudehnen. 



 

 

 
Kapitel 8: Wettbewerb 

Art. 8.1 Wettbewerbsregeln 

1.  Folgende Unternehmenspraktiken sind mit dem guten Funktionieren dieses Ab-
kommens unvereinbar, da sie den Handel zwischen den Vertragsparteien beeinträch-
tigen können: 

(a) Vereinbarungen zwischen Unternehmen, Beschlüsse von Unternehmensver-
einigungen und zwischen Unternehmen abgesprochene Verhaltensweisen, die 
eine Verhinderung, Einschränkung oder Verfälschung des Wettbewerbs be-
zwecken oder bewirken; und 

(b) der Missbrauch einer marktbeherrschenden Stellung im gesamten Hoheitsge-
biet einer Vertragspartei oder in einem erheblichen Teil davon durch ein ein-
zelnes oder mehrere Unternehmen. 

2.   Absatz 1 gilt auch für Tätigkeiten von staatlichen Unternehmen und für Unterneh-
men, denen die Vertragsparteien besondere oder ausschliessliche Rechte einräumen, 
sofern die Anwendung dieser Bestimmungen die Erfüllung der ihnen übertragenen 
öffentlichen Aufgaben weder de jure noch de facto behindern. 

3.  Dieses Kapitel lässt die Autonomie jeder Vertragspartei unberührt, ihre Wettbe-
werbsgesetze und -regelungen weiterzuentwickeln, beizubehalten und durchzusetzen. 

4.  Dieser Artikel ist nicht so auszulegen, als entstünden Unternehmen daraus direkte 
Verpflichtungen. 

Art. 8.2 Zusammenarbeit 

1.  Die Vertragsparteien arbeiten in ihrem Umgang mit wettbewerbswidrigen Prakti-
ken nach Artikel 8.1 Absatz 1 (Wettbewerbsregeln) zusammen und konsultieren sich 
mit dem Ziel, solche Praktiken oder deren negative Auswirkungen auf den Handel zu 
beenden. 

2.  Die Zusammenarbeit kann den Austausch sachdienlicher Informationen umfassen, 
die den Vertragsparteien vorliegen. Keine Vertragspartei ist verpflichtet, Informatio-
nen offenzulegen, die nach ihren innerstaatlichen Gesetzen und Regelungen vertrau-
lich sind. 

Art. 8.3 Konsultationen 

1.  Beeinträchtigt nach Ansicht einer Vertragspartei eine bestimmte Praktik den Han-
del weiterhin im Sinne von Artikel 8.1 Absatz 1 (Wettbewerbsregeln), so kann sie 
nach der Zusammenarbeit oder den Konsultationen nach Artikel 8.2 (Zusammenar-
beit) um Konsultationen im gemischten Ausschuss ersuchen. 

2.  Die beteiligten Vertragsparteien unterstützen den gemischten Ausschuss mit allen 
Mitteln und verfügbaren Information, um die Angelegenheit zu untersuchen und die 
beanstandete Praktik gegebenenfalls zu unterbinden. 



 

3.  Der gemischte Ausschuss prüft innerhalb von 60 Tagen nach Erhalt des Ersuchens 
die eingegangenen Informationen, um eine für beide Seiten annehmbare Lösung der 
Angelegenheit zu ermöglichen. 

Art. 8.4 Streitbeilegung 

Keine Vertragspartei darf für unter dieses Kapitel fallende Angelegenheiten die Streit-
beilegung nach Kapitel 11 (Streitbeilegung) in Anspruch nehmen.  
Kapitel 9: Handel und nachhaltige Entwicklung 

Art. 9.1 Hintergrund und Ziele 

1.  Die Vertragsparteien erinnern an die Erklärung von Stockholm über die Umwelt 
des Menschen von 1972, die Rio-Erklärung über Umwelt und Entwicklung von 1992, 
die Agenda 21 für Umwelt und Entwicklung von 1992, den Aktionsplan von Johan-
nesburg für nachhaltige Entwicklung von 2002, die Erklärung der IAO über grundle-
gende Prinzipien und Rechte bei der Arbeit (1998) in der geänderten Fassung 
von 2022, die Ministererklärung des Wirtschafts- und Sozialrates der Vereinten Nati-
onen zu Vollbeschäftigung und menschenwürdiger Arbeit von 2006, die Erklärung 
der IAO über soziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung (2008) in der geän-
derten Fassung von 2022, die Jahrhunderterklärung der IAO für die Zukunft der 
Arbeit von 2019, das Rio+20-Ergebnisdokument «Die Zukunft, die wir wollen» 
von 2012 und die Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen 
von 2015. 

2.  Die Vertragsparteien fördern eine nachhaltige Entwicklung, die die Wirtschafts-
entwicklung, die soziale Entwicklung und den Umweltschutz umfasst, wobei alle drei 
Elemente voneinander abhängig sind und sich gegenseitig verstärken. Sie betonen 
den Nutzen der Zusammenarbeit in handels- und investitionsbezogenen Arbeits- und 
Umweltfragen als Teil eines umfassenden Ansatzes zu Handel und nachhaltiger Ent-
wicklung. 

3.  Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Entwicklung des internationalen Han-
dels und der Investitionen sowie ihre präferenziellen Wirtschaftsbeziehungen in einer 
Weise zu fördern, die allen zugutekommt und zur nachhaltigen Entwicklung beiträgt. 

Art. 9.2 Recht auf Regulierungstätigkeit und Schutzniveaus 

1.  In Anerkennung des Rechts jeder Vertragspartei, unter Vorbehalt der Bestimmun-
gen dieses Abkommens, ihr eigenes Arbeitsschutz- und Umweltschutzniveau zu be-
stimmen und ihre massgebenden Gesetze, Politiken und Praktiken entsprechend fest-
zulegen oder zu ändern, ist jede Vertragspartei bestrebt, sicherzustellen, dass ihre 
Gesetze, Politiken und Praktiken ein hohes Arbeitsschutz- und Umweltschutzniveau 
vorsehen und fördern, das mit den in diesem Kapitel erwähnten Normen, Grundsätzen 
und Übereinkommen im Einklang steht. Jede Vertragspartei bemüht sich, das in die-
sen Gesetzen, Politiken und Praktiken vorgesehene Schutzniveau weiter zu verbes-
sern. 



 

 

2.  Bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Massnahmen, die im Zusammenhang 
mit Umwelt- und Arbeitsbedingungen stehen und Auswirkungen auf den Handel und 
die Investitionen zwischen den Vertragsparteien haben, berücksichtigen die Vertrags-
parteien die verfügbaren wissenschaftlichen, technischen und weiteren Informationen 
sowie die einschlägigen internationalen Normen, Richtlinien und Empfehlungen. 

Art. 9.3 Aufrechterhaltung der Schutzniveaus bei der Anwendung und 
Durchsetzung von Gesetzen, Regelungen und Normen 

1.  Keine Vertragspartei unterlässt es, ihre Gesetze, Regelungen und Normen im Be-
reich Umwelt und Arbeit wirksam durchzusetzen, wenn der Handel oder die Investi-
tionen zwischen den Vertragsparteien davon betroffen sind. 

2.  Keine Vertragspartei darf das in ihren Gesetzen, Regelungen oder Standards vor-
gesehene Umweltschutz- oder Arbeitsschutzniveau allein zur Erreichung eines Wett-
bewerbsvorteils zugunsten von in dieser Vertragspartei tätigen Herstellern oder 
Dienstleistungserbringern oder zur sonstigen Förderung des Handels oder von Inves-
titionen abschwächen oder senken. 

3.  Keine Vertragspartei darf auf solche Gesetze, Regelungen oder Normen verzichten 
oder sonst von ihnen abweichen oder einen solchen Verzicht oder eine solche Abwei-
chung anbieten, um Investitionen aus einer anderen Vertragspartei zu fördern oder 
einen Wettbewerbsvorteil von in dieser Vertragspartei tätigen Herstellern oder Dienst-
leistungserbringern zu erreichen. 

Art. 9.4 Internationale Arbeitsnormen und Arbeitsübereinkommen 

1.  Die Vertragsparteien verpflichten sich, die Entwicklung des internationalen Han-
dels und der Investitionen in einer Weise zu fördern, die der produktiven Vollbeschäf-
tigung und menschenwürdigen Arbeit für alle förderlich ist. 

2.  Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft bei der IAO erge-
bende Verpflichtung, die Grundsätze betreffend die grundlegenden Rechte einzuhal-
ten, zu fördern und zu verwirklichen, die in der Erklärung der IAO über grundlegende 
Prinzipien und Rechte bei der Arbeit (1998) in der geänderten Fassung von 2022 ent-
halten sind, nämlich: 

(a) die Vereinigungsfreiheit und die effektive Anerkennung des Rechts zu Kol-
lektivverhandlungen; 

(b) die Beseitigung aller Formen von Zwangs- oder Pflichtarbeit; 

(c) die effektive Abschaffung der Kinderarbeit; 

(d) die Beseitigung der Diskriminierung in Beschäftigung und Beruf; und 

(e) ein sicheres und gesundes Arbeitsumfeld. 

3.  Die Vertragsparteien erinnern an die sich aus der Mitgliedschaft bei der IAO erge-
bende Verpflichtung, die von ihnen ratifizierten IAO-Übereinkommen wirksam 
umzusetzen und sich beständig und nachhaltig um die Ratifikation der Kernüberein-
kommen der IAO sowie der dazugehörigen Protokolle, der ordnungspolitischen Über-
einkommen sowie von weiteren von der IAO als «up-to-date» qualifizierten Überein-
kommen zu bemühen. 



 

4.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der strategischen Ziele der 
Agenda für menschenwürdige Arbeit der IAO, die in der Erklärung über soziale 
Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung (2008) in der geänderten Fassung von 2022 
(nachfolgend als «IAO-Erklärung über soziale Gerechtigkeit für eine faire Globalisie-
rung» bezeichnet) enthalten sind. 

5.  Die Vertragsparteien verpflichten sich: 

(a) die grundlegenden Prinzipien und Rechte bei der Arbeit einzuhalten, zu 
fördern und zu verwirklichen; 

(b) Massnahmen für den sozialen Schutz und für menschenwürdige Arbeitsbe-
dingungen für alle zu entwickeln und zu stärken, unter anderem mit Blick auf 
soziale Sicherheit, Sicherheit und Gesundheit am Arbeitsplatz, Löhne und 
Einkommen, Arbeitszeiten und weitere Arbeitsbedingungen; 

(c) den sozialen Dialog und den Tripartismus zu fördern; und 

(d) ein gut funktionierendes Arbeitsaufsichtssystem aufzubauen und beizubehal-
ten. 

6.  Jede Vertragspartei stellt sicher, dass Verwaltungs- und Gerichtsverfahren zugäng-
lich und verfügbar sind, um ein wirksames Vorgehen gegen Verstösse gegen die in 
diesem Kapitel erwähnten Arbeitsrechte zu erlauben. 

7.  Die Vertragsparteien bekräftigen, dass – wie in der IAO-Erklärung über soziale 
Gerechtigkeit für eine faire Globalisierung ausgeführt – die Verletzung von grundle-
genden Prinzipien und Rechten bei der Arbeit nicht als legitimer Wettbewerbsvorteil 
geltend gemacht oder zu diesem Zweck genutzt werden darf und dass Arbeitsnormen 
nicht für handelsprotektionistische Zwecke verwendet werden dürfen. 

Art. 9.5 Inklusive Wirtschaftsentwicklung und Chancengleichheit für alle 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, wie wichtig es ist, bei der Förderung einer 
inklusiven Wirtschaftsentwicklung eine Geschlechterperspektive einzubeziehen, und 
dass geschlechtergerechte Politiken ein zentrales Element sind, um die Beteiligung 
aller an der Wirtschaft und am internationalen Handel zu fördern und so ein nachhal-
tiges Wirtschaftswachstum zu erreichen. 

2.  Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Verpflichtung, in ihren Gesetzen, Politiken 
und Praktiken die internationalen Übereinkommen zur Gleichstellung der Geschlech-
ter und zur Nichtdiskriminierung, bei denen sie Vertragspartei sind, umzusetzen. 

Art. 9.6 Multilaterale Umweltübereinkommen und internationale 
Umweltgouvernanz 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung der multilateralen Umweltüber-
einkommen und der internationalen Umweltgouvernanz als Antwort der internationa-
len Gemeinschaft auf globale oder regionale ökologische Herausforderungen und 
betonen die Notwendigkeit, die gegenseitige Unterstützung zwischen Handels- und 
Umweltpolitiken zu fördern. 

2.  Die Vertragsparteien bekräftigen ihre Verpflichtung, die multilateralen Umwelt-
übereinkommen, bei denen sie Vertragspartei sind, in ihren Gesetzen, Politiken und 
Praktiken wirksam umzusetzen sowie die Umweltprinzipien zu befolgen, die in den 



 

 

im Artikel 9.1 (Hintergrund und Ziele) genannten internationalen Instrumenten ent-
halten sind. 

Art. 9.7 Nachhaltige Waldbewirtschaftung und damit verbundener Handel 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, wie wichtig es ist, den Erhalt und die nachhaltige 
Bewirtschaftung von Wäldern und damit verbundenen Ökosystemen sicherzustellen 
mit dem Ziel, die Treibhausgasemissionen und den Verlust der Artenvielfalt zu redu-
zieren, die durch die Entwaldung und die Waldschädigung verursacht werden, ein-
schliesslich durch Landnutzung und Landnutzungsänderung für Landwirtschafts- und 
Bergbautätigkeiten. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) die wirksame Rechtsdurchsetzung und Politikgestaltung im Forstsektor si-
cherzustellen; 

(b) den Handel mit Erzeugnissen aus nachhaltig bewirtschafteten Wäldern und 
damit verbundenen Ökosystemen zu fördern; 

(c) Massnahmen gegen die illegale Abholzung umzusetzen und die Entwicklung 
und Verwendung von Instrumenten zur Sicherung der Legalität von Holz zu 
fördern, um zu gewährleisten, dass nur legal geschlagenes Holz zwischen den 
Vertragsparteien gehandelt wird; 

(d) die wirksame Anwendung des Übereinkommens über den internationalen 
Handel mit gefährdeten Arten frei lebender Tiere und Pflanzen (CITES) ins-
besondere im Hinblick auf die Holzarten zu fördern; und 

(e) sofern angebracht bei Angelegenheiten im Zusammenhang mit dem Erhalt 
und der nachhaltigen Bewirtschaftung von Wäldern, Mangroven und Torf-
mooren gegebenenfalls durch bestehende bilaterale Vereinbarungen sowie in 
den massgebenden multilateralen Foren, denen sie angehören, zusammenzu-
arbeiten, insbesondere im Rahmen der durch das Pariser Klimaübereinkom-
men unterstützten gemeinsamen Initiative der Vereinten Nationen zur Verrin-
gerung von Emissionen aus Entwaldung und Waldschädigung (REDD+). 

Art. 9.8 Handel und Klimawandel 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, wie wichtig es ist, die Ziele des Rahmenüberein-
kommens der Vereinten Nationen über Klimaänderungen (UNFCCC) und des Pariser 
Klimaübereinkommens zu verfolgen, um die dringende Bedrohung durch den Klima-
wandel anzugehen, sowie die Rolle des Handels und der Investitionen beim Verfolgen 
dieser Ziele. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) das UNFCCC und das Pariser Klimaübereinkommen wirksam umzusetzen; 

(b) den Beitrag des Handels und der Investitionen im Hinblick auf den Übergang 
zu einer kohlenstoffarmen Wirtschaft und einer klimaresistenten Entwicklung 
zu fördern; und 



 

(c) bei handelsbezogenen Aspekten des Klimawandels sofern angebracht bilate-
ral, regional und in internationalen Foren zusammenzuarbeiten. 

Art. 9.9 Handel und Artenvielfalt 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung des Erhalts und der nachhaltigen 
Nutzung der Artenvielfalt und die Rolle des Handels beim Verfolgen dieser Ziele. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) die Aufnahme von Tier- und Pflanzenarten in die Appendizes des CITES zu 
fördern, wenn eine Art vom Aussterben bedroht ist oder bedroht sein könnte; 

(b) wirksame Massnahmen zur Bekämpfung der grenzüberschreitenden organi-
sierten Wildtierkriminalität entlang der gesamten Wertschöpfungskette um-
zusetzen, einschliesslich in Bezug auf Nichtvertragsparteien; 

(c) die Bemühungen zu verstärken, um die Einschleppung und Verbreitung inva-
siver gebietsfremder Arten im Zusammenhang mit Handelstätigkeiten zu ver-
hindern oder zu kontrollieren; und 

(d) sofern angebracht bei Fragen betreffend den Handel sowie den Erhalt und die 
nachhaltige Nutzung der Artenvielfalt, einschliesslich bei Initiativen zur 
Reduktion der Nachfrage nach illegalen Wildtierprodukten, zusammenzuar-
beiten. 

Art. 9.10 Handel und nachhaltige Bewirtschaftung von Fischerei sowie 
Aquakultur 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen, wie wichtig es ist, den Erhalt und die nachhaltige 
Bewirtschaftung lebender Meeresressourcen und mariner Ökosysteme sicherzustellen 
sowie die Rolle des Handels beim Verfolgen dieser Ziele. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) umfassende, wirksame und transparente Politiken und Massnahmen zur 
Bekämpfung der illegalen, nicht gemeldeten und unregulierten (nachfolgend 
als «IUU» bezeichnet) Fischerei umzusetzen und den Ausschluss von 
IUU-Produkten von den Handelsströmen anzustreben; 

(b) die Verwendung von einschlägigen internationalen Richtlinien und Überein-
kommen zu fördern, einschliesslich der Freiwilligen Leitlinien der Ernäh-
rungs- und Landwirtschaftsorganisation der Vereinten Nationen (FAO) zur 
Fangdokumentationsregelung (Voluntary Guidelines for Catch Documenta-
tion Schemes); 

(c) bilateral und in den massgebenden internationalen Foren bei der Bekämpfung 
der IUU-Fischerei zusammenzuarbeiten, indem unter anderem der Informati-
onsaustausch über IUU-Fischereiaktivitäten erleichtert wird; 

(d) die Ziele der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung in Bezug auf 
Fischereisubventionen zu erfüllen, einschliesslich durch das Verbot gewisser 
Formen von Fischereisubventionen, die zu Überfischung und Überkapazi-
täten beitragen, und durch die Abschaffung von Subventionen, die zu 
IUU-Fischerei beitragen; und 



 

 

(e) die Entwicklung einer nachhaltigen und verantwortungsvollen Aquakultur zu 
fördern. 

Art. 9.11 Handel und nachhaltige Landwirtschaft sowie Ernährungssysteme 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die Bedeutung einer nachhaltigen Landwirtschaft 
sowie nachhaltiger Ernährungssysteme und die Rolle des Handels zur Erreichung die-
ses Ziels. Die Vertragsparteien bekräftigen ihre gemeinsame Verpflichtung, die 
Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung und deren Ziele für nachhaltige Entwick-
lung zu erfüllen. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) die Nachhaltigkeit in der Landwirtschaft und beim damit verbundenen Handel 
zu fördern; 

(b) nachhaltige Ernährungssysteme zu fördern; und 

(c) sofern angebracht bei Fragen betreffend den Handel und nachhaltige Land-
wirtschaft sowie Ernährungssysteme zusammenzuarbeiten, insbesondere 
durch den Austausch von Informationen, Erfahrungen und bewährten Prakti-
ken, durch den Dialog zu den jeweiligen Prioritäten und durch die Berichter-
stattung zu Fortschritten im Hinblick auf nachhaltige Landwirtschaft und Er-
nährungssysteme. 

Art. 9.12 Förderung eines nachhaltigen Handels und nachhaltiger 
Investitionen 

1.  Die Vertragsparteien anerkennen die bedeutende Rolle von Handel und Investitio-
nen bei der Förderung einer nachhaltigen Entwicklung in all ihren Dimensionen. 

2.  Gemäss Absatz 1 verpflichten sich die Vertragsparteien: 

(a) ausländische Investitionen in, den Handel mit und die Verbreitung von Waren 
und Dienstleistungen zu fördern und zu erleichtern, die zu einer nachhaltigen 
Entwicklung beitragen, einschliesslich solcher, die im Rahmen von Program-
men für fairen und ethischen Handel angeboten werden; 

(b) die Entwicklung und Verwendung von Programmen für die Nachhaltigkeits-
zertifizierung zu fördern, die die Transparenz und Verfolgbarkeit entlang der 
gesamten Lieferkette erhöhen; 

(c) nichttarifäre Hemmnisse für den Handel mit Waren und Dienstleistungen an-
zugehen, die zu einer nachhaltigen Entwicklung beitragen; 

(d) den Beitrag von Handel und Investitionen zu einer ressourceneffizienten 
Kreislaufwirtschaft zu fördern; 

(e) nachhaltige Beschaffungspraktiken zu fördern; und 

(f) die Zusammenarbeit zwischen Unternehmen bezüglich Waren, Dienstleistun-
gen und Technologien, die einen Beitrag zu einer nachhaltigen Entwicklung 
leisten, zu fördern. 



 

Art. 9.13 Verantwortungsvolles unternehmerisches Handeln 

Die Vertragsparteien verpflichten sich, ein verantwortungsvolles unternehmerisches 
Handeln zu fördern, einschliesslich durch die Unterstützung massgeblicher Praktiken 
wie ein verantwortungsvolles Lieferkettenmanagement durch die Unternehmen. In 
dieser Hinsicht bestätigen die Vertragsparteien die Bedeutung von international aner-
kannten Grundsätzen und Richtlinien, wie den OECD-Leitsätzen für multinationale 
Unternehmen, der Dreigliedrigen Grundsatzerklärung über multinationale Unterneh-
men und Sozialpolitik der IAO, des UN Global Compact und den UNO-Leitprinzipien 
für Wirtschaft und Menschenrechte. 

Art. 9.14 Zusammenarbeit 

1.  Die Vertragsparteien sind bestrebt, ihre Zusammenarbeit hinsichtlich der in diesem 
Kapitel erwähnten handels- und investitionsbezogenen Arbeits- und Umweltfragen 
von gegenseitigem Interesse bilateral sowie in den internationalen Foren, denen sie 
angehören, zu verstärken. 

2.  Jede Vertragspartei kann gegebenenfalls Sozialpartner oder andere massgebliche 
Interessengruppen dazu einladen, bei der Identifikation möglicher Bereiche für die 
Zusammenarbeit mitzuwirken. 

Art. 9.15 Umsetzung und Konsultationen 

1.  Die Vertragsparteien bezeichnen die Kontaktstellen für die Zwecke dieses Kapi-
tels. 

2.  Eine Vertragspartei kann über die Kontaktstellen nach Absatz 1 zu allen Angele-
genheiten, die sich aus diesem Kapitel ergeben, um Konsultationen mit einer anderen 
Vertragspartei ersuchen. Die Konsultationen finden im gemischten Ausschuss statt. 
Die betroffenen Vertragsparteien unternehmen jegliche Anstrengung, um zu einer für 
beide Seiten zufriedenstellenden Lösung der Angelegenheit zu gelangen. Sie können 
sich durch massgebliche Organisationen, Stellen oder Fachleute beraten lassen. 

3.  Die Vertragsparteien können auf die Artikel 11.2 (Gute Dienste, Vergleich oder 
Vermittlung) und 11.3 (Konsultationen) von Kapitel 11 (Streitbeilegung) zurückgrei-
fen. 

4.  Die Vertragsparteien können für unter dieses Kapitel fallende Angelegenheiten 
nicht das Schiedsverfahren nach Kapitel 11 (Streitbeilegung) in Anspruch nehmen. 

5.  Die Vertragsparteien bieten ihren Interessengruppen die Möglichkeit, Stellungnah-
men und Empfehlungen zur Umsetzung dieses Kapitels abzugeben. 

Art. 9.16 Expertenpanel 

1.  Falls es den betroffenen Vertragsparteien nicht gelingt, durch Konsultationen nach 
Artikel 11.3 (Konsultationen) bei einer sich aus diesem Kapitel ergebenden Angele-
genheit zu einer für beide Seiten zufriedenstellenden Lösung zu gelangen, kann eine 
betroffene Vertragspartei die Einsetzung eines Expertenpanels beantragen. Ist in die-
sem Artikel nichts anderes vorgesehen, finden die Artikel 11.4 (Einsetzung eines 
Schiedsgerichts) und 11.5 (Verfahren des Schiedsgerichts) mutatis mutandis Anwen-
dung.  



 

 

2.  Die Mitglieder des Panels müssen einschlägige Expertise aufweisen, einschliess-
lich in internationalem Handelsrecht und internationalem Arbeitsrecht oder Umwelt-
recht. Sie müssen unabhängig sein, in persönlicher Eigenschaft handeln und dürfen 
weder in Bezug auf Fragen im Zusammenhang mit der Streitigkeit Anweisungen von 
irgendeiner Organisation oder Regierung entgegennehmen noch der Regierung einer 
Vertragspartei nahestehen. 

3.  Das Expertenpanel sollte Informationen oder Ratschläge von einschlägigen inter-
nationalen Organisationen oder Stellen einholen. Alle erhaltenen Informationen sind 
den betroffenen Vertragsparteien zur Stellungnahme zu unterbreiten. 

4.  Das Expertenpanel legt innerhalb von höchstens 90 Tagen nach dem Zeitpunkt 
seiner Einsetzung den betroffenen Vertragsparteien einen ersten Bericht mit seinen 
Feststellungen und Empfehlungen vor. Eine betroffene Vertragspartei kann dem Ex-
pertenpanel innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des Berichts schriftlich eine Stellung-
nahme dazu abgeben. Nach der Prüfung allfälliger schriftlicher Stellungnahmen kann 
das Expertenpanel den ersten Bericht ändern und für zweckdienlich erachtete weitere 
Abklärungen treffen. Das Expertenpanel legt den betroffenen Vertragsparteien inner-
halb von 30 Tagen nach Erhalt des ersten Berichts einen Schlussbericht vor. Der 
Schlussbericht wird veröffentlicht. 

5.  Die betroffenen Vertragsparteien besprechen geeignete Massnahmen zur Umset-
zung des Schlussberichts des Expertenpanels. Diese Massnahmen werden den ande-
ren Vertragsparteien innerhalb von drei Monaten nach der Vorlage des Schlussbe-
richts mitgeteilt und durch den gemischten Ausschuss überwacht. 

6.   Die betroffenen Vertragsparteien können alle Fristen, die für die Zwecke dieses 
Artikels dienen, in gegenseitigem Einvernehmen ändern. 

7.  Ist ein Expertenpanel der Ansicht, es könne eine Frist, die ihm zum Zwecke dieses 
Artikels auferlegt wird, nicht einhalten, so setzt es die betroffenen Vertragsparteien 
schriftlich davon in Kenntnis und gibt eine Schätzung der zusätzlich erforderlichen 
Zeit ab. Die zusätzlich erforderliche Zeit sollte 30 Tage nicht überschreiten. 

8.  Die Kosten des Expertenpanels werden von den betroffenen Vertragsparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Jede betroffene Vertragspartei trägt ihre eigenen Rechts- 
und anderen Kosten im Zusammenhang mit dem Expertenpanel selbst. Unter Berück-
sichtigung der jeweiligen Umstände der Angelegenheit kann das Expertenpanel eine 
andere Kostenaufteilung beschliessen. 

9.  Ergibt sich eine verfahrenstechnische Frage, kann das Expertenpanel nach Konsul-
tation mit den betroffenen Vertragsparteien ein geeignetes Verfahren beschliessen. 

Art. 9.17 Überprüfung 

Dieses Kapitel wird im Rahmen des gemischten Ausschusses regelmässig überprüft, 
wobei die jeweiligen partizipativen Prozesse und Institutionen der Vertragsparteien 
berücksichtigt werden. Die Vertragsparteien erörtern den bei der Verfolgung der Ziele 
dieses Kapitels erreichten Fortschritt und tragen entsprechenden internationalen Ent-
wicklungen Rechnung, um Bereiche zu ermitteln, in denen weitere Massnahmen zur 
Erreichung dieser Ziele beitragen könnten.  



 

Kapitel 10: Institutionelle Bestimmungen 

Art. 10.1 Gemischter Ausschuss 

1.  Die Vertragsparteien setzen hiermit den Gemischten Ausschuss EFTA − Republik 
Moldau (nachfolgend als «gemischter Ausschuss» bezeichnet) ein, der aus Vertrete-
rinnen und Vertretern jeder Vertragspartei besteht. 

2.  Der gemischte Ausschuss: 

(a) beaufsichtigt und überprüft die Durchführung dieses Abkommens; 

(b) überprüft die Möglichkeit der weiteren Beseitigung von Handelshemmnissen 
und anderen Massnahmen, die den Handel zwischen den Vertragsparteien ein-
schränken; 

(c) verfolgt die weitere Entwicklung dieses Abkommens; 

(d) beaufsichtigt die Arbeit aller nach diesem Abkommen eingesetzten Unteraus-
schüsse und Arbeitsgruppen; 

(e) bemüht sich um die Beilegung von Streitigkeiten in Bezug auf die Auslegung 
oder Anwendung dieses Abkommens; und 

(f) prüft jede andere Angelegenheit, die das Funktionieren dieses Abkommens 
berühren kann. 

3.  Der gemischte Ausschuss kann die Einsetzung von Unterausschüssen und Arbeits-
gruppen beschliessen, die ihn bei der Erfüllung seiner Aufgaben unterstützen. Vor-
behältlich abweichender Bestimmungen in diesem Abkommen arbeiten Unter-
ausschüsse und Arbeitsgruppen gemäss dem vom gemischten Ausschuss erteilten 
Auftrag. 

4.  Der gemischte Ausschuss kann wie in diesem Abkommen vorgesehen Beschlüsse 
fassen. Zu anderen Angelegenheiten kann der gemischte Ausschuss Empfehlungen 
abgeben. 

5.  Der gemischte Ausschuss kann: 

(a) Änderungen dieses Abkommens prüfen und den Vertragsparteien empfehlen; 
und 

(b) Änderungen der Anhänge oder Appendizes dieses Abkommens beschliessen. 

6.  Der gemischte Ausschuss fasst Beschlüsse und formuliert Empfehlungen im ge-
genseitigen Einvernehmen. Der gemischte Ausschuss kann zu Fragen, die ausschliess-
lich einen der oder mehrere EFTA-Staaten auf der einen Seite und die Republik Mol-
dau auf der anderen Seite betreffen, Beschlüsse fassen und Empfehlungen abgeben. 
Lediglich die betroffenen Vertragsparteien müssen eine einvernehmliche Einigung er-
zielen und der Beschluss oder die Empfehlung finden ausschliesslich auf diese Ver-
tragsparteien Anwendung. 

7.  Hat eine Vertreterin oder ein Vertreter einer Vertragspartei im gemischten Aus-
schuss einen Beschluss unter dem Vorbehalt der Erfüllung innerstaatlicher Rechtsbe-
stimmungen angenommen, so tritt der Beschluss zum Zeitpunkt in Kraft, zu dem die 
letzte Vertragspartei dem Depositar die Erfüllung ihrer innerstaatlichen Bestimmun-
gen notifiziert, sofern nichts anderes vereinbart wurde. Der gemischte Ausschuss kann 



 

 

beschliessen, dass der Beschluss für diejenigen Vertragsparteien in Kraft tritt, die dem 
Depositar die Erfüllung ihrer innerstaatlichen Bestimmungen notifiziert haben, sofern 
die Republik Moldau eine dieser Vertragsparteien ist. 

8.  Der gemischte Ausschuss kommt innerhalb eines Jahres nach Inkrafttreten dieses 
Abkommens zusammen. Danach kommt er bei Bedarf, in der Regel aber alle zwei 
Jahre zusammen. Seine Treffen werden von einem EFTA-Staat und der Republik 
Moldau gemeinsam präsidiert. 

9.  Jede Vertragspartei kann jederzeit mittels schriftlicher Mitteilung an die anderen 
Vertragsparteien um die Abhaltung eines ausserordentlichen Treffens des gemischten 
Ausschusses ersuchen. Ein solches Treffen findet innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt 
des Ersuchens statt, sofern die Vertragsparteien nichts anderes vereinbaren. 

10.  Der gemischte Ausschuss gibt sich eine Geschäftsordnung.  
Kapitel 11: Streitbeilegung 

Art. 11.1 Anwendungs- und Geltungsbereich 

1.  Dieses Kapitel findet Anwendung auf die Beilegung aller Streitigkeiten im Zusam-
menhang mit der Auslegung oder Anwendung dieses Abkommens. 

2.  Streitigkeiten in derselben Angelegenheit, die sich nach diesem Abkommen und 
dem WTO-Abkommen ergeben, können nach freier Wahl der beschwerdeführenden 
Vertragspartei10 im einen oder anderen Forum beigelegt werden. Die Wahl des einen 
Forums schliesst die Benützung des anderen Forums aus. 

3.  Für die Zwecke von Absatz 2 gelten Streitbeilegungsverfahren nach dem WTO-
Abkommen als gewählt, sobald eine Vertragspartei die Einsetzung einer Sonder-
gruppe nach Artikel 6 der WTO-Vereinbarung über Regeln und Verfahren für die 
Streitbeilegung beantragt, während Streitbeilegungsverfahren nach diesem Abkom-
men mit dem Antrag auf Schiedsverfahren nach Artikel 11.4 Absatz 1 (Einsetzung 
eines Schiedsgerichts) als gewählt gelten. 

4.  Bevor eine Vertragspartei ein Streitbeilegungsverfahren nach dem WTO-
Abkommen gegen eine andere Vertragspartei einleitet, benachrichtigt sie alle anderen 
Vertragsparteien über ihre Absicht. 

Art. 11.2 Gute Dienste, Vergleich oder Vermittlung 

1.  Gute Dienste, Vergleich und Vermittlung sind Verfahren, die freiwillig angewen-
det werden, wenn die Streitparteien sich darauf einigen. Sie können jederzeit beginnen 
und auf Ersuchen einer Streitpartei beendet werden. Sie können während laufenden 
Verfahren eines Schiedsgerichts, das in Übereinstimmung mit diesem Kapitel einge-
setzt wurde, weitergeführt werden. 

  

10 Für die Zwecke dieses Kapitels können die Begriffe «Vertragspartei», «Streitpartei», 
«beschwerdeführende Vertragspartei» und «Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt 
wird» eine oder mehrere Vertragsparteien bezeichnen. 



 

2.  Verfahren, in denen gute Dienste, Vergleich oder Vermittlung zum Tragen kom-
men, sind vertraulich und lassen die Rechte der Streitparteien in allen anderen Ver-
fahren unberührt. 

Art. 11.3 Konsultationen 

1.  Die Vertragsparteien bemühen sich stets um eine einvernehmliche Auslegung und 
Anwendung dieses Abkommens und unternehmen durch Zusammenarbeit und Kon-
sultationen jeden Versuch, um eine für beide Seiten zufriedenstellende Lösung aller 
in Übereinstimmung mit diesem Artikel vorgebrachten Angelegenheiten zu erreichen. 

2.  Ist eine Vertragspartei der Ansicht, eine Massnahme sei mit diesem Abkommen 
unvereinbar, so kann sie schriftlich um Konsultationen mit einer anderen Vertrags-
partei ersuchen. Die Vertragspartei, die um Konsultationen ersucht, unterrichtet 
gleichzeitig die anderen Vertragsparteien schriftlich über das Ersuchen. Die Vertrags-
partei, an die sich das Ersuchen richtet, antwortet innerhalb von zehn Tagen nach des-
sen Erhalt. Konsultationen finden im gemischten Ausschuss statt, sofern die Vertrags-
partei, die das Konsultationsersuchen stellt, und die Vertragspartei, die das Ersuchen 
erhält, nichts anderes vereinbaren. 

3.  Konsultationen beginnen innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Ersuchens um 
Konsultationen. Konsultationen in dringlichen Angelegenheiten, einschliesslich bei 
verderblichen Waren, beginnen innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt des Konsulta-
tionsersuchens. Antwortet die Vertragspartei, an die das Ersuchen gerichtet ist, nicht 
innerhalb von zehn Tagen oder tritt sie nicht innerhalb von 30 Tagen oder in dringli-
chen Angelegenheiten innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt des Ersuchens in Konsul-
tationen ein, so kann die ersuchende Vertragspartei die Einsetzung eines Schiedsge-
richts in Übereinstimmung mit Artikel 11.4 (Einsetzung eines Schiedsgerichts) 
verlangen. 

4.  Die Streitparteien erteilen ausreichend Auskunft, damit vollständig abgeklärt wer-
den kann, ob die Massnahme mit diesem Abkommen unvereinbar ist oder nicht, und 
behandeln alle während der Konsultationen ausgetauschten vertraulichen Informatio-
nen auf die gleiche Weise wie die Vertragspartei, die die Informationen bereitgestellt 
hat. 

5.  Die Konsultationen sind vertraulich und lassen die Rechte der Streitparteien in al-
len anderen Verfahren unberührt. 

6.  Die Streitparteien unterrichten die anderen Vertragsparteien über jede einvernehm-
liche Beilegung der Angelegenheit. 

Art. 11.4 Einsetzung eines Schiedsgerichts 

1.  Gelingt die Beilegung einer Streitigkeit im Rahmen der Konsultationen nach Arti-
kel 11.3 (Konsultationen) nicht innerhalb von 60 Tagen oder in dringlichen Angele-
genheiten, einschliesslich bei verderblichen Waren, innerhalb von 30 Tagen nach 
Erhalt des Konsultationsersuchens durch die Vertragspartei, gegen die Beschwerde 
geführt wird, so kann die beschwerdeführende Vertragspartei durch schriftlichen An-
trag an die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wird, die Einsetzung eines 
Schiedsgerichts beantragen. Eine Kopie des Antrags wird den übrigen Vertragspar-



 

 

teien zugestellt, damit sie entscheiden können, ob sie sich am Schiedsverfahren betei-
ligen wollen. 

2.  Der Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts enthält die Beschreibung der 
strittigen Massnahme sowie eine kurze Zusammenfassung der rechtlichen und tat-
sächlichen Grundlage für die Beschwerde. 

3.  Das Schiedsgericht besteht aus drei Mitgliedern, die mutatis mutandis in Überein-
stimmung mit den Regeln des Ständigen Schiedshofs (Permanent Court of Arbitra-
tion, PCA) von 2012 (nachfolgend als «PCA-Regeln 2012» bezeichnet) ernannt wer-
den. Als Zeitpunkt der Einsetzung des Schiedsgerichts gilt der Zeitpunkt, zu dem der 
oder die Vorsitzende ernannt wird. 

4.  Sofern die Streitparteien nicht innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt des Antrags auf 
Einsetzung eines Schiedsgerichts etwas anderes vereinbaren, lautet das Mandat des 
Schiedsgerichts wie folgt: 

«Im Lichte der einschlägigen Bestimmungen dieses Abkommens die im Schiedsge-
richtsantrag im Sinne von Artikel 11.4 (Einsetzung eines Schiedsgerichts) genannte 
Angelegenheit zu prüfen, mit Begründung versehene Rechts- und Tatsachenfeststel-
lungen zu treffen und allenfalls Empfehlungen für die Beilegung der Streitigkeit und 
die Umsetzung des Entscheids abzugeben.» 

5.  Beantragt in derselben Angelegenheit mehr als eine Vertragspartei die Einsetzung 
eines Schiedsgerichts oder betrifft der Antrag mehr als eine Vertragspartei, gegen die 
Beschwerde geführt wird, so wird zur Beurteilung von Beschwerden in derselben An-
gelegenheit nach Möglichkeit ein einziges Schiedsgericht eingesetzt. 

6.  Eine Vertragspartei, die nicht Streitpartei ist, kann mit schriftlicher Bekanntma-
chung an die Streitparteien dem Schiedsgericht schriftliche Eingaben unterbreiten, 
schriftliche Eingaben einschliesslich Anhänge der Streitparteien erhalten, den Anhö-
rungen beiwohnen und mündliche Stellungnahmen abgeben. 

7.  Nach Möglichkeit besteht das Schiedsgericht gemäss den Artikeln 11.8 (Umset-
zung des Schlussberichts des Gerichts) und 11.9 (Ausgleich und Aussetzung von Vor-
teilen) aus denselben Schiedsrichterinnen und Schiedsrichtern, die den Schlussbericht 
vorgelegt haben. Ist ein Mitglied des ursprünglichen Schiedsgerichts nicht verfügbar, 
so wird die Ernennung einer Ersatzrichterin oder eines Ersatzrichters in Übereinstim-
mung mit dem Auswahlverfahren für die ursprüngliche Schiedsrichterin oder den 
ursprünglichen Schiedsrichter durchgeführt. 

Art. 11.5 Verfahren des Schiedsgerichts 

1.  Sofern in diesem Abkommen nicht abweichend bestimmt oder von den Streitpar-
teien abweichend vereinbart, richtet sich das Verfahren des Schiedsgerichts mutatis 
mutandis nach den PCA-Regeln 2012. 

2.  Das Schiedsgericht prüft die ihm im Antrag auf Einsetzung eines Schiedsgerichts 
unterbreitete Angelegenheit im Lichte der einschlägigen Bestimmungen dieses Ab-
kommens, die in Übereinstimmung mit den Auslegungsregeln des Völkerrechts aus-
gelegt werden. 



 

3.  Alle Verhandlungen werden in englischer Sprache geführt. Die Anhörungen des 
Schiedsgerichts finden in Den Haag statt und sind öffentlich, sofern die Streitparteien 
nichts anderes vereinbaren. 

4.  Es darf keine einseitigen Kontakte zum Schiedsgericht zu Angelegenheiten geben, 
die diesem zur Beurteilung vorliegen. 

5.  Alle von einer Vertragspartei dem Schiedsgericht unterbreiteten Unterlagen und 
Informationen werden von dieser Vertragspartei zum gleichen Zeitpunkt auch der an-
deren Streitpartei übermittelt. Schriftliche Eingaben, Anträge, Mitteilungen oder an-
dere Unterlagen gelten als erhalten, wenn sie den Adressatinnen und Adressaten über 
diplomatische Kanäle übermittelt wurden. 

6.  Die Vertragsparteien behandeln Informationen als vertraulich, die eine andere Ver-
tragspartei dem Schiedsgericht unterbreitet und als vertraulich bezeichnet hat. 

7.  Entscheide des Schiedsgerichts werden durch Mehrheitsentscheid getroffen. Mit-
glieder können zu Angelegenheiten, in denen keine Einstimmigkeit erreicht wurde, 
getrennte Stellungnahmen abgeben. Das Schiedsgericht legt nicht offen, welche Mit-
glieder den Stand der Mehrheit oder Minderheit vertreten. 

Art. 11.6 Berichte des Schiedsgerichts 

1.  Das Schiedsgericht legt den Streitparteien innerhalb von höchstens 90 Tagen nach 
seiner Einsetzung einen ersten Bericht mit seinen Feststellungen und Entscheidungen 
vor. Eine Streitpartei kann dem Schiedsgericht dazu eine schriftliche Stellungnahme 
innerhalb von 14 Tagen nach Erhalt des ersten Berichts unterbreiten. Das Schiedsge-
richt legt den Streitparteien innerhalb von 30 Tagen, nachdem diese den ersten Bericht 
erhalten haben, einen Schlussbericht vor. 

2.  Der Schlussbericht sowie alle Berichte nach den Artikeln 11.8 (Umsetzung des 
Schlussberichts des Gerichts) und 11.9 (Ausgleich und Aussetzung von Vorteilen) 
werden den Vertragsparteien bekannt gemacht. Die Berichte werden veröffentlicht, 
sofern die Streitparteien nichts anderes beschliessen. 

3.  Jedes Urteil des Schiedsgerichts nach den Bestimmungen dieses Kapitels ist end-
gültig und für die Streitparteien bindend. 

Art. 11.7 Aussetzung oder Beendigung von Schiedsgerichtsverfahren 

1.  Einigen sich die Streitparteien darauf, so kann ein Schiedsgericht seine Arbeit 
jederzeit für eine Dauer von höchstens zwölf Monaten aussetzen. Wurde die Arbeit 
eines Schiedsgerichts für mehr als zwölf Monate ausgesetzt, so erlischt die Zustän-
digkeit des Schiedsgerichts zur Beurteilung der Streitigkeit, sofern die Streitparteien 
nichts anderes vereinbaren. 

2.  Eine beschwerdeführende Vertragspartei kann ihre Beschwerde jederzeit vor der 
Vorlage des ersten Berichts zurückziehen. Ein solcher Beschwerderückzug lässt das 
Recht dieser Vertragspartei unberührt, zu einem späteren Zeitpunkt in derselben 
Angelegenheit eine neue Beschwerde einzureichen. 

3.  Die Streitparteien können jederzeit übereinkommen, die Verfahren eines nach die-
sem Abkommen eingesetzten Schiedsgerichts mittels gemeinsamer schriftlicher No-
tifikation an die Vorsitzende oder den Vorsitzenden des Schiedsgerichts zu beenden. 



 

 

4.  Ein Schiedsgericht kann in jeder Phase des Verfahrens bis zur Vorlage des Schluss-
berichts vorschlagen, dass die Streitparteien versuchen sollen, die Streitigkeit gütlich 
beizulegen. 

Art. 11.8 Umsetzung des Schlussberichts des Gerichts 

1.  Die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wurde, setzt das Urteil des 
Schlussberichts unverzüglich um. Ist die unverzügliche Umsetzung undurchführbar, 
so versuchen die Streitparteien, sich auf eine angemessene Umsetzungsfrist zu eini-
gen. Kommt innerhalb von 45 Tagen nach der Vorlage des Schlussberichts keine sol-
che Einigung zustande, so kann jede Streitpartei das ursprüngliche Schiedsgericht er-
suchen, die Dauer der angemessenen Frist angesichts der spezifischen Umstände des 
Falles festzusetzen. Das Urteil des Schiedsgerichts ergeht innerhalb von 60 Tagen 
nach Erhalt des Ersuchens. 

2.  Die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wurde, notifiziert der anderen 
Streitpartei die zur Umsetzung des Urteils des Schlussberichts ergriffene Massnahme 
sowie eine genügend detaillierte Beschreibung darüber, wie die Massnahme die Um-
setzung sicherstellt, sodass die andere Streitpartei die Massnahme abschätzen kann. 

3.  Besteht Uneinigkeit darüber, ob eine Massnahme zur Umsetzung des Urteils des 
Schlussberichts besteht oder ob diese Massnahme mit dem Urteil vereinbar ist, so wird 
diese Uneinigkeit auf Ersuchen einer Streitpartei von demselben Schiedsgericht ent-
schieden, bevor nach Artikel 11.9 (Ausgleich und Aussetzung von Vorteilen) ein Aus-
gleich gesucht oder die Aussetzung von Vorteilen angewendet werden kann. Das 
Urteil des Schiedsgerichts ergeht innerhalb von 90 Tagen nach Erhalt des Ersuchens. 

Art. 11.9 Ausgleich und Aussetzung von Vorteilen 

1.  Falls die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wurde, ein Urteil des 
Schiedsgerichts nach Artikel 11.8 (Umsetzung des Schlussberichts des Gerichts) nicht 
umsetzt oder der beschwerdeführenden Vertragspartei ihre Absicht notifiziert, das 
Urteil des Schlussberichts nicht umzusetzen, nimmt diese Vertragspartei auf Ersuchen 
der beschwerdeführenden Vertragspartei Konsultationen auf, um einen für beide Sei-
ten annehmbaren Ausgleich zu vereinbaren. Wurde um solche Konsultationen ersucht 
und kommt innerhalb von 20 Tagen nach Erhalt des Ersuchens keine Einigung zu-
stande, kann die beschwerdeführende Vertragspartei die Anwendung von Vorteilen 
aus diesem Abkommen aussetzen, aber nur im gleichwertigen Ausmass wie jene, die 
von der Massnahme betroffen sind, die das Schiedsgericht für mit diesem Abkommen 
unvereinbar befunden hat. 

2.  Bei der Prüfung der Frage, welche Vorteile ausgesetzt werden sollen, strebt die 
beschwerdeführende Vertragspartei zunächst an, Vorteile aus demselben Sektor o-
der denselben Sektoren auszusetzen, der bzw. die von der gemäss dem Schiedsgericht 
mit diesem Abkommen unvereinbaren Massnahme betroffen ist bzw. sind. Ist die 
beschwerdeführende Vertragspartei der Ansicht, die Aussetzung von Vorteilen in 
demselben Sektor oder denselben Sektoren sei nicht durchführbar oder nicht wirksam, 
so kann sie Vorteile in anderen Sektoren aussetzen. 

3.  Die beschwerdeführende Vertragspartei notifiziert spätestens 30 Tage vor dem 
Zeitpunkt, zu dem die Aussetzung wirksam werden soll, der Vertragspartei, gegen die 



 

Beschwerde geführt wurde, die Vorteile, die sie auszusetzen beabsichtigt, die Gründe 
für die Aussetzung und deren Beginn. Innerhalb von 15 Tagen nach Erhalt der Noti-
fikation kann die Vertragspartei, gegen die Beschwerde geführt wurde, das ursprüng-
liche Schiedsgericht ersuchen, darüber zu entscheiden, ob die Vorteile, die die be-
schwerdeführende Vertragspartei auszusetzen beabsichtigt, mit denen gleichwertig 
sind, die von der als mit diesem Abkommen unvereinbar befundenen Massnahme be-
troffen sind, und ob die vorgeschlagene Aussetzung in Übereinstimmung mit den 
Absätzen 1 und 2 steht. Das Urteil des Schiedsgerichts ergeht innerhalb von 45 Tagen 
nach Erhalt des Ersuchens. Vorteile werden nicht ausgesetzt, bis das Schiedsgericht 
sein Urteil vorgelegt hat. 

4.  Der Ausgleich und die Aussetzung von Vorteilen sind vorübergehende Massnah-
men und werden von der beschwerdeführenden Vertragspartei nur angewendet, bis 
die Massnahme, die für mit diesem Abkommen unvereinbar befunden wurde, zurück-
genommen oder so geändert wurde, dass sie mit diesem Abkommen vereinbar ist, 
oder die Streitparteien die Streitigkeit anders gelöst haben. 

5.  Auf Ersuchen einer Streitpartei entscheidet das ursprüngliche Schiedsgericht über 
die Vereinbarkeit der nach der Aussetzung von Vorteilen ergriffenen Umsetzungs-
massnahmen mit dem Schlussbericht und darüber, ob angesichts dieses Urteils die 
Aussetzung von Vorteilen zu beenden oder zu ändern ist. Das Urteil des Schiedsge-
richts ergeht innerhalb von 30 Tagen nach Erhalt des Ersuchens. 

Art. 11.10 Fristen 

1.  Die in diesem Kapitel genannten Fristen können von den Streitparteien in gegen-
seitigem Einvernehmen oder, auf Ersuchen einer Streitpartei, durch das Schiedsge-
richt geändert werden. 

2.  Ist ein Schiedsgericht der Ansicht, es könne eine Frist, die ihm von diesem Kapitel 
auferlegt wird, nicht einhalten, so setzt es die Streitparteien schriftlich davon in Kennt-
nis und gibt eine Schätzung der zusätzlich erforderlichen Zeit ab. Die zusätzlich er-
forderliche Zeit sollte 30 Tage nicht überschreiten. 

Art. 11.11 Kosten 

Jede Streitpartei trägt ihre eigenen Rechts- und anderen Kosten im Zusammenhang 
mit dem Schiedsverfahren selbst. Die Schiedskosten werden von den Streitparteien zu 
gleichen Teilen getragen. Unter Berücksichtigung der jeweiligen Umstände des be-
treffenden Falls kann das Schiedsgericht eine andere Kostenaufteilung beschliessen.  
Kapitel 12: Schlussbestimmungen 

Art. 12.1 Anhänge und Appendizes 

Die Anhänge und Appendizes zu diesem Abkommen sind feste Bestandteile dieses 
Abkommens. 



 

 

Art. 12.2 Änderungen 

1.  Jede Vertragspartei kann dem gemischten Ausschuss Vorschläge für Änderungen 
dieses Abkommens zur Prüfung und zur Abgabe einer Empfehlung unterbreiten. 

2.  Sofern Artikel 10.1 (Gemischter Ausschuss) nichts anderes vorsieht, bedürfen 
Änderungen dieses Abkommens der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. 

3.  Falls nichts anderes vereinbart wurde, treten Änderungen am ersten Tag des drit-
ten Monats nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem mindestens ein EFTA-Staat und die 
Republik Moldau ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde beim 
Depositar hinterlegt haben. Für einen EFTA-Staat, der seine Ratifikations-, Annahme- 
oder Genehmigungsurkunde nach dem Zeitpunkt hinterlegt, zu dem mindestens ein 
EFTA-Staat und die Republik Moldau ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmi-
gungsurkunde beim Depositar hinterlegt haben, tritt die Änderung am ersten Tag des 
dritten Monats nach Hinterlegung seiner Urkunde in Kraft. 

4.  Änderungen bezüglich Angelegenheiten, die ausschliesslich einen der oder meh-
rere EFTA-Staaten und die Republik Moldau betreffen, werden von den betroffenen 
Vertragsparteien vereinbart. 

5.  Der Änderungstext und die Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkun-
den werden beim Depositar hinterlegt. 

6.  Erlauben es ihre innerstaatlichen Rechtsbestimmungen, kann eine Vertragspartei 
Änderungen vorläufig anwenden. Die vorläufige Anwendung von Änderungen wird 
dem Depositar notifiziert. 

Art. 12.3 Beitritt 

1.  Jeder Staat, der Mitglied der EFTA wird, kann diesem Abkommen zu den zwi-
schen den Vertragsparteien und dem beitretenden Staat vereinbarten Bedingungen 
beitreten. 

2.  Für einen beitretenden Staat tritt das Abkommen am ersten Tag des dritten Monats 
nach dem Zeitpunkt in Kraft, zu dem der beitretende Staat und die letzte Vertragspar-
tei ihre Urkunden zur Ratifikation, Annahme oder Genehmigung der Beitrittsbedin-
gungen hinterlegt haben. 

Art. 12.4 Rücktritt und Beendigung 

1.  Jede Vertragspartei kann durch schriftliche Notifikation an den Depositar von die-
sem Abkommen zurücktreten. Der Rücktritt wird sechs Monate ab dem Zeitpunkt 
wirksam, an dem der Depositar die Notifikation erhalten hat. 

2.  Tritt die Republik Moldau zurück, so erlischt dieses Abkommen, wenn der Rück-
tritt Wirkung erlangt. 

3.  Jeder EFTA-Staat, der vom Übereinkommen zur Errichtung der Europäischen 
Freihandelsassoziation zurücktritt, ist ab dem Tag, an dem der Rücktritt Wirkung er-
langt, ipso facto nicht mehr Vertragspartei dieses Abkommens. 



 

Art. 12.5 Inkrafttreten 

1.  Dieses Abkommen unterliegt der Ratifikation, Annahme oder Genehmigung. Die 
Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunden werden beim Depositar hin-
terlegt. 

2.  Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des dritten Monats nach dem Zeitpunkt in 
Kraft, zu dem mindestens ein EFTA-Staat und die Republik Moldau ihre Ratifikati-
ons-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde beim Depositar hinterlegt haben. 

3.  Für einen EFTA-Staat, der seine Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsur-
kunde nach dem Zeitpunkt hinterlegt, zu dem mindestens ein EFTA-Staat und die 
Republik Moldau ihre Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsurkunde beim 
Depositar hinterlegt haben, tritt dieses Abkommen am ersten Tag des dritten Monats 
nach Hinterlegung seiner Urkunde in Kraft. 

4.  Erlauben es ihre innerstaatlichen Rechtsbestimmungen, kann eine Vertragspartei 
dieses Abkommen vorläufig anwenden. Die vorläufige Anwendung dieses Abkom-
mens wird dem Depositar notifiziert. 

Art. 12.6 Depositar 

Die Regierung von Norwegen handelt als Depositar. 

Zu Urkund dessen haben die hierzu gehörig befugten Unterzeichnenden dieses Ab-
kommen unterzeichnet. 

Geschehen zu Schaan, Liechtenstein, am 27. Juni 2023, in einer englischen Urschrift, 
die beim Depositar hinterlegt wird, der allen Vertragsparteien beglaubigte Abschriften 
übermittelt.  
(Es folgen die Unterschriften) 


